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Editorial

Null Toleranz: ein Ziel, das verpflichtet. Es wurde im Jahr 
2003 im Rahmen der Dakkar-Konferenz gesetzt als Antwort 
auf das Leid von 130 Millionen Frauen weltweit. Zumeist 
in ihrer frühen Kindheit genital verstümmelt, leiden sie an 
den Folgen. Und diese sind mannigfaltig. Sie reichen von 
Schmerzen beim Harnlassen, Schmerzen bei der Menstrua-
tion, beim Geschlechtsverkehr bis hin zu wiederkehrenden 
Entzündungen und einem höheren Risiko für Mutter und 
Kind, bei der Geburt zu sterben. Bei vielen Frauen brennt 
sich das Erlebnis tief in die Seele ein. Und alle zehn Sekun-
den trifft es ein weiteres Mädchen. 
Die weibliche Genitalverstümmelung, auch Mädchenbe-
schneidung genannt, ist ein Ritual, das in der Akzeptanz 
von gesellschaftlich tief verwurzelten Normen ruht. Sie 
haben ihre Gültigkeit bis heute in vielen Ländern nicht ver-
loren. Sie zu überwinden, verlangt daher nach einer Stra-
tegie, die auf die Veränderung abzielt. Dabei ist es wichtig 
zu erkennen, dass weibliche Genitalverstümmelung von 
keiner Religion verlangt wird, weder vom Koran noch von 
der Thora oder der Bibel.
UNICEF setzt sich für die Überwindung dieses schmerz- 
vollen Rituals ein. Weil das Kinderhilfswerk der Verein-
ten Nationen weltweit dem Recht des Mädchens auf einen 
unversehrten Körper Nachachtung verschaffen will. Dieses 
Recht ist begründet in der Konvention über die Rechte des 
Kindes, (CRC).
Mädchenbeschneidung ist eine Menschenrechtsverletzung. 
Ihre Bannung hat daher viel zu tun mit dem Einfordern von 
Rechten. Die UNICEF Programme zielen auf die Stärkung 
der Gesellschaften, für ihre Rechte einzutreten. Um diese 
Rechte zu verankern und zu sichern, sind Rechtsinstrumente 
in den praktizierenden Ländern wichtig. Allein vermögen sie 
aber nicht die notwendige Überzeugungsarbeit zu leisten, 
die Programme bewirken können. Prävention ist daher ein 
Schlüsselwort, gesetzliche Instrumente der Schutz.
UNICEF Schweiz unterstützt die weltweite Bannung der 
Mädchenbeschneidung durch die nachhaltige Finanzierung 
von Projekten in verschiedenen Ländern, insbesondere in 
Burkina Faso, Somalia, Gambia, Ägypten, Eritrea. Sie unter-
stützt zudem die gesetzliche Verankerung von Verboten von 

weiblicher Genitalverstümmelung, die Aufarbeitung von 
wissenschaftlichen Erkenntnissen über die Rolle von gesell-
schaftlichen Normen, ihre Entwicklung und Veränderung. 
Überdies tragen wir dazu bei, diese Erkenntnisse an die 
Basis zu tragen, dort wo die Veränderungen passieren.
Die Erfahrung in den Programmländern hat UNICEF Schweiz 
die Bedeutung der Diaspora im Hinblick auf die Überwin-
dung der weiblichen Genitalverstümmelung gezeigt. Es ist 
daher ein logischer Schritt, die Mädchenbeschneidung auch 
in unserem Land zu bannen. Kenntnisse über Vorkommen 
und Ausmass, die Klärung der Rechtslage und des Kindes-
schutzes sind wichtige Voraussetzungen für eine vertiefte 
Diskussion. UNICEF Schweiz hat dabei die Grenzen der heu-
tigen Rechtsinstrumente aufgezeigt. Die Rechtsgutachten 
von Prof. Dr. iur. Stefan Trechsel und Dr. iur. Regula Schlauri 
vom Institut für Rechtswissenschaften, Zürich, sowie jenes 
von Prof. Dr. iur. M.A. Niggli und lic. iur. Anne Berkemeier 
vom Departement für Strafrecht, Universität Freiburg, wei-
sen auf die Bedeutung einer spezifischen Strafnorm in der 
Schweiz hin. Die parlamentarische Initiative von Maria Roth-
Bernasconi, Nationalrätin GE, und weiteren Unterzeichen-
den hat das Anliegen auf die politische Agenda gesetzt.
Das vor Ihnen liegende Gutachten leuchtet nun einen wei-
teren Aspekt der Mädchenbeschneidung aus: der zivilrecht- 
liche Kindesschutz und in diesem Lichte mögliche Präven-
tionsmassnahmen. Das Gutachten wurde im Auftrag von 
UNICEF Schweiz durch Dr. iur. Michelle Cottier, MA, vom 
Centrum für Familienwissenschaften, Universität Basel, 
ausgeführt. Es zeigt Möglichkeiten und Grenzen des zivil-
rechtlichen Kindesschutzes mit Blick auf die Prävention 
von weiblicher Genitalverstümmelung auf.
Die Konvention über die Rechte des Kindes verlangt von 
den Unterzeichnerstaaten, den Kindern den grösstmög-
lichen Schutz angedeihen zu lassen. Die Schweiz hat die 
Kinderrechtskonvention 1997 unterzeichnet. Sie hat damit 
die Verpflichtung übernommen, ihre Kinder – Mädchen und 
Buben – vor Risiken, die gegen die Konvention verstos-
sen, zu schützen. In der Schweiz leben Mädchen, die riskie-
ren, beschnitten zu werden. Ein gemeinsames Handeln für 
diese Mädchen ist ein Gebot der Stunde.

Elsbeth Müller 
Geschäftsleiterin UNICEF Schweiz

Das Gutachten wurde in akademischer Freiheit erarbeitet.  
Die Überlegungen und Schlussfolgerungen müssen nicht zwingend  
mit den UNICEF Positionen übereinstimmen.
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I. Einleitung1

Die Schweiz ist in den letzten Jahren aufgrund der vermehr-
ten Einwanderung von Migrantinnen und Migranten aus 
FGM-praktizierenden Ländern mit dem Thema der genitalen 
Mädchenbeschneidung (Female Genital Mutilation/Cutting, 
FGM/C) konfrontiert worden. So tragen auch in der Schweiz 
lebende Mädchen das Risiko von FGM/C. Der Schweiz 
kommt aufgrund der national- wie internationalrechtlich ver-
ankerten Kinderrechte der Auftrag zu, alle in ihrem Gebiet 
lebenden Mädchen vor Genitalbeschneidung zu schützen. Zu 
diesem Zweck müssen sowohl Präventionsmassnahmen ent-
wickelt wie auch die Möglichkeiten des strafrechtlichen und 
des zivilrechtlichen Kindesschutzes eingesetzt werden.
Im Auftrag von UNICEF Schweiz wurden bereits zwei 
Rechtsgutachten zur Strafbarkeit der Mädchenbeschneidung 
in der Schweiz erstellt.2 Dabei konnte klar festgestellt wer-
den, dass die Beschneidung eines Mädchens in der Regel nach 
Schweizer Recht strafrechtlich verfolgt werden kann.
Die vorliegende Untersuchung befasst sich mit zivilrecht-
lichen Aspekten und dem Beitrag des zivilrechtlichen Kin-
desschutzes zur Prävention der weiblichen Genitalbeschnei-
dung in der Schweiz. Dafür werden erst die unterschiedlichen 
Ansätze aus Frankreich und England als Beispiele herangezo-
gen. Sodann werden die einzelnen Kindesschutzmassnahmen 
nach Art. 307 ff. ZGB und ihre Anwendung zum Schutz vor 
FGM/C dargestellt sowie verfahrensrechtliche Aspekte und 
Strukturen des Kindesschutzwesens in Basel-Stadt, Genf und 
Zürich. 
Im letzten Teil werden die Instrumente des Kindesschutzes im 
Hinblick auf Prävention von FGM/C in der Schweiz und die 
Präventionsbemühungen der Kantone bewertet. Weiter wer-
den Empfehlungen zur Prävention in den Kantonen, zuhanden 
der Vormundschaftsbehörden und der Gesetzgeber auf Ebene 
von Bund und Kantonen formuliert. Der Anhang gibt einen 
Überblick über die Prävention von FGM/C in Grossbritannien, 
Frankreich und der Schweiz.
Gesetzgebung und Rechtsprechung befinden sich auf dem 
Stand vom 1. September 2007.
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Durch die Ratifikation der  

UN-Kinderrechtskonvention hat  

sich die Schweiz zum Schutz von  

Kindern verpflichtet.
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II. Genitale Mädchenbeschneidung 
in der Schweiz

1. Begriff und Terminologie

Die weibliche Genitalverstümmelung (Female Ge nital Mu-
tilation) umfasst laut WHO alle Verfahren, die die partielle 
oder totale Entfernung oder sonstige Verletzung der äusseren 
weiblichen Genitalien aus kulturellen, religiösen oder ande-
ren nichttherapeutischen Gründen beinhalten3; sie sind in 28 
Ländern Afrikas und einigen Ländern Asiens verbreitet.4 
International ist heute der Begriff Female Genital Mutila-
tion (FGM),5 «weibliche Genitalverstümmelung», gängig. 
Die UN-Organisationen WHO (World Health Organizati-
on), UNICEF (United Nations Children’s Fund) und UNFPA 
(United Nations Development Fund) haben sich 1997 in 
einer gemeinsamen Stellungnahme zur Praxis geäussert und 
verwenden diesen Begriff. Neu wird erwogen, von Female 
Genital Mutilation/Cutting (FGM/C) zu sprechen, was neut-
raler ist und die beschnittenen Frauen nicht als «Verstümmel-
te» stigmatisiert.6 Die Wichtigkeit der Verwendung von nicht 
wertenden Begriffen betont auch die Schweizerische Gesell-
schaft für Gynäkologie und Geburtshilfe.7

Weil es in der vorliegenden Untersuchung um Prävention im 
Bereich Kindesschutz geht, wird der neutralere Begriff geni-
tale Mädchenbeschneidung oder weibliche Genitalbeschnei-
dung verwendet. Er soll im Kontakt mit Eltern und Kindern 
für eine respektvolle Ausdrucksweise stehen. UNICEF spricht 
neu von der englischen Abkürzung FGM/C, was hier im Fol-
genden aufgegriffen wird. 

Formen und Folgen weiblicher Genitalbeschneidung

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) gliedert die Praktik 

der weiblichen Genitalverstümmelung (FGM) in vier Typen.8 

Für medizinische Fachpersonen ist es jedoch nicht immer ein-

fach, die verschiedenen Formen von FGM voneinander zu 

unterscheiden, da Zwischenformen und Variationen existie-

ren. In der Schweiz wird das Gesundheitspersonal meistens 

mit der Infibulation (Typ III) konfrontiert. Die Typen I, II und IV 

bleiben häufig unbemerkt.9

Inzision (Typ I)

Als Inzision wird der Vorgang bezeichnet, bei dem die Vorhaut 

der Klitoris eingeschnitten oder entfernt wird. Die Inzision gilt 

als mildeste Form der genitalen Beschneidung.

Exzision (Typ II)

Unter den Begriff der Exzision fallen die Entfernung der 

Klitoris sowie die komplette oder teilweise Entfernung der 

kleinen Schamlippen. 

Infibulation (Typ III)

Die Infibulation gilt als gravierendste Form der weiblichen 

Genitalverstümmelung. Dabei werden die Klitoris, die klei-

nen Schamlippen sowie die grossen Schamlippen entfernt. 

Die Wunde wird daraufhin zugenäht, bis lediglich eine kleine 

Öffnung verbleibt, aus der Urin und Menstruationsblut aus-

treten können.

Diverse, nicht klassifizierbare Praktiken (Typ IV)

Typ IV umfasst alle Formen der weiblichen Genitalverstüm-

melung, die nicht unter einen der vorangehenden Typen sub-

sumiert werden können. Insbesondere fallen darunter folgen-

de Praktiken: Punktion, Piercing, Einschnitt und Einriss der 

Klitoris; Ausziehung, Verlängerung der Klitoris und der klei-

nen Schamlippen;10 Ausbrennen der Klitoris und/oder der 

angrenzen den Gewebe; Einreissen des Umgebungsgewe-

bes (Angurya-Schnitte) oder Schnitte in die Vagina (Gishiri-

Schnitte); Einführung ätzender Substanzen oder Kräuter in die 

Vagina, um diese zu verengen.11 

Zurzeit befindet sich diese Klassifikation in Überarbeitung, und 

es soll ein Typ V eingeführt werden, der symbolische Formen 

erfasst wie das Einstechen der Klitoris, um kleine Blutstropfen 

austreten zu lassen.12

Folgen der weiblichen Genitalbeschneidung

Die weibliche Genitalbeschneidung kann abhängig vom Typ 

der Beschneidung akute und langfristige gesundheitliche Kom-

plikationen verursachen. Zudem können beschnittene Frauen 

auch an einer Reihe von psychischen Beschwerden leiden. Die 

Komplikationen sind bei den Typen II und III meistens gravie-

render als bei den Typen I und IV. 

2. Die kulturellen Hintergründe 

Der Ursprung der weiblichen Genitalbeschneidung ist un-
klar, geht aber minde stens zurück bis in die Antike.13 Die 
heutigen kulturellen Rechtfertigungen und Begrün dungen fal-
len je nach praktizierender Gemeinschaft und Kontext unter-
schiedlich aus. 

Kontrolle weiblicher Sexualität: Keuschheit und Jungfräulich-

keit bis zur Ehe und Treue wäh rend der Ehe.14 Ein Mädchen gilt 

ohne Beschneidung als unrein und kann nicht verheiratet wer-

den, Hauptmotivation von Eltern in vielen Ethnien und Kultu-

ren, ihre Töchter beschnei den zu lassen.15

Religiöse Motive: Jungfräulichkeit und Keuschheit, beson-

ders im islamisch-arabischen Raum,16 obwohl keine der gros-

sen Weltreligionen die Beschneidung ausdrücklich verlangt. Es 

gibt neuerdings Rechtsgutachten (Fatwa), in denen klargestellt 

wird, dass die weibliche Genitalbeschneidung keine religiöse 

Pflicht im Islam darstellt.17
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Kulturelle und soziale Identität: Hohes soziales Ansehen 

und Definition als Mitglied der Gemeinschaft,18 in vielen 

Kulturen zudem Initiationsritus, der Mädchen in die Welt der 

Frauen einführt.19 

Klarheit in der Geschlechterordnung: Vorstellung, dass durch 

die Beschneidung sowohl bei Jungen wie bei Mädchen Anteile 

des anderen Geschlechts entfernt werden müssen.20

Ebenso, dass das Kind bei der Geburt stirbt, wenn es mit der 

Klitoris der Mutter in Berührung kommt.21

Ästhetik und Hygiene: Nur das durch Infibulation verschlos- 

sene und glatt zugewachsene Geschlecht wird in Somalia auch 

von den beschnittenen Frauen selbst als ästhetisch und hygi-

enisch betrachtet. Darum wünschen viele Frauen, nach einer 

Geburt reinfibuliert, also wieder bis auf eine kleine Öffnung 

zugenäht zu werden.22

Ähnliche Praktiken und Begründungen in der «westlichen» 

Welt: Im 19. Jahrhundert wurden in Europa und den USA zur 

«Behandlung» von Masturbation Frauen die Klitoris und zum 

Teil auch die Schamlippen entfernt.23

3.  Bemühungen zur Überwindung von 
FGM/C in Afrika

 
In praktizierenden Ländern setzen sich lokale und internatio-
nale NGO seit vielen Jahren für die Abschaffung der FGM/C 
ein. Dies hat dazu geführt, dass heute viele der afrikanischen 
Länder, in denen FGM/C praktiziert wird, die Praxis aus-
drücklich gesetzlich verbieten.24

Das strafrechtliche Verbot von FGM/C alleine genügt jedoch 
nicht. So beruhen heute die meisten Programme auf der Auf-
klärung in Bezug auf die gesundheitlichen Folgen von FGM/C 
und die Herbeiführung einer kollektiven Entscheidung zur 
Abschaffung von FGM/C in einzelnen Gemeinschaften. Der 
erfolgversprechendste Weg ist der Menschenrechtsansatz, 
der auf die Stärkung insbesondere der Frauen und Mädchen 
abzielt und FGM/C nicht isoliert betrachtet.25 
Die Präventionsbemühungen in Afrika haben auch Bedeu-
tung für die Präventionsarbeit in der Schweiz. So kann die 
sukzessive Abschaffung von FGM/C in vielen ethnischen Ge-
meinschaften als Argument auch gegenüber in der Schweiz 
lebenden Migrantinnen und Migranten angeführt werden. 

4.  Fortführung von FGM/C  
in der Migration?

 
Verschiedene Studien zeigen, dass sich die Einstellung 
zu FGM/C in der Migration stark ver ändert und dass die 
Debatte innerhalb der migrantischen Gemeinschaften eine 
wichtige Rolle in diesem Veränderungsprozess einnimmt. 
Die meisten Untersuchungen zeigen, dass Eltern aus FGM/C- 
praktizierenden Ländern nach ihrer Auswanderung nach 
Europa die Notwendigkeit der Mädchenbeschneidung in Fra-
ge stellen.26 Sie äussern Erleichterung darüber, dass FGM/C 
im europäischen Aufnahmeland verboten ist.27 Viele selbst 
von Beschneidung betroffene Frauen setzen sich als Akti-
vistinnen gegen die Fortführung der Tradition ein. Trotzdem 
muss davon ausgegangen werden, dass Teile der migranti-
schen Bevölkerung aus FGM/C-praktizierenden Ländern die 
Beschneidung ihrer Töchter weiterhin für notwendig erach-
ten, in der Vorstellung, dass dies zum Wohl ihrer Tochter sei. 
Diese Menschen gilt es im Rahmen der Präventionsarbeit zu 
erreichen.

5.  Vorkommen und gefährdete Mädchen 
in der Schweiz

 
Gemäss Schätzungen von UNICEF sind weltweit über 130 
Millionen Mädchen und Frauen von der Genitalbeschneidung 
betroffen, und jedes Jahr sind weitere drei Millionen Mädchen 
dem Risiko ausgesetzt, beschnitten zu werden.28 
Aufgrund einer 2004 im Auftrag von UNICEF Schweiz durch-
geführten Umfrage unter Gynäkologen und Gynäkologinnen 
wird geschätzt, dass in der Schweiz 6700 Frauen und Mäd-
chen leben, die von Beschneidung betroffen oder gefährdet 
sind.29 70 Prozent dieser Frauen leben in den Kantonen Genf, 
Waadt, Zürich und Bern.30 
Aufgrund der fehlenden Zahlen für die Schweiz muss von der 
Vorkommensrate im Heimatland ausgegangen werden, die im 
Kontext der Migration aufgrund der veränderten rechtlichen 
und sozialen Rahmenbedingungen aber niedriger sein wird. 
Die Vorkommens- oder Prävalenzrate ist in den verschiedenen 
FGM/C-praktizierenden Ländern sehr unterschiedlich hoch. 
In den Ländern Nordostafrikas ist die Häufigkeit hoch, mit 80 
Prozent (Äthiopien) bis 97 Prozent (Ägypten) aller Frauen. In 
Ostafrika ist die Prävalenz deutlich kleiner. 
Vor kurzem ist der erste Fall bekannt geworden, in dem 
Eltern gestanden haben, dass sie ihr Kind in der Schweiz 
beschneiden lassen. Bei einer gynäkologischen Untersu-
chung im Kinderspital Zürich wurde bei einem 13-jährigen 
Mädchen eine Exzision (Klitorisentfernung) festgestellt, 
die vor 11 Jahren in der Schweiz durchgeführt worden war. 

II. Genitale Mädchenbeschneidung in der Schweiz
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Dies wurde an die Vormundschaftsbehörde des Wohnorts der 
Familie im Zürcher Oberland gemeldet. Die Vormundschafts-
behörde verständigte daraufhin die Staatsanwaltschaft und 
setzte eine Rechtsanwältin als Prozessbeiständin gemäss Art. 
392 Ziff. 2 ZGB ein. Die Staatsanwaltschaft setzte zu Zwe-
cken der strafrechtlichen Untersuchung die Eltern in Haft, 
wobei sie sich bei der Vormundschaftsbehörde versicherte, 
dass die Betreuung des Mädchens während der Abwesenheit 
der Eltern gewährleistet war. Die Eltern sind weitgehend ge-
ständig, das betroffene Mädchen machte jedoch von seinem 
Aussageverweigerungsrecht Gebrauch. Die Anklage wegen 
Anstiftung zu schwerer Körperverletzung, die auf den Ergeb-
nissen der Untersuchung im Kinderspital und dem Geständnis 
der Eltern beruht, wurde von der Staatsanwaltschaft im Janu-
ar 2008 ans Zürcher Obergericht überwiesen. Die angeklag-
ten Eltern haben vorgebracht, dass sie sich zur Zeit der Tat in 
einem Rechtsirrtum befanden.32 
In mehreren Fällen ist es zudem in der Schweiz aufgrund 
eines Verdachts der drohenden Genitalbeschneidung eines 
Mädchens zu einer Gefährdungsmeldung an die Vormund-
schafts behörden gekommen. Im Kanton Genf hat der kan-
tonale Kindesschutzdienst bereits in mehreren Fällen Prä- 
ventionsarbeit im Bereich von FGM/C geleistet, eine 

Überweisung an die Vormundschaftsbehörde hat jedoch in 
diesem präventiven Kontext bis jetzt noch nicht stattgefun-
den.33 Die Vormundschaftsbehörde Zürich hat bisher in ei-
nem Fall im Einverständnis mit den somalischen Eltern die 
regelmässige (alle sechs Monate stattfindende) Genitalunter-
suchung von drei Mädchen im Alter von fünf, sechs und acht 
Jahren angeordnet. Die eingesetzte Beiständin erhielt im Rah-
men einer Beistandschaft nach Art. 308 ZGB34 die Aufgabe, 
die Mädchen bei der Genitaluntersuchung zu begleiten.35 

6.  Gesamtschweizerische  
Präventionsbemühungen36

 
In der Schweiz befassen sich diverse nichtstaatliche Orga-
nisationen (non-governmental organisations, NGO) auf un-
terschiedlichen Ebenen mit der Prävention von Mädchenbe-
schneidung. Je nach Schwerpunkt ihrer Ausrichtung setzen 
sie sich für Grundlagenarbeit, Sensibilisierungs- und Auf-
klärungsmassnahmen oder für die Verbesserung der medi-
zinischen Betreuung und der sozialen Situation von bereits 
beschnittenen Frauen ein. 
Seit 2001 ist UNICEF Schweiz im Bereich der Grundlagen-
arbeit tätig. Um Aufschluss über das Vorkommen von FGM/C 
zu erhalten, führten UNICEF Schweiz und die Schweizeri-
sche Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe 2001 
eine erste Umfrage bei Ärzten und Ärztinnen durch.37 Die 
Ergebnisse wurden an einer Tagung vorgestellt, an der das 
Thema erstmals auf nationaler Ebene dargestellt wurde und 
rechtliche, medizinische und soziale Zusammenhänge beleuch-
tet wurden.38 Die Tagung verdeutlichte den Handlungsbedarf 
in allen drei Bereichen. 
In der Folge gab UNICEF Schweiz das Rechtsgutachten 
«Weibliche Genitalverstümmelung in der Schweiz»39 in Auf-
trag, das aufzeigt, dass die Ausführung bestimmter Typen von 
FGM/C (Infibulation und Exzision) den Tatbestand der schwe-
ren Körperverletzung erfüllt. Ende 2004 führten UNICEF 
Schweiz und das Institut für Sozial- und Präventivmedizin der 
Universität Bern eine zweite und umfassendere Umfrage unter 
medizinischem Personal sowie Sozialarbeitenden durch, um 
den Umfang der betroffenen Berufsgruppen und der betroffe-
nen Migrantinnengruppen genauer zu eruieren.40

2005 veröffentlichte die Schweizerische Gesellschaft für 
Gynäkologie und Geburtshilfe Richtlinien mit dem Titel 
«Patientinnen mit genitaler Beschneidung: Schweizerische 
Empfehlungen für Ärztinnen und Ärzte, Hebammen und 
Pflegefachkräfte».41 
Für die Informations- und Sensibilisierungsarbeit gab Terre 
des Femmes Schweiz in Zusammenarbeit mit Migrantinnen 
eine Broschüre in verschiedenen Sprachen heraus, die über 

UNICEF Umfrage 200431

Zusammenarbeit Umfrage von UNICEF Schweiz in 

Zusammenarbeit mit dem Institut 

für Sozial- und Präventivmedizin der 

Universität Bern

Befragte Gruppe Fachpersonen aus Gynäkologie,  

Pädiatrie, Geburtshilfe, Sozialstellen

Ergebnisse 20 Fachpersonen aus dem Gesund-

heitswesen mit beschnittenen Mäd-

chen unter 15 Jahren konfrontiert;  

40 Fachpersonen mit einer beschnit-

tenen Jugendlichen zwischen 15 und 

18 Jahren konfrontiert; 

42 der Befragten wurden gefragt,  

wo eine Beschneidung möglich sei;  

6 Mediziner wurden angefragt, 

FGM/C durchzuführen;

208 Fachpersonen hatten von Fäl-

len gehört, bei denen FGM/C in der 

Schweiz durchgeführt worden war.
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die Gefahren von FGM/C informiert.42 Die Vernetzung der 
verschiedenen mit FGM/C befassten Organisationen wurde 
auf Initiative von IAMANEH Schweiz (International Asso-
ciation for Maternal and Neonatal Health) seit 2005 auch im 
Rahmen einer fachlichen Begleitgruppe Migration und repro-
duktive Gesundheit vorangetrieben.43 Anfang 2006 wurde das 
Projekt von Caritas Schweiz übernommen. Sie gründete die 
Vermittlungsstelle für die Prävention von Mädchenbeschnei-
dungen in der Schweiz44 und leitet seit 2007 die Nationale 
Fachgruppe gegen Mädchenbeschneidungen in der Schweiz, 
bestehend aus Vertreterinnen diverser Organisationen, Fach-
bereichen und Institutionen sowie im Bereich von FGM/C 
engagierten Migrantinnen.45 Caritas Schweiz entwickelte 
zudem ein Modul zum Thema FGM/C für interkultu relle 
Dolmetscherinnen und Dolmetscher, das zur Begleitung und 
Weiterbildung eingesetzt wird.46 Im Bereich des hier beson-
ders interessierenden Kindesschutzes hat die Vermittlungs-
stelle sich mit einer Weiterbildung direkt an Fachleute und 
Behörden im zivilrechtlichen Kindesschutz gerichtet.47 
Migrantenorganisationen oder Einzelpersonen aus von 
FGM/C betroffenen Ländern sind auch in anderen Zusam-
menhängen in der Prävention von FGM/C aktiv, wobei das 
Engagement in Frauengruppen oder im Zusammenhang mit 
Veranstaltungen für Migrantinnen und Migranten zu Gesund-
heitsthemen im Vordergrund steht. Zu nennen sind in diesem 
Zusammenhang zum Beispiel der Treffpunkt für schwarze 
Frauen in Zürich, die Organisation Femmes Arc-en-ciel, die 
2002 aus Terre des Femmes hervorging, oder die Association 
Daryeel, die im März 2007 den Preis «Femme exilée, femme 
engagée» gewann.48

Um Rechtsfragen im Zusammenhang mit den Typen I und 
IV zu präzisieren, beauftragte UNICEF Schweiz das Rechts-
gutachten «Zur Frage der Strafbarkeit weiblicher Genitalver-
stümmelung gemäss Typen I und IV». Die Autoren stellen 
darin fest, dass die verschiedenen Formen der Genitalver-
stümmelung als schwere Körperverletzung oder jedenfalls als 
einfache qualifizierte Körperverletzung strafbar sind. Sie stel-
len weiter fest, dass diese Strafbarkeit nicht deutlich aus dem 
Gesetzestext abzulesen ist. Sie schlagen deshalb vor, die Straf-
barkeit der Genitalverstümmelung im Gesetzestext explizit 
zu erwähnen.49 Eine explizite Bestimmung fordert auch eine 
Parlamentarische Initiative von Nationalrätin Maria Roth-
Bernasconi, der im Sommer 2007 Folge geleistet wurde.50 
Mit einer im Oktober 2007 überwiesenen Motion von Roth-
Bernasconi beauftragte das Bundesparlament den Bundesrat, 
«sich stärker gegen die sexuelle Verstümmelung einzusetzen, 
vor allem, indem er regelmässige Informationskampagnen in 
der Schweiz sowie Ausbildungs- und Erziehungsmassnahmen 
bei den direkt betroffenen Menschen unterstützt».51

II. Genitale Mädchenbeschneidung in der Schweiz
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1. Grossbritannien

A. Gefährdete Gruppen
In Grossbritannien sind insbesondere Migrantinnen aus Kenia, 
Somalia und Ägypten von FGM/C betroffen. Weitere Grup-
pen stammen aus Nigeria, Ghana, Sierra Leone, Tansania und 
Uganda.52 Die NGO Forward (Foundation for women’s research 
and develop ment) schätzt, dass zurzeit in Grossbritannien 86 000 
Migrantinnen der ersten Generation leben, die in ihren Hei-
matländern beschnitten wurden, und dass 7000 Mädchen ge-
fährdet sind, noch beschnitten zu werden. Zurzeit leben über 
15 000 Somalierinnen in Grossbritannien, die beschnitten oder 
von Beschneidung be droht sein könnten.53 Die meisten Frau-
en und Mädchen aus FGM/C-praktizierenden Gruppen leben in 
den grossen Städten (London, Man chester, Sheffield, Liverpool, 
Birmingham und Cardiff). 

B.  Staatliche Prävention von  
Mädchenbeschneidung im Allgemeinen

In Grossbritannien ist eine beachtliche staatliche Präventi-
onstätigkeit festzustellen. Die Mädchenbeschneidung ist auf-
grund des Prohibition of Female Circumcision Act 1985 und 
des Female Genital Mutilation Act 2003 (England, Wales, 
Nordirland) bzw. des Prohibition of Female Genital Mutila-
tion (Scotland) Act 2005 strafbar. Die Erlasse aus den Jah-
ren 2003 und 2005 führten die Strafbarkeit der Auslandstat 
ein und erhöhten die Höchststrafe von fünf auf vierzehn Jah-
re Gefängnis. 
Neben dem strafrechtlichen Verbot wurde FGM/C auch früh 
als Form der Kindesmisshandlung (child abuse) im Sinne 
des Kindesrechts anerkannt.54 So wird FGM/C seit 199955 im 
regelmässig revidierten Regierungsdokument «Working To-
gether to Safeguard Children» erwähnt, das sich an Fachper-
sonen im staatlichen Dienst und staatliche Organisationen 
richtet. Darin wird darauf hingewiesen, dass eine lokale 
Kindesschutzbehörde (local authority) Kindesschutz-
massnahmen ergreifen kann, um Mädchen vor drohender 
Beschneidung zu schützen.56 Zudem empfiehlt das Dokument, 
detaillierte Anweisungen zum Thema FGM/C in existieren-
de Weisungen und Richtlinien im Bereich des Kindesschut-
zes zu integrieren, wobei das Gewicht auf präventive Strate-
gien gelegt wird.57

Erwähnenswert ist zudem, dass sich im Jahr 2000 eine 
parlamentarische Gruppe, die All-Party Parliamentary Group 
on Population, Development and Reproductive Health, dem 
Thema FGM/C widmete und dabei neben den strafrechtlichen 
Fragen auch die Kindesschutzthematik diskutierte. Als Ergeb-
nis hielt die Gruppe fest, dass FGM/C in den Regierungsdoku-
menten zuhanden der Kindesschutzbehörden als Kindesmiss-

handlung genannt werden und dass die Regierung spezifische 
Richtlinien für den Kindesschutzbereich erarbeiten sollte.
Kürzlich hat das für London zuständige London Safeguarding 
Children Board sogenannte Procedures, also spezielle Richt-
linien zur Prävention von FGM/C im Rahmen des Kindes-
schutzes, erlassen.58 Dokumente dieser Art existieren auch in 
anderen grösseren Städten Grossbritanniens.59 Die in ganz 
London geltenden Richtlinien sollen unten im Detail vorge-
stellt werden (vgl. unten c). 
In London nimmt zudem die Metropolitan Police, die Poli-
zeibehörde von Greater London,60 im Rahmen ihrer Aktivi-
täten gegen Kindesmisshandlung eine sehr aktive Rolle in 
der Prävention von FGM/C ein. Unter dem Titel «Project 
Azure: Summer is for Fun … Not for Pain» nimmt sie den 
Beginn der Schulsommerferien zum Anlass, um auf die Ge-
fahr der Beschneidung von Mädchen während der Ferien-
zeit aufmerksam zu machen.61 Um dem strafrechtlichen Ver-
bot Nachdruck zu verleihen, hat sie zudem am 11. Juli 2007 
eine Belohnung in der Höhe von 20 000 Pfund Sterling aus-
geschrieben für Personen, die der Polizei Informationen über 
genitale Mädchenbeschneidung in London liefern.62 Die Prä-
ventionsarbeit der Metropoli tan Police erfolgt auch im Rah-
men der Arbeit eines Projektteams (Project Violet Team), das 
zur Prävention von Kindesmisshandlung in ethnischen Ge-
meinschaften in den London Boroughs eingesetzt wird und 
seine Arbeit im Jahr 2006 aufgenommen hat.
Die Durchsetzungsmöglichkeiten des Strafrechts und der 
zwangsbewehrten Kindesschutzmassnahmen werden allerdings 
in der englischen Praxis selten verwendet. Eine strafrechtliche 
Verurteilung ist bis heute nicht bekannt geworden.63 Auch die 
Zwangsmittel des Kindesschutzrechts werden in der Praxis als 
Ultima Ratio verstanden, die nur nach Ausschöpfung aller Mit-
tel der Präventionsarbeit zur Anwendung gelangen sollen.64

In der Präventionsarbeit ist der Gesundheitssektor besonders 
aktiv: So befasst sich etwa in London eine Reihe von spezi-
alisierten Gesundheitsdiensten für afrikanische Frauen seit 
Jahren mit den spezifischen Problemen von beschnittenen 
Frauen und bemüht sich im Rahmen ihrer Arbeit auch um die 
Verhinderung weiterer Beschneidungen.65 
Die konkrete Präventionstätigkeit besteht aus Überzeugungs-
arbeit gegenüber den Gemeinschaften, die FGM/C praktizie-
ren. Einen wichtigen Anteil am Erfolg dieser Arbeit hat die 
Beteiligung von Fachpersonen, die selbst aus den praktizie-
renden Gemeinschaften stammen und in staatlichen Gesund-
heitsdiensten oder Nichtregierungsorganisationen tätig sind. 
Eine neuere Strategie besteht darin, weibliche und männliche 
Jugendliche aus FGM/C-praktizierenden ethnischen Gemein-
schaften für die Präventionsarbeit zu gewinnen.66

III. Erfahrungen aus Grossbritannien  
und Frankreich
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Kindesschutz-Richtlinien betreffend FGM/C:  

das Beispiel London

Als Beispiel für eine speziell für die Prävention von Mädchen-

beschneidung erarbeitete Richtlinie für den Kindesschutz-

bereich sollen im Folgenden die vom London Safeguarding 

Chil dren Board (LSCB) ausgearbeiteten67 Richtlinien mit dem 

Titel «Safeguarding children at risk of abuse through female 

genital mutilation» vorgestellt werden. 

Teile 1–3: Die insgesamt 30 Seiten und 11 Teile umfassenden 

Richtlinien richten sich an Fachleute sowie Privatpersonen und 

-gruppierungen (Teil 1.3)68. Sie betonen die Pflicht der Behör-

den, Mädchen vor Beschneidung zu schützen (Teil 2.2.5).

Danach werden die Verbreitung von FGM, die kulturellen Hin-

tergründe und die spezifische Situation von Mädchen in Gross-

britannien, die aus FGM-praktizierenden Gemeinschaften 

stammen, dargestellt (Teil 3). 

Teil 4:  Prinzipien, die den Richtlinien gesamthaft zugrunde 

liegen: 

 Die Sicherheit und das Wohl des Kindes haben Vorrang, und 

alle Behörden und Dienste handeln im Interesse der Kinder-

rechte gemäss der UN-Kinderrechtskonvention.

 FGM ist illegal und durch den Female Genital Mutilation Act 

2003 verboten.

 Es wird anerkannt, dass manche Familien FGM als Akt der 

Liebe und nicht der Grausamkeit betrachten. Trotzdem verur-

sacht FGM sowohl kurz- wie langfristig erhebliches Leid und ist 

eine körperliche und emotionale Misshandlung von Kindern.

 Alle Entscheidungen oder Planungen für Kinder sollten auf 

Abklärungen von guter Qualität gestützt und sensibel sein für 

Fragen von Rasse, Geschlecht, Religion und Sexualität und 

sollten es so weit wie möglich vermeiden, Kinder oder die 

prakti zie rende Gemeinschaft zu stigmatisieren.

 Die Richtlinien müssen durch die Bereitstellung von erreich-

baren, akzeptablen und sen siblen Diensten im Bereich von Ge-

sundheit, Erziehung, Polizei, Kinderbetreuung und freiwilligen 

Angeboten unterstützt werden.

 Alle Stellen sollten partnerschaftlich mit Mitgliedern loka-

ler Gemeinschaften zusam menarbeiten, um Individuen und 

Gruppen dabei zu unterstützen, Netzwerke und Ausbildungs-

programme aufzubauen.

Teile 5, 6:  Typen von FGM und die physischen und psychischen 

Fol gen des Eingriffs aus medizinischer Sicht. 

Teil 7: Merkmale einer professionellen Reaktion auf die Ge-

fahr der Mädchenbeschneidung werden behandelt. Zunächst 

werden drei Situationen identifiziert, die ein Tätigwerden ver-

anlassen sollten: 1. Ein Mädchen ist gefährdet, beschnitten zu 

werden. 2. Ein Mädchen wurde bereits beschnitten. 3. Eine wer-

dende Mutter ist beschnitten. Sodann wird für den Umgang 

mit potenziell gefährdeten Kindern empfohlen, wenn nötig ei-

ne Übersetzung beizuziehen, zudem auch mit dem Kind allein, 

ohne Eltern, zu sprechen und dabei eine einfache, direkte Spra-

che und insbesondere Begrifflichkeiten für die Beschneidung 

zu verwenden, die dem Kind geläufig sind. Besonders wird 

auch auf die Verwendung einer sorgfältigen, nicht abwerten-

den oder vorwurfsvollen Sprache im Gespräch mit bereits be-

schnittenen Mädchen und Frauen (Müttern) hingewiesen. 

Teil 8: Elemente, die vor allem Lehrpersonen und Sozialdiens-

te hellhörig machen sollten, da sie auf eine mögliche Gefahr 

der Beschneidung hinweisen:

 Die Familie stammt aus einer ethnischen Gemeinschaft, die 

FGM praktiziert. 

 Die Eltern geben an, dass sie oder Verwandte das Kind für 

eine längere Zeit aus dem Land verbringen werden.

 Das Kind spricht über längere Ferien im Heimatland oder 

einem Land, wo FGM prakti ziert wird.

 Das Kind vertraut einer Fachperson an, dass es eine «spe-

zielle Behandlung» haben wird oder dass es einen speziellen 

Anlass erleben wird.

 Eine Fachperson hört, dass FGM in einer Unterhaltung er-

wähnt wird, z.B. unter Kin dern. 

 Ein Kind bittet eine Lehrperson oder eine andere erwachse-

ne Person um Hilfe.

 Jedes Mädchen, das von einer beschnittenen Mutter gebo-

ren wird, muss als gefähr det be trachtet werden.

Als Hinweise darauf, dass FGM schon stattgefunden haben 

könnte, werden genannt: 

 Das Mädchen verbringt längere Zeit in Abwesenheit vom 

Klassenzimmer mit Bla sen- oder Menstruationsproblemen.

 Es gibt längere Absenzen von der Schule und eine spürbare 

Veränderung des Ver hal tens des Mädchens.

 Das Mädchen entschuldigt sich ohne ärztliches Zeugnis vom 

Sportunterricht.

 Das Mädchen bittet selbst um Hilfe oder vertraut sich einer 

Fachperson an.

Im Weiteren wird auf die Bedürfnisse von Mädchen hinge-

wiesen, die beschnitten wurden und aufgrund des erlittenen 

Traumas unter Depressionen leiden können oder sich emoti-

onal zurückziehen.

Teil 9: Hinweise für das Gesundheitswesen im Hinblick auf die 

optimale Betreuung von Mädchen oder Frauen, die bereits be-

schnitten sind. 

Teile 10, 11: Eigentliches Kindesschutzverfahren: Es wird zu-

nächst festgehalten, dass jede Information oder Befürchtung, 

dass ein Mädchen der unmittelbaren Gefahr ausgesetzt ist, 

III. Erfahrungen aus Grossbritannien und Frankreich
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beschnitten zu werden, oder bereits beschnitten wurde, 

zu einer Meldung an die Kindesschutzbehörden führen 

muss. Dabei wird auf die allgemein geltenden London 

Child Protection Procedures 200769 hingewiesen. Das 

nach dieser Meldung zur Anwendung gelangende, den 

Kompetenzen der Schweizer Vormundschaftsbehörden 

entsprechende Kindesschutzverfahren soll im Folgenden 

im Einzelnen dargestellt werden.

C.  Kindesschutzverfahren  
und Kindesschutzmassnahmen

Zuständig für das Kindesschutzrecht im Sinne der behördli-
chen Abklärung von Kindeswohlgefährdungen sind in Gross-
britannien die sogenannten «local authorities», die lokalen 
Behörden gemäss Teil III des Children Act 1989 (im Folgen-
den CA 1989). Ihnen steht aufgrund von Section 47 des CA 
1989 die Kompetenz und die Pflicht zu, Abklärungen über 
die Notwendigkeit von Kindesschutzmassnahmen zu tätigen, 
sobald sie von einer möglichen Gefährdung des Kindes 

Meldung Lokale Kindesschutzbehörde erhält Meldung: ein p «first response team» entscheidet,  

ob gehandelt werden muss.

Eröffnung  

Kindesschutz- 

verfahren

Kindesschutzverfahren wird eröffnet: 

 Innerhalb von einem Tag muss Strategietreffen («strategy meeting») abgehalten werden, Teilnehmer: 

Vertreterinnen und Vertreter von Polizei, Sozialdiensten, Erziehungs- und Gesundheitsdiensten und  

privaten Organisationen (mit speziellen Kenntnissen im Bereich der Prävention von FGM/C).

Bestehen die Befürchtungen weiterhin:  

 weitere Abklärungen (bei Ärztinnen und Ärzten, Schule und anderen mit dem Kind befassten  

Fachpersonen oder Institutionen), zu denen Einverständnis der Eltern erwirkt wird.

 Überzeugungsarbeit gegenüber den Eltern (zugezogen: Übersetzerin oder Übersetzer, nach  

Möglichkeit im Bereich der Prävention von FGM/C geschulte Fachperson).

Evaluierung der Abklärungen in neuem Strategietreffen nach zehn Tagen.

Beschnittenes Mädchen erhält Status schutzbedürftigen Kindes («child in need»),  

Beratung und medizinische Hilfe.

Drohende Beschneidung: Mädchen wird u.U. als gefährdetes Kind («girl at risk») eingestuft p  

Kindesschutzkonferenz, Teilnehmer: das Kind (wo angemessen), die Eltern und alle Fachpersonen,  

die sich bereits mit der Familie befassen 

 Kindesschutzplan («child protection plan»), Ziel: freiwillige Kindesschutzverpflichtung der Eltern. 

Antrag an  

Familiengericht  

Bemühungen um freiwillige Zusammenarbeit sind gescheitert: lokale Kindesschutzbehörde 

(«local authority») stellt bei Familiengericht Antrag auf Anordnung von Kindesschutzmassnahmen.

Mögliche Massnahmen:

 «Emergency protection order» (Section 44 CA 1989): erlaubt sofortige Wegnahme des Kindes.

 «Prohibited steps order» (übersetzt: Verfügung über verbotene Schritte) (Section 8 CA 1989):  

Genitalbeschneidung kann gerichtlich verboten werden, Eltern kann verboten werden, mit Kind ohne  

Bewilligung des Gerichts das Land zu verlassen (nur für Kinder bis 16 Jahre).

 «Specific issue order» (übersetzt: Verfügung über eine spezifische Angelegenheit)  

(Section 8 CA 1989): Genitalbeschneidung kann verboten werden (nur für Kinder bis 16 Jahre).

 «Care order» (übersetzt: Fürsorgeverfügung) (Section 31(3) CA 1989): aufgrund gerichtlicher  

Verfügung wird das Kind den Eltern weggenommen und in die Fürsorge der lokalen  

Kindesschutzbehörde übergeben

Platzierung in Pflegefamilie oder Institution (nur für Kinder bis 17 Jahre).

 «Supervision order» (übersetzt: Betreuungsverfügung) (Section 31(3) CA 1989): Kind wird unter 

Betreuung der lokalen Kindesschutzbehörde gestellt 

Ernennung von Betreuungsperson, die das Kind berät und ihm beisteht (nur für Kinder bis 17 Jahre).

 

Kindesschutzverfahren gemäss Londoner Richtlinien
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erfahren.70 Die Abklärungen dürfen nur im Fall von gewich-
tigen Gründen (reasonable grounds) für den Gefährdungs-
verdacht unternommen werden, die Gerichte halten aber die 
Schwelle für die Annahme von gewichtigen Gründe tief.71 Die 
Abklärungen können zu einem Antrag ans Gericht betreffend 
Anordnung von zwangsbewehrten Massnahmen zum Schutz 
von Kindern führen.
Die «local authorities» haben zudem eine gesetzliche Pflicht, 
angemessene Schritte zu unternehmen, um schutzbedürftige 
Kinder in ihrem Einzugsgebiet zu identifizieren und die Öf-
fentlichkeit über die Angebote im Bereich des Kindesschut-
zes und der Familienhilfe zu in formieren.72 Diese Pflicht be-
zieht sich auch auf die Gruppe der von Genitalbeschnei dung 
bedrohten Mädchen.

D.  Umgang mit kulturellen Minderheiten im  
Kindesschutzrecht

Das englische Recht verlangt in Section 22(5)(c) Children Act 
1989, dass Kindesschutzbehörden Rücksicht auf die religiö-
sen Überzeugungen, die ethnische Herkunft und den kulturel-
len und sprachlichen Hintergrund des Kindes nehmen müssen 
(«a local authority shall give due consideration to the child’s 
religious persuasion, racial origin and cultural and linguistic 
background»). Gleichzeitig wird klargestellt, dass Kindes-
misshandlung nicht aus religiösen und kulturellen Gründen 
geduldet werden kann.73

2. Frankreich

A. Gefährdete Gruppen
Die Nichtregierungsorganisation GAMS (Groupe femmes 
pour l’abolition des mutilations sexuelles et autres pratiques 
affectant la santé des femmes et des enfants) schätzt, dass in 
Frank reich 60 000 Mädchen und Frauen beschnitten sind oder 
gefährdet sind, beschnitten zu werden. Diese Zahl wird auch 
von der französischen Regierung verwendet.74 Die meisten 
in Frankreich lebenden Personen, die aus Ländern stammen, 
in denen die Beschneidung prakti ziert wird, kommen aus 
Senegal, Mali, Elfenbeinküste und Mauretanien. Weitere 
praktizierende Bevölkerungsgruppen stammen aus Ägypten, 
Äthiopien, Benin, Gambia, Ghana, Guinea, Ke nia, Liberia, 
Nigeria, Uganda, Sierra Leone, Somalia, Sudan, Tansania, 
Tschad, Togo und Zentralafrika.75

B.  Staatliche Prävention von  
Mädchenbeschneidung im Allgemeinen

In Frankreich wird seit den frühen 1980er Jahren von staat-
licher Seite her die Prävention von Mädchenbeschneidung 
betrieben.76 Als jüngste Aktivitäten sind die Empfehlungen 
der von der Regierung beauftragten Kommission Genre et 
Violence (Geschlecht und Gewalt) aus dem Jahr 200577 und 
die daraus entstandenen Veranstaltungen zur Sensibilisierung 
von Fachleu ten und Politik zu nennen.78 
Die französische Strategie besteht hauptsächlich aus einer 
rigorosen Durchsetzung des straf rechtlichen Verbots, die 
durch Präventionsmassnahmen insbesondere im Gesundheits-
wesen unterstützt wird. 
Die verschiedenen Elemente der Prävention sind in ein um-
fassendes und zentral koordiniertes System des Kindes-
schutzes eingebettet, das hier zunächst in allgemeiner Weise 
beschrieben werden soll. Unterschieden wird zwischen dem 
durch Gesundheits- und Sozialdienste wahr genommenen «ad-
ministrativen» Kindesschutz («protection administrative de 
l’enfant») und dem durch Straf- und Jugendgerichte wahrge-
nommenen gerichtlichen Kindesschutz «protec tion judiciaire 
de l’enfant».79 Das Kindesschutzwesen wird unterstützt durch 
das Observa toire national de l’enfance en danger,80 eine 2004 
geschaffene Institution, die durch die Standar disierung von 
Statistiken sowie im Rahmen von Studien die Kindesschutz-
praxis der Departemente beobachten und diese sodann über 
ihre Ergebnisse informieren soll.81 Zudem existiert bereits 
seit 198982 ein Telefondienst mit dem Namen «Allô Enfance 
Maltraitée», der in ganz Frankreich unter der Nummer 119 er-
reichbar ist und Anrufe von betroffenen Kindern und Meldun-
gen über gefährdete Kinder von Dritten entgegennimmt und 
die Informationen über gefährdete Kinder an die Dienste des 
administrativen Kindesschutzes weiterleitet. Die neueste Re-
form aus dem Jahr 200783 schreibt zudem den Departementen 
zahlreiche Massnahmen zur Verbesserung der Prävention von 
Misshandlungen vor (zentralisierte Sammlung von Informa-
tionen über gefährdete Kinder, Beobachtung der Praxis, Aus-
tausch von Informationen unter den verschiedenen mit einem 
Kind befassten Berufsgruppen usw.).
Wie erwähnt, wird die Prävention von Mädchenbeschnei-
dung in Frankreich in erster Linie als Aufgabe des Strafrechts 
betrachtet. Frankreich kennt allerdings keine spezifische 
Norm zum Verbot von Mädchenbeschneidungen. Die Mäd-
chenbeschneidung ist aber strafbar aufgrund von Art. 222-9 
des französischen Strafgesetzbuches (Code pénal, CP). Die-
se Bestimmung belegt die Verübung von Körperverletzungen, 
die eine Verstümmelung oder eine dauernde Behinderung zur 
Folge haben, mit einer Strafe von 10 Jahren Gefängnis und 
150 000 Euro Busse. Eine Strafe von 20 Jahren Freiheitsent-

III. Erfahrungen aus Grossbritannien und Frankreich
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zug droht im Fall der Verübung der Tat an ei nem Kind von we-
niger als 15 Jahren (Art. 222-10 CP). Durch das Gesetz vom 
4. April 2006 zur Verstärkung der Prävention und der Repres-
sion von Gewalt in Partnerschaften und gegen Minderjähri-
ge84 wurde die Verjährungsfrist im Rahmen des Art. 222-10 
CP (Verstümmelung von Minderjährigen unter 15 Jahren) auf 
20 Jahre (ab Erreichen der Volljährigkeit) erhöht. Zudem wur-
de eine neue Bestimmung in das Strafgesetzbuch eingefügt, 
die die Verstümme lung eines Kindes mit französischer Staats-
bürgerschaft oder gewöhnlichem Aufenthalt in Frankreich 
auch bei Verübung im Ausland durch ausländische oder fran-
zösische Staatsange hörige für strafbar erklärt (Art. 222-16-2 
CP). Damit wurde eine Gesetzeslücke geschlossen, die darin 
bestanden hatte, dass die Strafverfolgung in Frankreich im 
Falle bei der in den Ferien verübten Beschneidung nur mög-
lich war, wenn der Täter oder die Täterin die französische 
Nationalität hatte.
Frankreich ist das einzige europäische Land, in dem es bis-
lang zu strafrechtlichen Verurtei lungen von Beschneiderin-
nen und Eltern gekommen ist,85 wobei über 30 Verurteilun-
gen be kannt sind.86

Verstärkt wird das strafrechtliche Verbot durch die allgemei-
ne Anzeigepflicht der Gefahr ei ner Beschneidung an die Straf-
verfolgungsbehörden, die auf die strafrechtliche Norm betref-
fend Unterlassung der Nothilfe (Art. 223-6 CP) und die Pflicht 
zur Anzeige von Delikten ge gen Kinder unter 15 Jahren (Art. 
434-3 CP) gestützt wird.87 Diese Anzeigepflicht gilt auch für 
Ärztinnen und Ärzte, die so vom Berufsgeheimnis entbunden 
sind (Art. 226-14 Ziff. 1 CP).
Neben der konsequenten strafrechtlichen Verfolgung, die all-
gemein als Erfolgsrezept der französischen Strategie betrach-
tet wird, ist für die Prävention von FGM/C vielerorts die Ar-
beit der Services de protection maternelle et infantile (PMI)88, 
der regionalen Gesundheitsdien ste für Mütter und Kleinkin-
der, zentral. 
Die Services de protection maternelle et infantile, die von den 
Départements eingerichtet werden müssen, haben den Auf-
trag zu weitgehenden Vorsorgeuntersuchungen in den ersten 
Lebensjahren. Für Kinder unter sechs Jahren sind eine Reihe 
von obligatorischen Vorsorgeuntersuchungen vorgeschrie-
ben. Diese werden entweder durch die PMI vorgenom-
men oder durch eine von den Eltern gewählte Ärztin, die 
daraufhin der PMI Bericht erstattet.89 Es exis tieren interne 
Anweisungen gegenüber den Ärztinnen und Ärzten innerhalb 
der PMI, auch die Genitalien zu untersuchen.90 Seit einer Re-
form des Kindesschutzwesens aus dem Jahr 2007 sind nun auch 
schulärztliche Untersuchungen im 6., 9., 12. und 15. Lebensjahr 
obligatorisch,91 allerdings ist unklar, welche Rolle diese bei der 
Prävention von Mädchenbeschneidungen spielen werden.

Die PMI haben im Rahmen der von ihnen durchgeführten Vor-
sorgeuntersuchungen vielerorts spezielle Massnahmen zur 
Prävention von Mädchenbeschneidungen entwickelt. So wei-
sen sie Eltern aus den die Beschneidung praktizierenden Län-
dern auf das in Frankreich geltende Verbot hin und klären sie 
über die gesundheitlichen Folgen von Beschneidung auf. Zur 
Unterstützung von Eltern, die zum Urlaub in ihr Heimatland 
fahren und sich dort gegen eine Beschneidung ihrer Tochter 
zur Wehr setzen wollen, werden in gewissen PMI Zertifika-
te ausgestellt.92 
Im Zertifikat wird bestätigt, dass das Mädchen bei der Untersu-
chung durch die Kinderärztin unbeschnitten war. Oftmals wird 
noch der Hinweis hinzugefügt, dass die Eltern bei Beschnei-
dung eine Gefängnisstrafe riskieren.93 Die Wirkung der Zertifi-
kate wird auch den vielen offiziell aussehenden Stempeln zuge-
schrieben, mit denen sie versehen werden.94 Allerdings besteht 
keine generelle Verpflichtung der PMI, im Bereich der Präven-
tion von Mädchenbeschneidung aktiv zu werden.95

Neben den im Zentrum stehenden Präventionsmassnahmen 
des Strafrechts und der Präventionsarbeit im Rahmen der Ge-
sundheitsvorsorge im Kleinkindalter kommen auch behörd-
lich angeordnete Kindesschutzmassnahmen zum Einsatz. 
Über diesen Bereich soll unten im Detail berichtet werden.
Eine weitere, kürzlich angeordnete Massnahme ist die In-
tegration der Ausbildung in medizinischen und rechtlichen 
Aspekten der weiblichen Genitalbeschneidung in das Medizin-
studium.96 Der bereits erwähnte Bericht der Kommission Genre 
et Violence aus dem Jahr 2005 empfiehlt im Weiteren die Sensi-
bilisierung von Kindern und Jugendlichen im Rahmen des ge-
setzlich vorgeschriebenen Sexualkundeunterrichts.97

Die Regierung unterstützt die Präventionswirkung der ver-
schiedenen gesetzlichen Regelungen durch Öffentlichkeits-
arbeit in Form von Faltblättern98 und Broschüren.99 

C.  Behördlich angeordnete  
Kindesschutzmassnahmen

Der den Art. 307 ff. des Schweizerischen Zivilgesetzbuches 
entsprechende zivilrechtliche Kindesschutz wird in Frank-
reich durch spezialisierte Sozialdienste, die Services de l’aide 
sociale à l’enfance,100 den Generalrat des Departements 
(Conseil général) und spezielle Jugendgerichte (juges des 
enfants)101 wahrgenommen. 
Freiwillige Kindesschutzmassnahmen werden durch den 
Präsidenten des Generalrats (président du Conseil général) 
angeordnet und vom zuständigen Service de l’aide sociale 
à l’enfance gemeinsam mit dem bereits erwähnten Service 
de protection maternelle et infantile (PMI) und dem Service 
Social Polyvalent de secteur, dem in den Quartieren tätigen 
Sozialdienst, durchgeführt.
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Wo die Kooperation mit den Eltern nicht möglich ist, bean-
tragt der Präsident des Generalrats beim «juge des enfants» 
die Anordnung von Kindesschutzmassnahmen. Das Gesetz 
sieht in Art. 375 ff. Code civil unter dem Titel Assistance édu-
cative (Erziehungshilfe) verschiedene Kindesschutzmassnah-
men vor. Voraussetzung der Intervention des Jugendgerichts 
ist, dass die Gesundheit, die Sicherheit oder Moral eines Min-
derjährigen gefährdet ist oder die Bedingungen für seine Er-
ziehung in schwerwiegender Weise beeinträchtigt sind.102 Der 
Minderjährige soll wenn immer möglich in seiner gegenwärti-
gen Umgebung bleiben. In diesem Fall bestimmt das Gericht 
eine geeignete Person oder eine Einrichtung für die Beauf-
sichtigung, Erziehung oder Besserung in einer offenen Um-
gebung und beauftragt sie, der Familie mit Rat und Tat zur 
Seite zu stehen (Art. 375-2 CC). Wenn es zum Schutz des 
Kindes aber notwendig erscheint, kann das Gericht die Weg-
nahme des Kindes von den Eltern und die Unterbringung bei 
einem anderen Familienmitglied, bei einem «vertrauenswür-
digen Dritten», bei einer Anstalt für Gesundheit oder Erzie-
hung oder bei der Jugendwohlfahrtsbehörde des Départe-
ments (service départemental de l’aide sociale à l’enfance) 
anordnen (Art. 375-3 CC).103 Die Unterbringung kann auch 
vorsorglich angeordnet werden (Art. 375-5 CC). 
Aufgrund des Sozialhilferechts kann zudem das Jugendge-
richt (juge des enfants) die Auszahlung von Sozialhilfe an 
eine Drittperson anordnen, wenn die Verwendung nicht im 
Interesse der Kinder erscheint (tutelle aux prestations socia-
les enfants).104 
In der französischen Literatur zum Thema FGM/C sind nicht 
viele Hinweise über die konkrete Rolle der «juges des en-
fants» zum Schutz von Mädchen vor Genitalbeschneidung zu 
finden. Immerhin berichtet die Anwältin Linda Weil-Curiel, 
die nach eigenen Aussagen in alle Verfahren involviert war, 
die zur strafrechtlichen Verurteilung von Eltern und Beschnei-
derinnen wegen Beschneidungen in Frankreich geführt haben, 
von einem Fall, in dem ein Jugendgericht um Unterstützung 
gebeten wurde. Das Gericht hat offenbar den Vater an die 
elterliche Pflicht zum Schutz des Kindes gemahnt, die auch 
bestehe, wenn es sich bei Verwandten in Afrika befindet, und 
ihn an die Strafbarkeit der Beschneidung erinnert. Daraufhin 
sorgte der Vater dafür, dass sich das im Heimatland in den 
Ferien befindliche Mädchen entgegen den Plänen der Mutter 
nicht beschnitten wurde.105

D. Umgang mit kulturellen Minderheiten im  
Kindesschutzrecht
Das französische Recht bestimmt in Art. 1200 Nouveau Code 
de Procédure Civile ausdrücklich, dass beim Vollzug von Kin-
desschutzmassnahmen auf die religiösen oder weltanschauli-

chen Überzeugungen des Minderjährigen oder seiner Eltern 
Rücksicht genommen werden müsse.106 Es sei zudem auf die 
Pilotprojekte am Tribunal pour Enfants de Paris hingewiesen, 
wo das Laboratoire d’Anthropologie Juridique de Paris (Labor 
für Rechtsethnologie) gemeinsam mit den Gerichtsmagistra-
tinnen und -magistraten ein Programm zur kulturellen Inter-
mediation (intermédiation culturelle) eingerichtet hat.107 Die 
kulturelle Intermediation hat zum Ziel, sowohl den Behörden 
wie den Eltern und dem betroffenen Kind die kulturellen Hin-
tergründe der je anderen Seite nahezubringen. Ob die kulturel-
le Intermediation auch im Rahmen der Prävention von FGM/C 
zum Einsatz gekommen ist, konnte allerdings im Rahmen der 
vorliegenden Untersuchung nicht ermittelt werden.

III. Erfahrungen aus Grossbritannien und Frankreich
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1.  Schutz vor Genitalbeschneidung als 
menschenrechtlicher Auftrag

Die im internationalen Recht und in der Bundesverfassung 
verankerten Menschenrechte verpflichten die Schweiz dazu, 
den Schutz von Mädchen vor Genitalbeschneidung zu ge-
währleisten. Betroffen ist in erster Linie das in zahlreichen 
Menschenrechtsdokumenten garantierte Recht auf Schutz der 
körperlichen und psychischen Unversehrtheit.
Die Schutzpflicht des Staates ergibt sich zum einen aus der 
Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK): Die Mäd-
chenbeschneidung stellt eine unmenschliche Behandlung im 
Sinne von Art. 3 EMRK und deshalb eine Menschenrechts-
verletzung dar.108 Aus der Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) ergibt sich eine  
Pflicht der Staaten, zum Schutz der Menschenrechte von 
Individuen auch gegenüber Privaten aktiv zu werden.109 Die-
se Schutzpflicht umfasst auch das Verhältnis zwischen Eltern 
und Kind. 
Auch durch die Ratifikation der UN-Kinderrechtskonventi-
on (UN-KRK) hat sich die Schweiz zum Schutz von Kindern 
verpflichtet. So enthält Art. 19 UN-KRK eine programmati-
sche Bestimmung, die den Staat zur Prävention von Gewalt 
gegen Kinder verpflichtet. Art. 37 enthält ein direkt anwend-
bares Verbot von grausamer und unmenschlicher Behandlung, 
worunter, wie erwähnt, auch FGM/C fällt.110 Aufgrund Art. 3 
Abs. 2 und 3 UN-KRK sind die Vertragsstaaten zudem gehal-
ten, alle geeigneten Gesetzgebungs- und Verwaltungsmass-
nahmen zu treffen, um Kinder zu schützen, was insbesondere 
die Pflicht enthält, die Zuständigkeiten der Behörden klar zu 
regeln und zu koordinieren, indem sie Melde- und Anzeige-
pflichten an die Kindesschutzbehörden klar regeln.111 Bei der 
Ausarbeitung der Konvention diskutierten die Vertragsstaaten 
explizit auch das Thema Mädchenbeschneidung. Der Wille, 
die Vertragsstaaten zur Abschaffung von FGM/C zu verpflich-
ten, kommt in Art. 24 Abs. 3 UN-KRK zum Ausdruck,112 der 
besagt: «Die Vertragsstaaten treffen alle wirksamen und ge-
eigneten Massnahmen, um überlieferte Bräuche, die für die 
Gesundheit der Kinder schädlich sind, abzuschaffen.» In sei-
nen abschliessenden Bemerkungen zum ersten Staatenbericht 
der Schweiz empfiehlt der UN-Kinderrechte-Ausschuss der 
Schweiz, Sensibilisierungskampagnen bei der möglicherwei-
se die Mädchenbeschneidung praktizierenden Bevölkerung 
durchzuführen, um die Praxis zu beenden und eine umfassen-
de Untersuchung zu diesem Thema durchzuführen.113 

Das UN-Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von 
Diskriminierung der Frau (Convention on the Elimination 
of all Forms of Discrimination Against Women, CEDAW)
nimmt zwar nicht explizit auf FGM/C Bezug, der CEDAW-

Ausschuss der UNO hat aber in einer Reihe von generellen 
Empfehlungen (General Recommendations) den Vertrags-
staaten die Prävention von FGM/C durch Rechtsreformen, 
konsequente Rechtsdurchsetzung, Informationskampagnen 
und das Hinwirken auf kulturellen Wandel nahegelegt.114 In 
Bezug auf die Schweiz hat der CEDAW-Ausschuss bei der 
Behandlung des ersten und zweiten Berichts betreffend die 
Umsetzung von CEDAW festgestellt, dass er «äusserst be-
sorgt über die beträchtliche Zahl von Genitalbeschneidungen 
an Migrantinnen aus afrikanischen Ländern» sei und dass er 
der Schweiz dringend empfiehlt, «alle nötigen – auch gesetz-
lichen – Massnahmen zu ergreifen, um die schädliche Sit-
te der Genitalbeschneidung der Frauen auszurotten».115 Auch 
der CEDAW-Ausschuss geht in seinen Empfehlungen von 
einer staatlichen Pflicht zur Anwendung der erforderlichen 
Sorgfalt (due diligence) zum Schutz von Mädchen und Frau-
en vor Gewalt aus.116

Schliesslich vermitteln auch eine Reihe von weiteren UN-
Übereinkommen den Schutz von Kindern vor körperlicher 
Unversehrtheit, so insbesondere der UNO-Pakt über bürger-
liche und politische Rechte von 1966 (UNO-Pakt II),117 der in 
Art. 24 den Minderjährigen speziellen Schutz zuspricht und 
in Art. 7 Abs. 1 Schutz vor grausamer, unmenschlicher und 
erniedrigender Behandlung oder Strafe vermittelt,118 worun-
ter, wie erwähnt, auch FGM/C fällt.119

Auf der Verfassungsebene kommt Art. 11 Abs.1 der Schwei-
zerischen Bundesverfassung zum Tragen, der Kindern und 
Jugendlichen Anspruch auf besonderen Schutz ihrer Unver-
sehrtheit und auf Förderung ihrer Entwicklung vermittelt. 
Dem Staat kommt insofern eine Pflicht zu, den wirksamen 
Schutz der körperlichen und geistigen Integrität von Kindern 
zu gewährleis ten.120

Aus dem internationalen und nationalen Menschenrechts-
schutz ergibt sich also eine Schutzpflicht der Schweiz gegen-
über Mädchen, die von Genitalbeschneidung bedroht sind. 
Diese Schutzpflicht muss gemäss Wyttenbach dann bejaht 
werden, «wenn kumulativ

 Verletzungen oder die Gefahr einer Verletzung vorliegen, 
die in den Schutzbereich eines Grundrechts fallen, 

 die Verletzung durch Handeln oder Unterlassen von Eltern 
oder anderen privaten Be treuungspersonen verursacht wird,

 die staatlichen Behörden von der drohenden Verletzung wis-
sen oder eine Gefahr bzw. Verletzung bei Anwendung der er-
forderlichen Sorgfalt vermuten müssten und

 die sachgerechten Handlungen der Behörden grundsätz-
lich geeignet wären, die Ver letzung zu beenden oder zu 
verhindern».121

In Bezug auf die Mädchenbeschneidung sind die ersten 
beiden Voraussetzungen dann erfüllt, wenn die Eltern oder 

IV. Rechtliche Grundlagen in der Schweiz
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Angehörige des Mädchens die Genitalbeschneidung planen 
oder bereits durchgeführt haben. Die letzte Voraussetzung 
wird in den meisten Fällen auch zu bejahen sein, sind doch 
aus dem Ausland eine Vielzahl von erfolgreichen Präventi-
onsstrategien bekannt. Schwieriger zu beantworten ist die 
Frage, wann die staatlichen Behörden «bei Anwendung der 
erforderlichen Sorgfalt» eine drohende Verletzung vermu-
ten müssten. Es ist damit die Frage des Umfangs der notwen-
digen Präventionsmassnahmen angesprochen. Diese soll im 
Folgenden für den Bereich des zivilrechtlichen Kindesschut-
zes geklärt werden.

2. Schutz von Minderheiten

Neben dem Schutz der körperlichen Unversehrtheit ergibt 
sich aber auch aus zahlreichen Menschenrechtsdokumenten 
der Schutz von Minderheiten: So verleiht Art. 30 UN-KRK 
dem einer Minderheit zugehörigen Kind das Recht, «in Ge-
meinschaft mit anderen Angehörigen seiner Gruppe seine 
eigene Kultur zu pflegen, sich zu seiner eigenen Religion zu 
bekennen und sie auszuüben oder seine eigene Sprache zu 
verwenden». Zudem ergibt sich aus Art. 27 UNO-Pakt II das 
Recht von Minderheiten, nicht gegen ihren Willen assimiliert 
zu werden.122 Die Anwendung von Kindesschutzmassnahmen 
zum Schutz von Mädchen vor der Genitalbe schneidung darf 
deshalb nicht zum Ziel haben, ausländische Familien in jeg-
licher Hinsicht zu assimilieren, sondern darf nur den Schutz 
vor der Kindeswohlgefährdung bezwecken. Auch muss das 
Diskriminierungsverbot des Art. 8 Abs. 2 der Bundesverfas-
sung beachtet werden.

3.  Überblick über das System 
des Kindesschutzes in der Schweiz 

Zur Umsetzung ihrer menschenrechtlichen Schutzpflicht 
gegenüber Minderjährigen wird – ähnlich wie in den oben 
beschriebenen Beispielen Grossbritannien und Frankreich – 
auch in der Schweiz der Schutz von Kindern vor Misshand-
lung, Vernachlässigung oder Missbrauch in verschiedenen 
Rechtsbereichen geregelt und durch verschiedene staatliche 
Behörden und Dienste wahrgenommen. 
In der Schweiz werden gemeinhin folgende drei Bereiche des 
Kindesschutzwesens unterschieden:123

 Freiwillige Jugendhilfe: von den Eltern auf freiwilliger Ba-
sis wahrnehmbare Angebote des Gesundheitswesens und des 
Sozialbereichs, z.B. Kinderspitäler, Familienberatungsstel-
len usw.

 Strafrechtlicher Kindesschutz: strafrechtliche Verfolgung 
von Delikten gegen Minderjährige, im Fall der Mädchenbe-

schneidung: Verfolgung als schwere Körperverletzung. An der 
Wohlfahrt des Kindes orientiertes Jugendstrafrecht.

 Zivilrechtlicher Kindesschutz: durch die Vormundschafts-
behörden angeordnete Kindesschutzmassnahmen der Art. 
307 ff. ZGB.
Im Folgenden soll zunächst im Sinne des strafrechtlichen Kin-
desschutzes die Frage der Strafbarkeit der weiblichen Genital-
beschneidung in der Schweiz geklärt werden. Aus der straf-
rechtlichen Beurteilung ergeben sich auch bereits einige wich-
tige Hinweise für den Umgang mit FGM/C im zivilrechtlichen 
Kindesschutz. Sodann soll im Einzelnen den Voraussetzungen 
der Anordnung von zivilrechtlichen Kindesschutzmassnah-
men, dem Verfahren und den möglichen Kindesschutzmass-
nahmen zum Schutz von Mädchen vor Genitalbeschneidung 
nachgegangen werden. 
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Das schweizerische Strafgesetzbuch kennt keinen Straftatbe-
stand, der die weibliche Genitalbeschneidung explizit unter 
Strafe stellen würde. Die Mädchenbeschneidung ist jedoch 
aufgrund der allgemeinen Tatbestände über die Körperver-
letzung strafbar, wie zwei im Auftrag von UNICEF Schweiz 
erstellte Rechtsgutachten aufzeigen.124 Im ersten, von Stefan 
Trechsel und Regula Schlauri verfassten Gutachten wird die 
Strafbarkeit der schwereren Typen der weiblichen Genitalbe-
schneidung, der Exzision (Typ II) und der Infibulation (Typ 
III), geklärt.125 Das zweite Gutachten geht der Strafbarkeit der 
leichteren Formen, der Inzision (Typ I) und der «nicht klassi-
fizierbaren Praktiken» (Typ IV), nach.126 In der Schweiz gab 
es bisher keine Verurteilung wegen weiblicher Genitalbe-
schneidung. Im November 2007 wurde nun erstmals ein Straf-
verfahren wegen Anstiftung zu schwerer Körperverletzung 
gegen Eltern eröffnet, denen vorgeworfen wird, dass sie im Jahr 
1996 ihre zweijährige Tochter haben beschneiden lassen. Das 
Verfahren ist zurzeit vor dem Zürcher Obergericht hängig.127 
Bereits im Jahr 2004 wurde im Kanton Genf Strafanzeige 
wegen Beschneidung im Ausland erstattet.128

1.  Körperverletzung nach Artikel 122  
und 123 StGB

 
Die beiden Gutachten kommen übereinstimmend zum Schluss, 
dass alle Formen der weiblichen Genitalbeschneidung ohne 
Weiteres den Tatbestand der einfachen Körperverletzung nach 
Art. 123 Ziff. 1 StGB erfüllen.129 Die schwereren Formen der 
Beschneidung, die Exzision und die Infibulation (Typen II 
und III), erfüllen auch den Tatbestand der schweren Körper-
verletzung. Bei der schweren Körperverletzung sind bereits 
Vorbereitungshandlungen strafbar (Art. 260bis StGB), so ins-
besondere Vorbereitungen mit dem Ziel, ein Mädchen in den 
Schulferien nach Afrika zur Beschneidung zu schicken.130 
Die schwere Körperverletzung (Art. 122 StGB) ist von Am-
tes wegen zu verfolgen. Die einfache Körperverletzung (Art. 
123 Ziff. 1 StGB) wird nur auf Antrag des Opfers verfolgt, 
die qualifizierte einfache Körperverletzung (Art. 123 Ziff. 2 
StGB) ist jedoch ein Offizialdelikt. Dies bedeutet insbeson-
dere, dass Beschneidungen an minderjährigen Mädchen im-
mer von Amtes wegen zu verfolgen sind, weil sie als «Wehr-
lose» gelten.
Damit die Strafbarkeit nach Art. 122 und 123 StGB gegeben 
ist, muss der Täter vorsätzlich handeln (Art. 12 Abs. 2 StGB). 
Fehlt der Vorsatz in Bezug auf die schwere Körperverletzung, 
kann unter Umständen eine fahrlässige schwere Körperverlet-
zung vorliegen (Art. 125 Abs. 2 StGB).131

2. Rechtfertigungsgründe,  
insbesondere Einwilligung

Die beiden strafrechtlichen Gutachten sind auch der Fra-
ge nachgegangen, ob in bestimmten Fällen die Strafbarkeit 
nicht gegeben ist, weil die Tat wegen Vorliegens von Recht-
fertigungsgründen nicht rechtswidrig war. Im Falle der weib-
lichen Genitalbeschneidung steht der Rechtfertigungsgrund 
der Einwilligung im Vordergrund: Es stellt sich die Frage, ob 
die Eltern eines Mädchens und ab einem bestimmten Alter 
auch das Mädchen selbst rechtsgültig in die Genitalbeschnei-
dung einwilligen können. Die gleiche Frage wird sich auch 
bei der zivilrechtlichen Beurteilung der weiblichen Genital-
beschneidung stellen.132 
Eine Einwilligung in eine einfache Körperverletzung ist an 
sich problemlos möglich. Das heisst, dass bei den leichte-
ren Formen der Genitalbeschneidung die Strafbarkeit dann 
wegfällt, wenn eine Einwilligung der beschnittenen Person 
vorliegt. Diese Einwilligung muss jedoch von einer Person 
abgegeben werden, die in Bezug auf den körperlichen Ein-
griff urteilsfähig ist.133 Auch Minderjährige können und müs-
sen, sobald sie die Urteilsfähigkeit erlangt haben, selbst die 
Einwilligung in körperliche Eingriffe erteilen, das heisst, 
eine stellvertretende Einwilligung durch die Eltern ist aus-
geschlossen.134 Die Urteilsfähigkeit beurteilt sich relativ, 
das heisst in Bezug auf die in Frage stehende Entscheidung. 
Niggli und Berkemeier leiten aus der – aus strafrechtlicher 
Sicht – generellen Unmöglichkeit der Einwilligung in sexu-
elle Handlungen durch unter 16-Jährige und bei der Tat ohne 
Bezug zur Schweizer Rechtsordnung durch unter 14-Jährige 
ab, dass auch die Einwilligung in eine bleibende Veränderung 
der Sexualorgane vor diesem Alter nicht möglich sein kann.135 
Ansonsten entstehe insofern ein Wertungswiderspruch inner-
halb des Strafgesetzbuchs. Trechsel und Schlauri möchten 
die Frage individuell beurteilen, gehen aber davon aus, dass 
frühestens mit 12 bis 16 Jahren die Einwilligungsfähigkeit 
gegeben sein wird.136

Eine Einwilligung in eine schwere Körperverletzung ist nur 
möglich, wenn sie einem «höheren sittlichen Wert» dient.137 Be-
züglich der Exzision oder Infibulation (Typ II und III der weib-
lichen Genitalbeschneidung), die wie gesagt einer schweren 
Körperverletzung gleichkommen, präsentiert sich das Problem 
kultureller Wertunterschiede. Im Lichte des schweizerischen 
Rechts und seines Wertsystems sind in den Gründen, die für die 
Beschneidung von den praktizierenden Gemeinschaften ange-
geben werden,138 keine höheren Werte zu erkennen. Aus diesem 
Grund kommen Trechsel und Schlauri zum Schluss, dass eine 
rechtlich wirksame Einwilligung in die schweren Formen der 
weiblichen Genitalbeschneidung nicht möglich ist.139
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Ist das Kind in Bezug auf einen körperlichen Eingriff noch 
nicht urteilsfähig, können die Eltern stellvertretend einwil-
ligen.140 Gemäss der übereinstimmenden Meinung der bei-
den Rechtsgutachten ist bei der weiblichen Genitalbeschnei-
dung die stellvertretende Einwilligung durch die Eltern nie 
rechtfertigend. Die Stellvertretung der Eltern muss sich im 
Rahmen der gesetzlichen Obhutspflicht bewegen, die sich 
ausschliesslich am Wohl des Kindes zu orientieren hat.141 
Gemäss Trechsel und Schlauri lässt diese Regelung keinen 
Platz für die Durchsetzung von kulturellen oder ethnischen 
Wertvorstellungen, und die Genitalbeschneidung ist auch in 
den leichteren Formen in keinem Fall als mit dem Kindes-
wohl vereinbar zu betrachten.142 Damit werden hier wieder-
um die dem Schweizer Recht zugrunde liegenden Wertmass-
stäbe herangezogen.143 

3. Schuld, insbesondere Verbotsirrtum

Der Täter kann schliesslich nur bestraft werden, wenn er 
schuldhaft gehandelt hat, das heisst, ihm die Tat persönlich 
vorgeworfen werden kann.144 Im Fall der weiblichen Geni-
talbeschneidung kommt als Schuldausschliessungsgrund der 
Verbotsirrtum in Frage (Art. 21 StGB), der darin bestehen 
könnte, dass der betreffenden Person das Verbot der Genital-
beschneidung weder in Bezug auf die eigene Herkunftsrechts-
ordnung noch in Bezug auf die Schweiz bekannt ist. Trechsel 
und Schlauri empfehlen deshalb, Immigrantinnen und Immi-
granten beim Grenzübertritt über die Rechtslage betreffend 
FGM/C zu informieren, um die Berufung auf den Verbotsirr-
tum auszuschliessen.145 

4. Die Auslandstat

Wenn die Beschneidung eines in der Schweiz lebenden Mäd-
chens im Ausland durchgeführt wird, zum Beispiel während 
eines Ferienaufenthalts im Heimatland, fragt sich, ob die Tat 
in der Schweiz strafrechtlich verfolgt werden kann (Art. 3 ff. 
StGB). Gemäss den Gutachten können die Eltern, wenn sie 
von der Schweiz aus handelnde Mittäter sind, auf jeden Fall 
nach Schweizer Recht verfolgt werden. Sind sie nur als Anstif-
ter oder Gehilfen zu betrachten, so kann die Tat in der Schweiz 
nur verfolgt werden, wenn sie auch am Begehungsort strafbar 
ist, was aber in den meisten Ländern der Fall ist.146 
Aufgrund einer parlamentarischen Initiative soll der Bund 
nun eine Strafnorm gegen Genital verstümmelung ausarbei-
ten, welche die Auslandstat einer in der Schweiz niederge-
lassenen Person explizit unter Strafe stellt.147
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1. Der zivilrechtliche Kindesschutz

Für die Betreuung und Erziehung sind in erster Linie die 
Eltern verantwortlich (Art. 301 Abs. 1 ZGB). Wenn die El-
tern jedoch ihre Betreuungspflichten vernachlässigen, das 
Kind nicht vor der Gefährdung oder Schädigung durch Drit-
te schützen oder das Kind selbst gefährden oder schädigen, 
muss der Staat aufgrund seiner Schutzpflicht zum Schutz des 
Kindes präventiv eingreifen.
Der zivilrechtliche Kindesschutz sieht eine Reihe von Mass-
nahmen der staatlichen Intervention im Falle von Kindes-
wohlgefährdung vor, die in ihrer Schwere abgestuft sind.148 
Die weniger stark eingreifenden Massnahmen sollen die 
Eltern in der Wahrnehmung ihrer Betreuungs- und Erzie-
hungsfunktion unterstützen. Diese Massnahmen sind die so-
genannten geeigneten Massnahmen (Art. 307 ZGB) und die 
Beistandschaft (Art. 308 und 309 ZGB). Stark in Rechte von 
Eltern und Kind greifen die Massnahmen ein, die eine Weg-
nahme des Kindes von den Eltern und die Übertragung der 
Verantwortung für die Betreuung des Kindes an staatliche Or-
gane beinhalten (Obhuts entzug nach Art. 310 ZGB; Entzie-
hung der elterlichen Sorge nach Art. 311 ZGB).149 Die Kin-
desschutzmassnahmen von Art. 307 bis Art. 310 ZGB können 
miteinander kombiniert werden, solange die Kombination 
nicht der Entziehung der elterlichen Sorge gleichkommt.150 Sie 
können bis zur Mündigkeit des Kindes angeordnet wer den und 
fallen deshalb mit Erreichen des 18. Altersjahrs dahin.151

Bevor die Voraussetzungen zur Anordnung dieser Kindes-
schutzmassnahmen, die möglichen Massnahmen im Kontext 
von FGM/C und verfahrensrechtliche Fragen erörtert wer-
den, muss die internationale Zuständigkeit der Schweiz für 
den Schutz von sich im Land aufhaltenden Mädchen vor Ge-
nitalbeschneidung geklärt werden.

2.  Internationale Zuständigkeit 
der Schweiz und anwendbares Recht

A.  Grundsatz: Zuständigkeit der Schweizer  
Behörden bei gewöhnlichem Aufenthalt

Die meisten der von Genitalbeschneidung bedrohten Mäd-
chen, die sich in der Schweiz aufhalten, haben eine ausländi-
sche Staatsangehörigkeit. Es stellen sich deshalb die Fragen 
der internationalen Zuständigkeit für Kindesschutzmassnah-
men und des anwendbaren Rechts. 
Die Zuständigkeit der schweizerischen Gerichte oder Be-
hörden für Kindesschutzmassnahmen richtet sich gemäss 
Art. 85 Abs. 1 IPRG nach dem Haager Übereinkommen vom 
5. Oktober 1961 über die Zuständigkeit der Behörden und das 
anzuwendende Recht auf dem Gebiet des Schutzes von Min-

derjährigen (MSA). Art. 1 MSA bestimmt, dass die Gerich-
te und Verwal tungsbehörden des Staates, in dem ein Minder-
jähriger seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, zuständig sind, 
Massnahmen zum Schutze der Person oder des Vermögens 
des Minderjähri gen zu treffen.
Der gewöhnliche Aufenthalt ist zu verstehen als der Mittel-
punkt der Lebensbeziehungen und ist vorwiegend faktischer 
Natur.152 Massgeblicher Faktor ist die soziale Eingliederung 
des Kindes in seine Umgebung (Schule, Eltern, Verwandte).153 
Der gewöhnliche Aufenthalt wird entweder durch den Ablauf 
einer gewissen Zeitspanne des Aufenthalts (Faustregel: sechs 
Monate) und tatsächlich erfolgter Integration begründet oder 
durch eine voraussichtliche Dauer und eine in der Zukunft zu 
erwartende Integration.154

Das Abstellen auf faktische Elemente bedeutet insbesondere, 
dass der ausländerrechtliche Aufenthaltsstatus keine Bedeu-
tung für die Frage des gewöhnlichen Aufenthalts hat: Auch 
ein Kind, das in der Schweiz nicht aufenthaltsberechtigt oder 
dessen Gesuch um Erteilung einer fremdenpolizeilichen 
Bewilligung hängig ist, kann hier seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt haben, und die Zuständigkeit der Schweizer Behörden 
wird entsprechend begründet.
Bei verschiedenen Gruppen von Minderjährigen sind zudem 
spezielle Regelungen zu beachten, die im Folgenden darge-
stellt werden sollen.

B. Asylsuchende und Flüchtlinge
Viele der von Genitalbeschneidung bedrohten Mädchen sind 
Asylsuchende oder Flüchtlinge (insbesondere aus den Bür-
gerkriegsgebieten in Somalia oder dem Sudan). Nach einem 
Teil der Lehre haben Asylsuchende oder Flüchtlinge dann 
keinen gewöhnlichen Aufenthalt, wenn ihr Bleiben im Zu-
fluchtsstaat nicht gesichert ist. Asylsuchende Minderjährige 
mit ungesichertem Bleiberecht haben jedoch in der Regel in 
keinem Land ihren gewöhnlichen Aufenthalt, womit Art. 85 
Abs. 2 IPRG zur Anwendung kommt, wonach das MSA ent-
sprechend auf alle Kinder anwendbar ist, die ihren gewöhn-
lichen Aufenthalt nicht in einem Vertragsstaat haben.155 
Zudem kann die Schweiz dann, wenn der gewöhnliche Auf-
enthalt des Kindes unklar ist, ihre Zuständigkeit auf Art. 85 
Abs. 3 IPRG stützen.156

C.  Kinder mit Staatsangehörigkeit eines  
Vertragsstaats des MSA

In Einzelfällen kann es vorkommen, dass ein sich in der 
Schweiz aufhaltendes, von Beschneidung bedrohtes Mädchen 
die Staatsangehörigkeit eines Vertragsstaats des MSA hat.157 
Dies kann beispielsweise der Fall sein, wenn ursprünglich aus 
Afrika stammende Eltern in einem Vertragsstaat eingebürgert 
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wurden oder das Kind aufgrund von Geburt das Bürgerrecht 
erhält. In diesem Fall sind zwar grundsätzlich auch die Behör-
den des Heimatstaats des Kindes hilfsweise für seinen Schutz 
zuständig (Art. 4 i.V.m. Art. 13 Abs. 2 MSA).158 Wenn die 
Behörden des Heimatstaats zum Schutz des Kindes tätig ge-
worden sind, kann der Aufenthaltsstaat grundsätzlich keine 
Massnahmen ergreifen. Wenn aber das Kind in seiner Person 
oder seinem Vermögen ernstlich gefährdet ist, ist die Schweiz 
als Staat des gewöhnlichen Aufenthalts für den Schutz des 
Kindes zuständig (Art. 8 MSA). Eine drohende Genitalbe-
schneidung ist zweifellos eine solche ernstliche Gefährdung 
der Person des Kindes.159 Bei bereits erfolgter Beschneidung 
kann eine ernstliche Gefährdung darin liegen, dass das Kind 
von den betreuenden Personen nicht genügend medizinisch 
und emotional nachbetreut wird.160

D.  Zuständigkeit bei schlichtem Aufenthalt 
in dringenden Fällen (Eilzuständigkeit)

Bei Kindern, die weder den gewöhnlichen Aufenthalt in der 
Schweiz begründet haben noch aus einem der obigen Grün-
de die Zuständigkeit der Schweiz begründet wurde, können 
schliesslich aufgrund Art. 9 MSA in allen dringenden Fällen 
die Behörden des Vertragsstaates, in dessen Gebiet sich die 
oder der Minderjährige befindet (schlichter Aufenthalt),161 die 
erforderlichen Schutzmassnahmen treffen.

E.  Zuständigkeit nach der Ausreise 
eines ausländischen Kindes aus der Schweiz

Im Zusammenhang der Kindeswohlgefährdung durch Mäd-
chenbeschneidung interessiert zudem die Frage, ob die 
Schweizer Kindesschutzbehörden weiterhin zuständig blei-
ben, wenn das ausländische Kind, das gewöhnlichen Auf-
enthalt in der Schweiz hat, das Land verlässt. Es muss dabei 
danach unterschieden werden, ob das Kind den neuen ge-
wöhnlichen Aufenthalt in einem Vertragsstaat oder einem 
Nichtvertragsstaat begründet: 
Handelt es sich um einen Vertragsstaat, so bleiben die von 
den Schweizer Behörden getroffenen Massnahmen so lan-
ge in Kraft, bis die Behörden des neuen gewöhnlichen 
Aufenthalts sie aufheben oder ersetzen (Art. 5 Abs. 1 MSA). 
Insbesondere bleibt ein Obhutsentzug zum Schutz vor geni-
taler Beschneidung so lange bestehen, bis der Staat des neu-
en Aufenthalts ihn aufgehoben oder ersetzt hat. Das Kind 
darf in diesem Fall auch bei einer behördlich angeordneten 
Wegweisung nicht in die Obhut der Eltern gegeben werden, 
bevor die schweizerische oder die ausländische Behörde die 
Massnahme aufgehoben hat.162 

Handelt es sich nicht um einen Vertragsstaat, z.B. wenn die 
Familie mit dem Kind in das afrikanische Herkunftsland aus-

gewiesen wird, so kann der allgemeinen Zwecksetzung des 
MSA sowie Art. 85 Abs. 3 IPRG die fortdauernde, wenn auch 
nicht ausschliessliche Zuständigkeit der Schweiz als bisheri-
gem Aufenthaltsstaat entnommen werden, wenn der Schutz 
des Kindes vor Beschneidung dies als notwendig erscheinen 
lässt.163 Insbesondere kann mit Hilfe des Internationalen So-
zialdienstes164 die Situation am neuen (vorgesehenen) Aufent-
haltsort abgeklärt werden.165 Die Schweiz hat aufgrund Art. 3 
UN-KRK die Verpflichtung, dem Kind so lange Schutz zu 
gewähren, wie das Wohl des Kindes dies erfordert und nicht 
durch einen anderen Aufenthaltsstaat des Kindes sicherge-
stellt werden kann.166

F. Anwendbares Recht
Ist die Schweiz aufgrund der Regeln des MSA für den Schutz 
eines Kindes zuständig, ist gemäss Art. 2 Abs. 1 MSA das 
schweizerische Recht anwendbar, also insbesondere die Be-
stimmungen über den zivilrechtlichen Kindesschutz gemäss 
Art. 307 ff. ZGB.

3.  Eingriffsvoraussetzung Gefährdung 
des Kindeswohls

A.  Gefährdung des Kindeswohls als Eingriffsvoraus-
setzung und Leitlinie des Kindesschutzrechts

Voraussetzung für das Einschreiten der Kindesschutzbehör-
den gemäss Art. 307 ff. ZGB ist eine Gefährdung des Kindes-
wohls, die nicht durch die Eltern behoben wird oder werden 
kann. Das Kindeswohl bildet gleichzeitig auch Leitlinie bei 
der Wahl der geeigneten Massnahmen und ihres Vollzugs. 
Eine Gefährdung des Kindeswohls wird im Kindesschutzrecht 
dann angenommen, wenn nach den Umständen die ernstliche 
Möglichkeit einer Beeinträchtigung des physischen oder psy-
chischen Wohls des Kindes vorauszusehen ist.167 Die Gefahr 
muss dabei nicht von den Eltern selbst ausgehen, es genügt, 
wenn sie nicht in der Lage sind, das Kind genügend zu schüt-
zen (Art. 307 Abs. 1 ZGB). Es ist auch kein Verschulden der 
Eltern notwendig.168 

B.  Elterliche Sorge und Eingriffe in die 
körperliche Integrität des Kindes

Ob die drohende oder bereits erfolgte Genitalbeschneidung 
eines Mädchens eine Kindeswohlgefährdung darstellt, be-
urteilt sich nach den allgemeinen Regeln zum Umfang der 
elterlichen Sorge im Bereich der körperlichen Integrität des 
Kindes.
Gemäss Art. 301 Abs. 1 ZGB leiten die Eltern im Blick auf 
das Wohl des Kindes seine Pflege und Erziehung und tref-
fen unter Vorbehalt seiner eigenen Handlungsfähigkeit die 
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nötigen Entscheidungen. Mit den «nötigen Entscheidungen» 
sind unter anderem auch die Entscheidungen über Eingriffe 
in die körperliche Integrität, insbesondere bei medizinischen 
Behandlungen, gemeint. Die Eltern haben insofern die Ver-
tretung ihres Kindes inne (Art. 304 Abs. 1 ZGB). 
Die Entscheidungen der Eltern über körperliche Eingriffe 
müssen sich gemäss Art. 301 Abs.1 ZGB also einerseits am 
Kindeswohl orientieren. Dies ergibt sich auch aus Art. 302 
Abs. 1 ZGB, wonach die Eltern das Kind ihren Verhältnis-
sen entsprechend zu erziehen und seine körperliche, geistige 
und sittliche Entfaltung zu fördern und zu schützen haben.169 
Andererseits bestimmt Art. 301 Abs. 1 ZGB, dass die eigene 
Handlungsfähigkeit des Kindes vorbehalten ist. Grundsätz-
lich sind Minderjährige (in den Begriffen des ZGB Unmün-
dige) nicht handlungsfähig, was so viel heisst, dass ihnen die 
Fähigkeit fehlt, durch ihre Handlungen Rechte und Pflich-
ten zu begründen.170 Art. 19 Abs. 2 spricht ihnen aber in ge-
wissen Fragen ausnahmsweise die Handlungsfähigkeit zu.171 
Demnach vermögen urteilsfähige unmündige Personen ohne 
Zustimmung ihrer gesetzlichen Vertreter unter anderem Rech-
te auszuüben, die ihnen um ihrer Persönlichkeit willen zuste-
hen. Die zivilrechtliche Lehre spricht in diesem Kontext von 
den «höchstpersönlichen Rechten» des Kindes.172 Damit sind 
unter anderem die Persönlichkeitsrechte des Kindes gemäss 
Art. 28 ZGB gemeint, zu denen auch die körperliche Integrität 
gehört.173 Das Kind ist, sobald es bezüglich der in Frage ste-
henden Entscheidung betreffend den eigenen Körper urteils-
fähig ist, alleine für die Entscheidung zuständig, und die El-
tern müssen nicht zustimmen.174 Auch ist die Zustimmung der 
Eltern nicht rechtsgültig. Die Urteilsfähigkeit (Art. 16 ZGB) 
– und nicht die Mündigkeit (Art. 14 ZGB) – ist also massge-
bend für die Frage, ob die Eltern oder das Kind selbst in einen 
körperlichen Eingriff einwilligen müssen und dürfen.175

In Bezug auf die Vertretung des urteilsunfähigen Kindes durch 
die Eltern wird zwischen absolut höchstpersönlichen und re-
lativ höchstpersönlichen Rechten unterschieden.176 Die abso-
lut höchstpersönlichen Rechte sind einer Vertretung nicht zu-
gänglich.177 Bei den relativ höchstpersönlichen Rechten ist ei-
ne Vertretung des Kindes durch die Eltern möglich. Eingrif-
fe in die körperliche Integrität und insbesondere ärztliche 
Eingriffe werden zu den relativ höchstpersönlichen Rechten 
gezählt, eine Vertretung durch die Eltern ist also möglich.178

C.   Mädchenbeschneidung beim  
urteilsunfähigen Kind

Eltern sind, wie erwähnt, bei der Vertretung ihres Kindes 
bezüglich Einwilligung in Eingriffe in die körperliche Inte-
grität an das Kindeswohl gebunden. Grundsätzlich sind die 
Eltern zur Konkretisierung des Kindeswohls berechtigt. Ihr 

diesbezügliches «Konkretisierungsmonopol» reicht bis zur 
Grenze der Gefährdung des Kindeswohls.179 Die oben darge-
stellten grundrechtlichen Rahmenbedingungen, insbesonde-
re das Verbot der Zwangsassimilation von gesellschaftlichen 
Minderheiten, verlangen, dass das Kindeswohl nicht so aus-
gelegt wird, dass dort, wo keine Gefährdung für die «körper-
liche, geistige und sittliche Entfaltung» (Art. 302 Abs. 1 ZGB) 
des Kindes festzustellen ist, Eingriffe in die Elternrechte einer 
Durchsetzung von Vorstellungen der Mehrheitsgesellschaft 
über die «richtige» Kindererziehung gleichkommen. Wo die 
Grenzen einer Gefährdung erreicht sind, ist eine Ermessens- 
und Wertungsfrage,180 die aber im Fall der Genitalbeschnei-
dung klar beantwortet werden kann. 
In Bezug auf Eingriffe in die körperliche Integrität gilt als 
Grundsatz, dass Eltern nur in Eingriffe an ihren urteilsunfä-
higen Kindern einwilligen können, die medizinisch indiziert 
sind.181 Die Mädchenbeschneidung nach der Definition der 
WHO182 erfolgt jedoch ausschliesslich aus kulturellen Grün-
den und entbehrt jeglicher medizinischer Notwendigkeit, ei-
ne Einwilligung der Eltern ist deshalb grundsätzlich ausge-
schlossen. Ausnahmsweise sind körperliche Eingriffe auch 
aus kulturellen Gründen zulässig, es findet aber eine Abwä-
gung mit den medizinischen Risiken statt. Heute wird für die 
männliche Beschneidung noch überwiegend eine kulturel-
le Rechtfertigung zugelassen,183 weil der lege artis durchge-
führte Eingriff keine grosse Risiken birgt und insbesondere 
keinerlei Einschränkungen im sexuellen Empfinden mit sich 
bringt. Ein Eingriff in die weiblichen Genitalien wird auch in 
den leichteren Formen als ungleich riskanter und schädlicher 
und deshalb unzulässig betrachtet.184

Das Resultat ist also eindeutig: Eltern dürfen auch aus zi-
vilrechtlicher Sicht ihr Kind in keinem Fall einer (teilwei-
sen) Entfernung der äusseren Genitalien unterziehen, wenn 
sie ohne medizinischen Grund erfolgt. Auch müssen die El-
tern ihr Kind vor der Gefahr von Beschneidung schützen, 
etwa wenn sie es für einen Ferienaufenthalt im Heimatland der 
Verwandtschaft anvertrauen. Bezüglich der weiblichen Geni-
talbeschneidung besteht damit eine kulturelle Differenz in der 
Definition des Kindeswohls.185 
Wie erwähnt, kann die Gefährdung des Kindeswohls in ei-
ner drohenden Genitalbeschneidung oder in den Folgen einer 
bereits erfolgten Genitalbeschneidung bestehen. 
Erhält eine Vormundschaftsbehörde eine Gefährdungsmel-
dung betreffend Verdacht auf eine drohende Mädchenbe-
schneidung,186 so muss sie im Einzelfall abklären, ob eine 
solche Gefahr wirklich droht. Zwar muss im Gegensatz zum 
Strafrecht, das erst nachträglich repressiv eingreifen kann, für 
die Anwendbarkeit des Kindesschutzrechts die Gefährdung 
des Kindeswohls nicht verwirklicht sein. Trotzdem müssen 
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konkrete Anhaltspunkte vorliegen, die auf eine Kindeswohl-
gefährdung hinweisen. 
Ist die Beschneidung des Mädchens bereits erfolgt, kann eine 
Kindeswohlgefährdung darin bestehen, dass die Eltern nicht 
für die Behandlung der physischen und psychischen Schäden 
sorgen, die durch die Beschneidung verursacht wurden. Wenn 
jedoch die Eltern selbst für diese Nachbetreuung sorgen, be-
steht kein Raum für Kindesschutzmassnahmen, etwa um die 
Eltern für die Beschneidung zu «bestrafen».187 

D. Mädchenbeschneidung beim urteilsfähigen Kind
Nachdem festgestellt wurde, dass die Eltern in keinem Fall 
gültig in die Genitalbeschneidung ihres Kindes einwilligen 
können, weil ein solcher Eingriff nicht im Kindeswohl liegt, 
fragt sich, ob das urteilsfähige weibliche Kind der Genital-
beschneidung zustimmen kann. Im vorliegenden Kontext ist 
diese Frage insofern von Belang, als kein Raum für Kindes-
schutzmassnahmen bleibt, wenn das Kind rechtsgültig in die 
Genitalbeschneidung einwilligen kann. Zur Beantwortung 
dieser Frage kann auch auf die Überlegungen der beiden straf-
rechtlichen Gutachten zurückgegriffen werden.
Zunächst einmal hat sich bereits aus der strafrechtlichen 
Beurteilung ergeben, dass auch die betroffene Person in ge-
wisse körperliche Eingriffe nicht einwilligen kann, dass die-
se also sowohl aus straf- wie auch aus zivilrechtlicher Sicht 
auch im Fall einer Einwilligung rechtswidrig bleiben. Das 
Gutachten von Trechsel und Schlauri stellt fest, dass in ei-
ne schwere Körperverletzung nur eingewilligt werden kann, 
wenn der Eingriff «höheren sittlichen Werten» dient und im 
wohlverstandenen Interesse des Betroffenen liegt.188 Diejeni-
gen Formen von weiblicher Genitalbeschneidung, die die Ent-
fernung der Klitoris beinhalten, sind als schwere Körperver-
letzung zu betrachten.189 Die Gründe, die in den praktizieren-
den Gemeinschaften für die Entfernung oder Verstümmelung 
der Klitoris vorgebracht werden,190 genügen im rechtlich-kul-
turellen Kontext der Schweiz nicht, um die verlangten «höhe-
ren Werte» zu begründen.
In die leichteren Formen der Genitalbeschneidung, die keine 
Verstümmelung oder Entfernung der Klitoris mit sich brin-
gen (Typen I und IV), ist theoretisch eine Einwilligung des 
urteilsfähi gen Mädchens oder der Jugendlichen möglich.191 
In Übereinstimmung mit den beiden strafrechtlichen Gut-
achten sind aber an diese Einwilligung hohe Anforderungen 
zu stellen, da es sich um irreversible Eingriffe ohne jegliche 
medizinische Notwendigkeit handelt.
Zunächst muss die Urteilsfähigkeit in Bezug auf die Beschnei-
dung geklärt werden. Der Begriff der Urteilsfähigkeit enthält 
gemäss der Rechtsprechung des Bundesgerichts zwei Ele-
mente: einerseits eine intellektuelle Komponente, nämlich 

die Fähigkeit, Sinn, Zweckmässigkeit und Wirkungen einer 
bestimmten Handlung zu erkennen; andererseits ein Willens-
element, nämlich die Fähigkeit, gemäss der vernünftigen Er-
kenntnis nach seinem freien Willen zu handeln und allfälli-
ger fremder Willensbeeinflussung in normaler Weise Wider-
stand zu leisten.192 Die Urteilsfähigkeit des Kindes wird nicht 
an einem bestimmten Alter festgemacht, sondern ist ein re-
lativer Begriff.193 Dies bedeutet, dass dem Kind in Bezug auf 
die Wahrnehmung des konkreten in Frage stehenden Rechts 
die Urteilsfähigkeit zukommen muss. 
In Bezug auf die Genitalbeschneidung einer unmündi-
gen weiblichen Person ist das Erfordernis der freien Wil-
lensbildung zentral: Es muss im Einzelfall geklärt werden, 
ob sie in der Lage ist, sich ohne Druck ihrer Familie oder 
Gemeinschaft für oder gegen eine leichte Form der Genital-
beschneidung zu entscheiden. Kommt ihr grundsätzlich die-
se Fähigkeit zu, ist aber die Entscheidung trotzdem unter 
starkem Druck von aussen zustande gekommen, ist die Ein-
willigung mangels Freiwilligkeit aufgrund eines Willens-
mangels unbeachtlich.194

Bei der Beurteilung dieser Fragen ist zu berücksichtigen, dass 
sich das betroffene Mädchen in der Schweiz in einer schwie-
rigen Situation zwischen den unterschiedlichen Wertvorstel-
lungen zweier Gesellschaften befindet. Im Herkunftsland liegt 
die kulturelle Bedeutung der Genitalbeschneidung auch in der 
Aufnahme in die Gemeinschaft195, und eine Verweigerung des 
Eingriffs kann gemeinschaftsinterne Diskriminierungen zur 
Folge haben. Eltern und Verwandtschaft üben unter Umstän-
den einen grossen Druck aus, dass sich ihre Tochter durch eine 
Beschneidung in diese kulturelle Logik einordnet. Das Auf-
nahmeland Schweiz hingegen geht von der Schädlichkeit der 
Genitalbeschneidung aus und wertet damit die Herkunftskul-
tur ab. Auch ist das Mädchen oft diskriminierenden Erfahrun-
gen aufgrund seiner Herkunft und/oder Hautfarbe ausgesetzt. 
Die Beschneidung kann ihm in dieser Situation als Bestäti-
gung der eigenen kulturellen Identität erscheinen.
Die Lösung liegt wohl darin, leichte Eingriffe an den Genita-
lien aus kulturellen Gründen erst dann zuzulassen, wenn ei-
ne gewisse strukturelle Unabhängigkeit der jungen Frau von 
der eigenen Familie erreicht ist und die Frage der kulturellen 
Identität geklärt ist. Dies wird in den wenigsten Fällen vor Er-
reichen des Mündigkeitsalters der Fall sein. Wohlgemerkt sind 
– wie aus den vorgängigen Ausführungen klar geworden sein 
sollte – auch bei erwachsenen Frauen nur leichtere Eingrif-
fe zulässig, die mit kosmetischen Operationen im Genitalbe-
reich vergleichbar sind, die in «westlichen» Kulturen als zu-
lässig gelten und die nicht mit dem Verlust oder der Verstüm-
melung wichtiger Teile der Genitalien wie insbesondere der 
Klitoris verbunden sind.

VI. Anwendbarkeit des zivilrechtlichen  
Kindesschutzes
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Im Zusammenhang mit körperlichen Eingriffen muss neben 
der Urteilsfähigkeit auch das Erfordernis der Aufklärung er-
füllt sein. Im Sinne des «informed consent» können auch ur-
teilsfähige Minderjährige nur rechtsgültig einer Verletzung 
ihrer körperlichen Integrität zustimmen, wenn sie umfas-
send über den geplanten Eingriff informiert sind.196 Dies be-
deutet im Kontext der Genitalbeschneidung, dass umfassend 
über die medizinischen Risiken und gesundheitlichen Folgen 
eines Eingriffs an den Genitalien aufgeklärt werden muss. 
Zudem muss die Aufklärung auch dem tatsächlich vorgenom-
menen Eingriff entsprechen.197 Im Ergebnis bedeutet dies, 
dass praktisch nur eine Einwilligung in eine Beschneidung 
der Typen I und IV im medizinischen Kontext möglich ist, 
da nur eine medizinisch geschulte Person in der Lage ist, das 
Ausmass des Eingriffs präzis zu kontrollieren.
Wünscht ein Kind oder eine Jugendliche eine leichte Form 
der Genitalbeschneidung, wird ihr also in den meisten Fällen 
aus Gründen der strukturellen Abhängigkeit von den Eltern 
und dem damit auf ihr lastenden Druck die Urteilsfähigkeit 
in Bezug auf die Genitalbeschneidung abzusprechen sein. In 
diesem Fall kann die Vormundschaftsbehörde Kindesschutz-
massnahmen gegenüber dem Kind und eventuell auch den 
Eltern ergreifen, um das Kind von einer selbst gewählten 
Genitalbeschneidung abzuhalten. Diese Massnahmen müs-
sen insbesondere auf die Information und Sensibilisierung 
des Mädchens oder der jungen Frau hinwirken und sie dabei 
unterstützen, mit ihrer spezifischen Situation zwischen den 
Kulturen umzugehen. 

4. Verhältnismässigkeit

A. Das Verhältnismässigkeitsprinzip
Die Kindesschutzmassnahmen der Art. 307 ff. ZGB werden 
behördlich angeordnet und durchgesetzt und stellen gemäss 
der Lehre Eingriffe in die Grundrechte der Eltern und unter 
Umständen auch des Kindes dar.198 Dementsprechend muss 
wie bei jedem staatlichen Grundrechtseingriff der Grundsatz 
der Verhältnismässigkeit beachtet werden.199 
Zunächst wird aus dem Verhältnismässigkeitsgrundsatz ab-
geleitet, dass Kindesschutzmassnahmen subsidiär und kom-
plementär zu freiwilligen Bemühungen der Eltern eingesetzt 
werden sollen.200 Sodann muss die Kindesschutzmassnahme 
geeignet und erforderlich sein, um das Kind zu schützen, und 
der Eingriff in die Rechte von Eltern und Kind muss in einem 
vernünftigen Verhältnis zum Nutzen der Massnahme stehen.201 
Welche Bedeutung diese Elemente des Verhältnismässigkeits-
prinzips im Rahmen der Prävention von FGM/C haben, soll 
im Folgenden geklärt werden.

B. Subsidiarität und Komplementarität:  
Vorrang von Prävention 
Das Prinzip der Subsidiarität bedeutet, dass Kindesschutz-
massnahmen erst dann angeordnet werden dürfen, wenn die 
Eltern nicht von sich aus für den Schutz des Kindes besorgt 
sind. Es muss also zunächst versucht werden, auf freiwilli-
ger Basis mit den Eltern zusammenzuarbeiten und sie für die 
schädlichen Folgen der genitalen Mädchenbeschneidung zu 
sensibilisieren. 
Das Schweizer Recht stimmt insoweit mit den ausländischen 
Empfehlungen überein, die der im freiwilligen Rahmen erfol-
genden Sensibilisierung von Eltern und Kindern aus FGM/C-
praktizierenden Ländern den Vorrang vor staatlichen Zwangs-
massnahmen geben.
Das Prinzip der Komplementarität bedeutet, dass Kindes-
schutzmassnahmen die Fähigkeiten der Eltern ergänzen und 
stärken sollen. Im Bereich der Prävention von Mädchenbe-
schneidungen kann das Prinzip der Komplementarität so um-
gesetzt werden, dass die Eltern des Kindes dabei unterstützt 
werden, ihr Kind gegenüber Dritten zu schützen. 

C. Geeignetheit
Der Grundsatz der Geeignetheit der Massnahme bedeutet, 
dass nur eine Massnahme zum Einsatz kommen soll, die ge-
eignet ist, die Kindeswohlgefährdung abzuwenden. Bei einer 
drohenden Mädchenbeschneidung bedeutet dies, dass Mass-
nahmen gewählt werden, die entweder dazu geeignet sind, bei 
den Eltern einen nachhaltigen Gesinnungswandel hervorzu-
rufen, oder auf andere Weise den Schutz des Kindes vor der 
Beschneidung bewirken können, im schlimmsten Fall, indem 
es aus der Obhut der Eltern entfernt wird.

D. Erforderlichkeit
Der Grundsatz der Erforderlichkeit verlangt, dass Kindes-
schutzmassnahmen nur so stark in die Rechte von Eltern und 
Kind eingreifen, wie es zum Schutz des Kindes notwendig ist. 
So soll mit möglichst milden Kindesschutzmassnahmen in 
einem möglichst frühen Stadium begonnen werden, nur bei 
Ungenügen dieser Massnahme zur nächstschwereren gegrif-
fen und die Massnahme nur so lange als notwendig aufrecht-
erhalten werden.202 Dies ist auch im Sinne des dem Kindes-
schutz zugrunde liegenden Präventionsgedankens.
Bezogen auf die Situation der Genitalbeschneidung, bedeu-
tet der Grundsatz der Erforderlichkeit, dass dort, wo eine 
Intervention nicht als dringlich erscheint, weil die Geni-
talbeschneidung oder eine Ausreise ins Heimatland nicht 
unmittelbar bevorsteht, nicht von vornherein zu den eingrei-
fendsten Kindesschutzmassnahmen, insbesondere dem Ob-
hutsentzug, gegriffen wird, sondern dass mildere Mittel, wie 
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etwa die Hinterlegung des Reisepasses, zu prüfen sind und 
insbesondere die Betonung auf Informations- und Sensibili-
sierungsarbeit gelegt wird. 

E. Proportionalität (Verhältnismässigkeit i.e.S.)
Schliesslich muss das Proportionalitätsprinzip oder die Ver-
hältnismässigkeit im engeren Sinn gewahrt werden, was so 
viel bedeutet, als dass der Eingriff in die Rechte von Eltern und 
Kind in einem vernünftigen Verhältnis zum Nutzen der Mass-
nahme stehen muss.203 In Bezug auf den Schutz vor FGM/C 
wird die Massnahme umso schwerwiegender sein dürfen, je 
grösser die Gefahr der Beschneidung ist und je wirkungsvoller 
die Massnahme erscheint. So dürfte zum Beispiel eine Weg-
nahme des Kindes, die zwar das wirkungsvollste Mittel des 
Schutzes vor Beschneidung darstellt, aber gleichzeitig auch 
den schwersten Eingriff in die Rechte von Eltern und Kind be-
deutet, nur dann verhältnismässig sein, wenn die Gefahr der 
Beschneidung sehr gross ist und unmittelbar droht.
 

VI. Anwendbarkeit des zivilrechtlichen  
Kindesschutzes
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1.  Geeignete Massnahmen nach 
Art. 307 ZGB

A. Übersicht über die Massnahmen
Die Stufenfolge der Kindesschutzmassnahmen beginnt mit 
den «geeigneten Massnahmen» gemäss Art. 307 ZGB. Die-
se Generalklausel umfasst alle Massnahmen, die nicht in das 
Obhutsrecht der Eltern eingreifen, und eröffnet einen grossen 
Ermessensspielraum für die Behörden. Gemäss dem Geset-
zeswortlaut von Art. 307 Abs. 3 ZGB kann die Vormund-
schaftsbehörde insbesondere die Eltern, die Pflegeeltern oder 
das Kind ermahnen, ihnen bestimmte Weisungen für die Pfle-
ge, Erziehung oder Ausbildung erteilen und eine geeignete 
Person oder Stelle bestimmen, der Einblick und Auskunft zu 
geben ist. Ermahnungen und Weisungen decken ein sehr brei-
tes Spektrum ab,204 wobei Weisungen verbindlicheren Cha-
rakter haben und mit Hilfe der Ungehorsamkeitsstrafe des 
Art. 292 StGB durchgesetzt werden können.205 Die Überwa-
chung der Erziehung durch eine geeignete Person gemäss 
Art. 307 Abs. 3 ZGB wird auch Erziehungsaufsicht genannt und 
unterscheidet sich von der Beistandschaft der Art. 308 und 309 
ZGB dadurch, dass sie keine imperativen Befugnisse hat.206 

B.  Weisungen im Bereich der Information 
und Aufklärung über FGM/C

Zunächst kommen Weisungen im Bereich der Information 
und Aufklärung über FGM/C in Frage. Wie erwähnt ergibt 
sich aus dem Subsidiaritätsprinzip, dass die Aufklärungs- 
und Sensibilisierungsarbeit mit den FGM/C-praktizierenden 
Bevölkerungsgruppen in erster Linie auf der freiwilligen Ebe-
ne erfolgen muss. Stossen niederschwellige und angemes-
sene Informationsbemühungen jedoch auf Widerstand von 
Seiten der Eltern oder unter Umständen auch des Kindes 
oder der Jugendlichen, kann die Vormundschaftsbehörde ih-
nen die Wahrnehmung von Informationsangeboten in Form 
einer Weisung auch verbindlich anordnen. Der Inhalt der Wei-
sung ist in diesem Fall beispielsweise die Verpflichtung, sich 
bei einer Fachperson über die Gefahren weiblicher Genitalbe-
schneidung und deren gesundheitliche Folgen für das betrof-
fene Mädchen sowie über die rechtlichen Folgen informieren 
zu lassen. Wünschbar wäre, dass in dieser Hinsicht Vormund-
schafts- und Gesundheitsbehörden zusammenarbeiten, um 
geeignete Informationsangebote bereitzustellen.

C.  Weisungen zum Schutz vor Beschneidung 
im Ausland

Bestehen konkrete Hinweise darauf, dass eine Beschnei-
dung im Ausland, beispielsweise im Heimatland der Eltern, 
geplant ist, kann die Vormundschaftsbehörde den Eltern die 
Weisung erteilen, das Kind nicht ins Ausland zu verbringen. 
Wirkungsvoll ist diese Anordnung vor allem dann, wenn die 
Eltern gleichzeitig angewiesen werden, den Reisepass des 
Kindes zu hinterlegen.207 Diese Massnahme ist allerdings ein 
schwerwiegender Eingriff in das Elternrecht und in die per-
sönliche Freiheit des Kindes und sollte deshalb nur angeord-
net werden, wenn aufgrund der konkreten Umstände davon 
ausgegangen werden muss, dass das Mädchen bei einem Aus-
landaufenthalt nicht genügend vor Genitalbeschneidung ge-
schützt wäre. Unter Umständen kann eine Abklärung durch 
den Internationalen Sozialdienst Klarheit über die Schutz-
möglichkeiten im Ausland verschaffen.208 Es gibt eine Reihe 
von möglichen Schutzmassnahmen während eines Aufent-
halts. So ist es denkbar, nach dem Vorbild der französischen 
Services de protection maternelle et infantile, den Eltern 
eine schriftliche Bestätigung auszustellen, dass ihr Kind unbe-
schnitten ist und dass die Beschneidung in der Schweiz straf-
rechtliche Konsequenzen nach sich ziehen würde. Diese Be-
stätigung verleiht erfahrungsgemäss einen gewissen Schutz 
vor Druckversuchen der Familie im Heimatland.209

D.  Anordnung von regelmässigen Genital- 
untersuchungen als Präventionsmassnahme

Wie oben erwähnt, wird zum Teil im Ausland als individuelle 
Massnahme zum Schutz von Mädchen die regelmässige Geni-
taluntersuchung angeordnet.210 Diese Massnahme ist unter be-
stimmten Voraussetzungen auch in der Schweiz zulässig.
Eine Genitaluntersuchung stellt wie jede ärztliche Unter-
suchung einen Eingriff in das höchstpersönliche Recht der 
körperlichen Integrität und der Selbstbestimmung über den 
eigenen Körper dar.211 Wie bereits im Kontext der Frage der 
Zustimmung zur Genitalbeschneidung an sich dargelegt, 
kommt urteilsfähigen Unmündigen im Bereich der höchst-
persönlichen Rechte Selbstbestimmung zu. Es muss deshalb 
zwischen urteilsfähigen und urteilsunfähigen Unmündigen 
unterschieden werden. 
Ist das Kind in Bezug auf die Genitaluntersuchung urteils- 
fähig, versteht es also deren Bedeutung und Tragweite für 
seinen eigenen Schutz, so kann und muss es die Einwilligung 
dazu im Rahmen der Ausübung seiner höchstpersönlichen 
Rechte (Art. 19 Abs. 2 ZGB) selbst erteilen, und das Einver-
ständnis der Eltern ist nicht notwendig.212 
Wie oben erwähnt, existieren keine festen Altersgren-
zen für die Urteilsfähigkeit, diese wird aber bei medi-

VII. Die Kindesschutzmassnahmen im Einzelnen
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zinischen Untersuchungen etwa vom 12. Altersjahr an 
gegeben sein. Die Altersgrenze ist also in Bezug auf 
die Einwilligung zur medizinischen Untersuchung tiefer 
anzusetzen als in Bezug auf die Einwilligung zu operativen 
Eingriffen an den Genitalien.213 

Fraglich ist, ob die Vormundschaftsbehörde auch gegen den 
Willen des urteilsfähigen Kindes eine Genitaluntersuchung 
als Kindesschutzmassnahme anordnen kann. Wie bereits an 
anderer Stelle ausgeführt, ist m.E. davon auszugehen, dass im 
Bereich der Einwilligung zu medizinischen Eingriffen die Vor-
mundschaftsbehörde nicht weiter gehende Befugnisse hat als 
die Eltern im Rahmen der elterlichen Sorge.214 Dies bedeutet, 
dass allein das urteilsfähige Kind für die Einwilligung zustän-
dig ist. Lehnt das Kind die Genitaluntersuchung ab, kann dies 
auch nicht der Ablehnung eines vernünftigerweise nicht zu 
umgehenden Eingriffs gleichkommen, der ein Indiz für man-
gelnde Einsichtsfähigkeit und somit fehlende Urteilsfähigkeit 
darstellen könnte,215 da die Genitaluntersuchung nur eine von 
mehreren Möglichkeiten der Prävention der Genitalbeschnei-
dung ist. Es ist zudem fraglich, ob dort, wo die Untersuchung 
im kantonalen Prozessrecht nicht vorgesehen ist, Art. 307 ZGB 
allein als gesetzliche Grundlage genügend bestimmt ist, um 
einen solchen Eingriff in das Selbstbestimmungsrecht zu 
rechtfertigen.216 
Beim in Bezug auf die Genitaluntersuchung urteilsunfähigen 
Kind, also dem Kind im Alter bis etwa 12 Jahre, kann die Un-
tersuchung im Einverständnis der Eltern stattfinden, in wel-
chem Fall keine Kindesschutzmassnahmen verfügt werden 
müssen. Wie erwähnt, entscheiden die Eltern beim urteilsun-
fähigen Kind im Rahmen der elterlichen Sorge (Art. 301 Abs. 
1, Art. 302 Abs. 1 ZGB) über ärztliche Eingriffe.217 Allerdings 
müssen die Eltern auf die Meinung des Kindes Rücksicht neh-
men (Art. 301 Abs. 2 ZGB). Liegt dagegen die Einwilli gung 
der Eltern nicht vor, so könnte die Genitaluntersuchung als Wei-
sung der Vormund schaftsbehörde an die Eltern gemäss Art. 307 
Abs. 3 ZGB218 oder durch den Beistand oder die Beiständin im 
Rahmen von besonderen Befugnissen gemäss Art. 308 Abs. 2 
ZGB angeordnet werden.
Sowohl beim urteilsunfähigen wie beim urteilsfähigen Kind 
muss aber die Verhältnismässigkeit der Massnahme geprüft wer-
den. Zunächst muss die Untersuchung geeignet und erforderlich 
sein, um eine Genitalbeschneidung zu verhindern. Sodann stellt 
sich die Frage der Proportionalität der Massnahme.
Zur Geeignetheit ist festzuhalten, dass es das Ziel der Mass-
nahme ist, die Repressionswirkung des Strafrechts zu ver-
stärken, indem die Wahrscheinlichkeit der Entdeckung der 
strafbaren Beschneidung erhöht wird: Den Eltern wird durch 
die Kontrollmassnahme klargemacht, dass eine Genitalbe-
schneidung nicht unentdeckt bleiben wird und dass sie des-

halb einer Strafe nicht entgehen werden. Die Kriminologie 
geht denn auch davon aus, dass für die abschreckende Wir-
kung des Strafrechts nicht die angedrohte Sanktion, sondern 
die Wahrscheinlichkeit der strafrechtlichen Ahndung von Be-
deutung ist.219 Die Geeignetheit der Massnahme als Abschre-
ckungsmittel ist also durchaus gegeben. 
Im Hinblick auf die Erforderlichkeit muss geklärt werden, 
ob der Strafdrohung nicht auf andere Weise Glaubwürdigkeit 
verschafft werden kann, die insbesondere nicht mit Eingriffen 
in die körperliche Integrität des Kindes verbunden ist. Auch 
ist die Strafdrohung allein nicht unbedingt für eine Änderung 
der Wertüberzeugungen der betroffenen Eltern geeignet oder 
ist dazu auch nicht notwendig. Ausser dort, wo die Gefahr von 
Beschneidung als sehr hoch eingeschätzt wird, sollte als mil-
dere Massnahme immer versucht werden, auf dem Weg der 
Information, Sensibilisierung und Überzeugungsarbeit die 
Eltern von der Schädlichkeit der Beschneidung zu überzeu-
gen. Erscheint die Anordnung regelmässiger Genitaluntersu-
chungen als erforderlich, so sollte sie zudem immer auch von 
Überzeugungsarbeit begleitet werden.
Auf der Ebene der Proportionalität der Massnahme ergibt sich 
sodann die Frage, ob das Interesse an der Verstärkung der ab-
schreckenden Wirkung des Strafrechts gewichtiger ist als 
die Interessen von Eltern und Kind. Es muss wiederum zwi-
schen dem urteilsfähigen und dem urteilsunfähigen Kind un-
terschieden werden.
Beim urteilsfähigen Kind wiegt in jedem Fall das Selbstbe-
stimmungsrecht schwerer als das staatliche Interesse der Ab-
schreckung der Eltern. Es ist vielmehr darauf hinzuwirken, 
dass die Jugendliche den Sinn der Untersuchung einsieht und 
ihre Einwilligung dazu gibt, oder es sind andere, weniger ein-
greifende Schutzmassnahmen in Erwägung zu ziehen. Insbe-
sondere können ältere Kinder und Jugendliche dabei unter-
stützt werden, sich selbst vor Beschneidung zu schützen. Da-
zu gehört die umfassende Information über die medizinischen 
und rechtlichen Aspekte der Beschneidung. Auch kann eine 
Vertrauensperson bestimmt werden, bei der sich das Mädchen 
melden kann, wenn sie eine Beschneidung befürchtet.
Beim urteilsunfähigen Kind ist das Interesse an der Ver-
hinderung der Genitalbeschneidung und des Schutzes des 
Kindes höher zu gewichten als das Recht der Eltern, über 
medizinische Behandlungen ihres Kindes zu entscheiden. Al-
lerdings muss auch beim urteilsunfähigen Kind der Schutz 
seiner psychischen und physischen Integrität und der Wille 
des Kindes in die Interessenabwägung einbezogen werden.220 
Eine Genitaluntersuchung gegen den Willen eines Kindes 
kann, auch wenn es die Bedeutung für seinen Schutz nicht 
abschätzen kann, eine starke Belastung darstellen, die nega-
tive psychische Auswirkungen haben kann.221 Setzt das Kind 

VII. Die Kindesschutzmassnahmen im Einzelnen



31

jedoch der Untersuchung keinen Widerstand entgegen, so er-
scheint die Massnahme unproblematisch.
Sollte eine Genitaluntersuchung als vormundschaftliche 
Massnahme angeordnet werden, so muss darauf geachtet wer-
den, dass die Untersuchung von einer Ärztin durchgeführt 
wird, die über die medizinischen und kulturellen Hintergrün-
de der Praxis der Mädchenbeschneidung informiert ist und 
deshalb einen sachlichen und kulturell sensiblen Umgang mit 
den Eltern und dem Kind pflegen kann.222 Zudem sind die Ge-
nitaluntersuchungen nur wirksam, wenn sie von Gesprächen 
mit den Eltern und dem Kind begleitet sind. Diese Gesprä-
che können entweder von einer dafür ausgebildeten Ärztin, 
von einer von der Vormundschaftsbehörde eingesetzten Bei-
ständin oder einem Beistand223 oder von einer interkulturel-
len Vermittlerin durchgeführt werden. In diesen Gesprächen 
kann auch geklärt werden, ob die Genital untersuchungen zum 
Schutz des Kindes weiterhin notwendig sind oder ob davon 
ausgegangen werden kann, dass die Eltern selbst dem Kind 
einen genügenden Schutz bieten können.
Damit die untersuchende Ärztin der Vormundschaftsbehör-
de über das Ergebnis der Genitaluntersuchung berichten 
kann, muss sie von ihrer Schweigepflicht entbunden werden. 
Diese Entbindung können im besseren Fall die Eltern des 
urteilsunfähigen Kindes oder das urteilsfähige Kind selbst 
erteilen. Sind die Eltern mit der Untersuchung des urteils-
unfähigen Kindes nicht einverstanden, so kann die Vor-
mundschaftsbehörde die elterliche Sorge in diesem Bereich 
beschränken und die Entbindung selbst vornehmen bzw. 
einer Beiständin oder einem Beistand die Kompetenz zur Ent-
bindung von der Schweigepflicht übertragen. 
Zu bemerken ist schliesslich, dass in jedem Fall, wenn ein 
konkreter Verdacht besteht, dass ein Mädchen beschnitten 
wurde, Vormundschaftsbehörden nach kantonalem Recht 
meist ein Recht oder sogar eine Pflicht zur Anzeige an die 
Strafverfolgungsbehörden haben.224 Die Strafverfolgungsbe-
hörden können die Genitaluntersuchung gegen den Willen des 
Opfers anordnen, wenn der Beweis nicht auf andere Weise er-
bracht werden kann, wobei die körperliche Untersuchung nur 
dann möglich ist, wenn das kantonale Prozessrecht dazu eine 
gesetzliche Grundlage liefert. In gewissen Kantonen kommt 
der Betroffenen allerdings ein Untersuchungsverweigerungs-
recht entsprechend dem Zeugnisverweigerungsrecht zu.225

Zusammenfassend gesagt erscheint die regelmässige Genital-
untersuchung als präventive Kindesschutzmassnahme grund-
sätzlich zulässig beim noch urteilsunfähigen Kind bis im Alter 
von etwa 12 Jahren. Sie kann mit Einverständnis der Eltern oh-
ne Kindesschutzmassnahme durchgeführt werden und ohne ihr 
Einverständnis mittels einer Weisung gemäss Art. 307 ZGB. 
Die Genitaluntersuchung erscheint jedoch dann aus Gründen 

der fehlenden Verhältnismässigkeit als problematisch, wenn 
sie gegen den Widerstand des Mädchens durchgeführt wird. 
Beim urteilsfähigen Kind ist die Genitaluntersuchung nur zu-
lässig mit Einverständnis der betroffenen Minderjährigen, und 
weder Eltern noch Vormundschaftsbehörden können sie ohne 
diese Einwilligung anordnen. 
Die Genitaluntersuchung sollte von einer über die medi-
zinischen und kulturellen Hintergründe der Mädchenbe- 
schneidung informierten Ärztin durchgeführt werden, und 
die Untersuchungen müssen durch regelmässige Gespräche 
begleitet werden. 

2. Die Beistandschaft nach Art. 308 ZGB

A. Übersicht über die Massnahmen
Die Hauptform der Beistandschaft ist die Erziehungsbeistand-
schaft gemäss Art. 308 ZGB. Gemäss der gesetzlichen Formu-
lierung des Art. 308 Abs. 1 ZGB handelt es sich um einen Bei-
stand für das Kind, der die Eltern in ihrer Sorge um das Kind 
mit Rat und Tat unterstützt. Der Beistand oder die Beistän-
din hat eine beschränkte Vertretungsbefugnis in allgemeinen 
Erziehungsbelangen und hat somit eine konkurrierende Zu-
ständigkeit neben dem Inhaber oder der Inhaberin der elterli-
chen Sorge. Die Vormundschaftsbehörde kann dem Beistand 
gemäss Art. 308 Abs. 2 ZGB besondere, genau umschriebe-
ne Befugnisse übertragen.226 Den Eltern kann schliesslich 
gemäss Art. 308 Abs. 3 ZGB die elterliche Sorge zum Teil 
entzogen und gleichzeitig dem Beistand die ausschliessliche 
Zuständigkeit für diese Fragen übertragen werden.227 

B. Aufgaben der Beistandsperson bezüglich FGM/C
Zur Verhinderung von Genitalbeschneidung können der Bei-
standsperson Befugnisse im Bereich der medizinischen Be-
treuung des Kindes und insbesondere die Kompetenz zur 
Anordnung von Genitaluntersuchungen des Kindes übertra-
gen werden (Art. 308 Abs. 2 ZGB). Unter Umständen kann 
die elterliche Sorge entsprechend beschränkt werden (Art. 
308 Abs. 3 ZGB). Dabei muss auch die Beistandsperson die 
Selbstbestimmungsrechte des Kindes in medizinischen Be-
langen wahren.228 Auch ohne besondere Befugnisse kann die 
Beiständin oder der Beistand Eltern in Gesundheitsfragen 
beraten und interkulturelle Übersetzungs- und Überzeugungs-
arbeit leisten, um das freiwillige Abrücken von der Absicht 
der Genitalbeschneidung zu ermöglichen. Auch sollte die Un-
terstützung des Mädchens oder der Jugendlichen im Umgang 
mit dem kulturellen Konflikt und gegebenenfalls dem Konflikt 
mit den Eltern einen wichtigen Teil der Arbeit bilden.
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C. Person der Beiständin oder des Beistands
Bei der Wahl der geeigneten Person der Beiständin oder 
des Beistands229 sind Fachpersonen zu bevorzugen, die eine 
Ausbildung in interkultureller Vermittlung genossen haben, 
Erfahrungen mit dem betroffenen Kulturkreis haben und ins-
besondere Kenntnisse über die Hintergründe der Praxis der 
Genitalbeschneidung besitzen.

 
3. Der Obhutsentzug gemäss Art. 310 ZGB

Wenn Hinweise darauf vorliegen, dass, falls das Mädchen 
oder die Jugendliche bei den Eltern verbleibt, eine konkrete 
Gefahr der Verwirklichung der Absicht der Genitalbeschnei-
dung besteht, etwa weil eine Ausreise aus der Schweiz mit die-
sem Ziel geplant ist, kann den Eltern gemäss Art. 310 Abs. 1 
ZGB die Obhut entzogen und das Kind an einem sicheren Ort 
untergebracht werden. Die Jugendliche kann auch selbst An-
trag auf Platzierung stellen (Art. 310 Abs. 2 ZGB).230 Mit der 
Anordnung der Massnahme kann einer allfälligen Beschwer-
de, gestützt auf Art. 314 Ziff. 2 ZGB, die aufschiebende Wir-
kung entzogen werden. Ist der Platzierungsort eine «Anstalt», 
was in der Regel bei einer Heimplatzierung der Fall ist,231 so 
gelangen die Verfahrensregeln des Art. 314a ZGB zur An-
wendung.232 
Insbesondere dann, wenn der Obhutsentzug allein als Prä-
ventionsmassnahme gegen die drohende Genitalbeschnei-
dung angeordnet wird und nicht weitere Gründe für eine dau-
erhafte Trennung von den Eltern sprechen, müssen auch nach 
der ausserfamiliären Platzierung des Mädchens oder der Ju-
gendlichen begleitende Massnahmen getroffen werden, um 
bei den Eltern (und evtl. auch dem Kind) weiter auf ein Ab-
rücken von der Absicht der Genitalbeschneidung und damit 
auf eine Rückkehr zu den Eltern hinzuarbeiten. Der Obhuts-
entzug wird daher in der Regel mit einer Beistandschaft ge-
mäss Art. 308 ZGB zu verbinden sein, die nicht nur den Voll-
zug der Platzierung und die Regelung und Über wachung 
des persönlichen Verkehrs zwischen Kind und Eltern zum 
Inhalt hat, sondern auch die Aufgabe der interkulturellen 
Über zeugungsarbeit, allenfalls mit Unterstützung einer inter-
kulturellen Übersetzung.

4.  Massnahmen im Bereich  
des Besuchsrechts

Die Gefahr der Genitalbeschneidung kann auch im Rahmen 
der Ausübung des Besuchsrechts von einem Elternteil ausge-
hen, der nicht die elterliche Sorge hat. Die Vormundschafts-
behörde kann in diesem Fall der besuchsberechtigten Per-
son gemäss Art. 273 Abs. 2 ZGB insbesondere verbieten, die 
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Schweiz zu verlassen, und die Weisung erteilen, die eigenen 
Reisepapiere oder die des Kindes zu hinterlegen.233 Allenfalls 
kann eine Beistandschaft zur Überwachung des persönlichen 
Verkehrs gemäss Art. 308 Abs. 2 ZGB angezeigt sein, welche 
wiederum in erster Linie die Überzeugungsarbeit zum Inhalt 
hat. Wenn der Schutz des Kindes nicht anders gewährleistet 
werden kann, kann als Ultima Ratio das Besuchsrecht auch 
endgültig entzogen oder vorläufig sistiert werden.234
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Da das Schweizer Recht keine Pflicht der Vormundschafts-
behörden kennt, selbst aktive Schritte zu unternehmen, um 
Kinder ausfindig zu machen, die gefährdet sein könnten, wer-
den die Vormundschaftsbehörden in der Regel erst auf eine 
Gefährdungsmeldung hin aktiv. Im Bereich der Prävention 
der Mädchenbeschneidung sind Ärztinnen und Ärzte, Asyl-
betreuerinnen und -betreuer, Lehrerinnen und Lehrer sowie 
Angehörige von Fachstellen im sozialen Bereich am ehesten 
in der Lage, eine Gefährdung zu erkennen. Zunächst sollen 
die Indikatoren, die auf eine Gefährdung hinweisen, und die 
Handlungsmöglichkeiten dieser Berufsgruppen zur Präventi-
on von FGM/C im Allgemeinen aufgezeigt werden. Sodann 
fragt sich, welche Rechte und Pflichten diese Berufsgruppen 
haben, den Vormundschaftsbehörden eine Gefährdung anzu-
zeigen.235 Dabei soll insbesondere auch die Rechtslage in den 
Kantonen Basel-Stadt, Genf und Zürich geklärt werden.

1.  Indikatoren, die auf eine  
Gefährdung hinweisen

Es gibt eine Reihe von Indikatoren, die auf eine Gefährdung 
eines Mädchens hinweisen können:236 

 Das Mädchen stammt aus einem Land oder einer Ethnie, 
die weibliche Genitalbeschneidung praktiziert.

 Eine beschnittene Frau bringt ein Mädchen zur Welt. 
 Die Eltern geben explizit die Absicht bekannt, dass sie ihre 

Tochter beschneiden wollen, z.B., indem sie einen Arzt oder 
eine Ärztin anfragen, ob er oder sie eine Beschneidung vor-
nehmen könne. 

 Eine Schwester des Mädchens ist bereits beschnitten.
 Die Eltern geben an, dass sie oder Verwandte das Mädchen 

für eine längere Zeit aus dem Land verbringen werden.
 Das Mädchen spricht über längere Ferien in ihrem Heimat-

land oder einem Land, wo FGM praktiziert wird.
 Das Mädchen gibt an, dass sie eine «spezielle Behand-

lung» haben wird oder dass sie einen speziellen Anlass er-
leben wird.

 Ein Mädchen bittet eine Lehrperson oder eine andere er-
wachsene Person um Hilfe, weil sie sich vor Beschneidung 
fürchtet.
Nicht alle dieser Indikatoren genügen für sich allein für die 
Annahme einer Gefährdungssituation. Insbesondere sollte 
die Zugehörigkeit zu einer Nationalität oder Ethnie, die die 
weibliche Genitalbeschneidung praktiziert, ohne weitere Ver-
dachtsmomente nicht Anlass zu einer Gefährdungsmeldung 
geben. Liegen aber zusätzliche weitere Indikatoren vor, ist 
von einer Gefährdung auszugehen.

VIII. Anzeige an die Vormundschaftsbehörden 
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2.  Handlungsmöglichkeiten der  
verschiedenen Berufsgruppen 

A. Medizinische Berufe
Den Angehörigen medizinischer Berufe (Ärztinnen und Ärz-
te, Hebammen, Pflegepersonal) kommt eine zentrale Rolle 
in der Prävention von FGM/C zu. Insbesondere sollte dann, 
wenn eine bereits beschnittene Frau ein Mädchen zur Welt 
bringt, die Gelegenheit für ein Präventionsgespräch genutzt 
werden. Es besteht heute in diesem Bereich ein erhebliches 
Präventionsdefizit, gaben in der Studie von Thierfelder doch 
nur 8 Prozent der befragten Ärzte und Hebammen im Be-
reich Geburtshilfe und Gynäkologie an, die Begegnung mit 
einer beschnittenen Frau für ein Präventionsgespräch genutzt 
zu haben.237 

Auch Kinderspitäler sind mit Mädchen und jugendlichen 
Frauen konfrontiert, die vor der Migration in die Schweiz be-
schnitten wurden. Neben der angemessenen medizinischen 
Betreuung und dem kultursensiblen Umgang mit den Betrof-
fenen selbst kommt den Fachpersonen im Bereich Pädiatrie, 
insbesondere Kinder- und Jugendgynäkologie, die wichtige 
Aufgabe zu, für den Schutz von Schwestern bereits beschnit-
tener Mädchen besorgt zu sein. 
In beiden Bereichen, Geburtshilfe/Gynäkologie und Pädiat-
rie, sollte eine medizinische Fachperson die Eltern direkt auf 
die Frage der Beschneidung der Tochter ansprechen und ein 
Präventionsgespräch führen und über das rechtliche Verbot 
sowie die gesundheitlichen und psychischen Folgen einer Be-
schneidung informieren.238 Die vorgesetzten Stellen sollten 
sicherstellen, dass alle Mitarbeitenden über diese Anforde-
rung informiert sind, und intern verantwortliche Personen 
bezeichnen, die sich in diesem Bereich weiterbilden. Besteht 
beim Gespräch der Eindruck, dass die Eltern trotz Aufklärung 
an einer Beschneidung ihrer Tochter oder Töchter festhalten 
werden, so ist es empfehlenswert, eine interkulturell ausge-
bildete Fachperson beizuziehen239 und im Fall des Verdachts 
einer konkreten Gefährdung eine Gefährdungsmeldung an 
die Vormundschaftsbehörde zu machen (gegebenenfalls nach 
Entbindung vom Berufsgeheimnis, siehe unten 3). Das Glei-
che gilt, wenn die Eltern der angemessenen medizinischen Be-
treuung einer bereits beschnittenen Tochter im Weg stehen.

B. Asylbetreuerinnen und -betreuer
Wie erwähnt, haben viele der von Beschneidung bedrohten 
Mädchen den Status einer Asylbewerberin. Die Präventions-
arbeit von Betreuenden im Asylbereich gegenüber Asylsu-
chenden aus den FGM/C-praktizierenden Ländern ist deshalb 
besonders zentral. Der Beizug von interkulturell geschulten 
Fachpersonen ist empfehlenswert. Beim Verdacht der kon-
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kreten Gefährdung eines Mädchens ist die Meldung an Fach-
stellen im Bereich des Kindesschutzes und an die Vormund-
schaftsbehörde angezeigt. Wichtig ist zudem die Arbeit in 
Bezug auf die Rückkehr ins Heimatland und die Suche nach 
Möglichkeiten, Eltern gegen den Druck der Verwandtschaft 
zu schützen, ihre Töchter – auch gegen die eigene Überzeu-
gung – beschneiden zu lassen.240 Die vorgesetzten Stellen soll-
ten die Asylbetreuenden auf diese Aufgabe durch geeignete 
Schulungen vorbereiten und zudem in internen Dokumenten 
das einzuschlagende Verfahren beschreiben. Ein solches Do-
kument besteht zum Beispiel im Kanton Zürich.241

C. Krippen, Kindergärten und Schulen
Wie sich aus den oben dargestellten Indikatoren ergibt, sind 
auch Krippen, Kindergärten und Schulen, die täglich im Kon-
takt mit möglicherweise gefährdeten Mädchen sind, beson-
ders aufgefordert, sich für die Prävention von FGM/C zu enga-
gieren. Sie erhalten unter Umständen von den Kindern selbst 
Hinweise, die auf eine bevorstehende Beschneidung hinwei-
sen. Das Risiko besteht vor allem während der langen Som-
merferien und während Reisen ins Ausland (vgl. oben). Die 
Lehrpersonen sollten im Fall eines Verdachts die Unterstüt-
zung der Fachstellen im Bereich des Kindesschutzes suchen. 
Vorgesetzte Stellen sollten für die entsprechende Information 
der Lehrpersonen sorgen und insbesondere das Thema in be-
stehende Leitfäden oder Richtlinien integrieren, die das emp-
fohlene Vorgehen von Lehrpersonen im Fall des  Verdachts auf 
Kindesmisshandlung beschreiben.242 

D. Berufe im Sozialbereich
Angehörige von Berufen im Sozialbereich, insbesondere im 
Bereich der freiwilligen Familien- und Jugendhilfe oder im 
Kindesschutzwesen, erhalten unter Umständen in ihrer Arbeit 
mit afrikanischen und asiatischen Familien Hinweise auf Ge-
fährdungen wegen drohender oder bereits erfolgter Beschnei-
dung oder werden von Lehrpersonen oder anderen Dritten um 
Hilfe angegangen. In diesem Fall sollte die Unterstützung 
von interkulturell ausgebildeten Fachpersonen gesucht wer-
den. Im Übrigen kann das übliche Vorgehen bei Verdacht auf 
eine Kindesmisshandlung eingeschlagen werden und insbe-
sondere bei Vorliegen eines konkreten Gefährdungsverdachts 
eine Meldung an die Vormundschaftsbehörde gemacht wer-
den. Auch in diesem Bereich sollten vorgesetzte Stellen das 
Thema FGM/C in bestehende Leitfäden oder Richtlinien in-
tegrieren.

3. Das Amts- oder Berufsgeheimnis

Eine Gefährdungsmeldung an die Vormundschaftsbehörde 
kann eine strafbare Geheimnisverletzung darstellen. So ma-
chen sich Personen, die dem Amts- oder Berufsgeheimnis ge-
mäss Art. 320 und 321 StGB unterstellt sind, grundsätzlich 
strafbar, wenn sie ein Geheimnis offenbaren, das sie im Rah-
men ihrer amtlichen Aufgabe wahrgenommen haben. 
Dem Amtsgeheimnis sind Mitglieder einer Behörde oder Be-
amte im strafrechtlichen Sinn unterstellt (Art. 110 Abs. 3 
StGB). In unserem Kontext ist festzuhalten, dass insbesonde-
re Lehrpersonen an öffentlichen Schulen dem Amtsgeheimnis 
unterstellt sind, dagegen muss die Beamtenstellung für Sozi-
alarbeiterinnen oder Asylbetreuer im Einzelfall geprüft wer-
den. Für sie gilt das Amtsgeheimnis nur, wenn sie in einem 
Anstellungsverhältnis zu einem Gemeinwesen stehen, nicht 
aber, wenn sie für eine rein private Institution tätig sind.243 
Art. 321 StGB unterstellt insbesondere Rechtsanwälte, Ärzte, 
Zahnärzte, Apotheker und Hebammen sowie ihre Hilfsperso-
nen dem Berufsgeheimnis. Die Aufzählung in Art. 321 StGB 
ist abschliessend, das heisst zum Beispiel, Psychologinnen 
sind dem Berufsgeheimnis nicht unterstellt.244

Als Geheimnis im Sinne von Art. 320 und 321 StGB gelten 
alle Tatsachen, die nur einem beschränkten Personenkreis 
bekannt sind und bei denen ein berechtigtes Interesse an der 
Geheimhaltung besteht. Wenn eine Lehrkraft oder eine Ärz-
tin bei Ausübung ihres Berufs von einer geplanten oder be-
reits erfolgten Beschneidung erfährt, handelt es sich in der 
Regel um ein durch die beiden Strafbestimmungen geschütz-
tes Geheimnis.245 
Die Geheimnisverletzung ist dann nicht strafbar, wenn ein 
Rechtfertigungsgrund vorliegt. Nach Art. 320 Ziff. 2 StGB 
und nach Art. 321 Ziff. 2 StGB ist die Geheimnisverletzung 
dann nicht rechtswidrig, wenn der Geheimnisträger sich 
schriftlich von der vorgesetzten Behörde oder von der kanto-
nalen Aufsichtsbehörde vom Amts- beziehungsweise Berufs-
geheimnis entbinden lässt. Beim Berufsgeheimnis kommt als 
Rechtfertigungsgrund auch die Einwilligung des Berechtig-
ten in Frage (Art. 321 Ziff. 2 StGB). Wendet sich also bei-
spielsweise ein betroffenes Mädchen an eine Privatärztin, so 
verletzt Letztere das Berufsgeheimnis nicht, wenn das Mäd-
chen sich mit einer Meldung an die Vormundschaftsbehörde 
einverstanden erklärt.246

Eine Entbindung vom Amts- oder Berufsgeheimnis ist nicht 
erforderlich, wenn eine gesetzliche Meldepflicht oder zumin-
dest ein Melderecht vorgesehen ist (Art. 14 StGB). Dieser 
Rechtfertigungsgrund ist im Zusammenhang mit drohender 
oder bereits erfolgter Genitalbeschneidung von unmündigen 
Mädchen oft einschlägig. Im Folgenden werden deshalb die 
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Meldepflichten und die Melderechte an die Vormundschafts-
behörden dargestellt. 
Zu bemerken ist abschliessend, dass beliebige Drittpersonen, 
die nicht an ein Amts- oder Berufsgeheimnis gebunden sind, 
z.B. eine Nachbarin oder eine Freundin der Familie, ohne Wei-
teres eine Meldung an die Vormundschaftsbehörde machen 
können, jedoch nicht dazu verpflichtet sind.247 

4. Pflicht zur Meldung an die  
Vormundschaftsbehörden

Meldepflichten an die Vormundschaftsbehörden ergeben sich 
einerseits aus dem Bundesrecht (Art. 363 StGB), andererseits 
aus dem kantonalen Recht.
Nach Art. 363 StGB sind die mit der Verfolgung strafbarer 
Handlungen gegenüber Unmündigen befassten Behörden zur 
sofortigen Meldung an die vormundschaftlichen Behörden 
verpflichtet, sofern weitere Massnahmen erforderlich sind. 
Diese Meldepflicht ist bei der Prävention von FGM/C insbe-
sondere dann bedeutsam, wenn eine Beschneidung erst ge-
plant ist und sich entweder bereits im Stadium des strafbaren 
Versuchs befindet oder jemand strafbare Vorkehrungen zur 
Beschneidung getroffen hat.248 Aufgrund des Zwecks der Be-
stimmung, nämlich des Schutzes des Kindeswohls, besteht 
die Meldepflicht, selbst wenn noch mehr oder weniger offen 
ist, ob der den Behörden bekannte Sachverhalt eine strafba-
re Handlung darstellt.249

Die meisten Kantone sehen im Bereich des Kindesschutzes 
eine Anzeigepflicht von öffentlichen Bediensteten und von 
Lehrkräften gegenüber den Vormundschaftsbehörden vor. 
Dies ist zum Beispiel im Kanton Basel-Stadt und in Zürich der 
Fall.250 In manchen Kantonen sind Personen, die einer amtli-
chen und gleichzeitig auch einer beruflichen Schweigepflicht 
unterstehen, von der Meldepflicht ausgenommen, haben aber 
ein Melderecht.251 Der Kanton Genf hat in diesem Bereich ei-
ne unbefriedigende Regelung und kennt einzig eine Bestim-
mung über die Weitergabe von Informationen innerhalb des 
kantonalen Jugendamts, zu dem auch schulärztliche Aufga-
ben gehören.252 
Für private Trägerinnen und Träger von Berufspflichten, wie 
insbesondere Privatärztinnen und -ärzte, sieht das kantonale 
Recht in der Regel keine Meldepflicht vor. 
In der Regel sind die einschlägigen Vorschriften in den 
kantonalen Einführungsgesetzen zum Zivilgesetzbuch, in 
den Gesetzen über das Verfahren der Vormundschaftsbehör-
den, in den Gesundheitsgesetzen und in den Schulgesetzen 
zu finden. 
Die uneinheitliche Rechtslage in den Kantonen soll nun im 
Rahmen der Revision des Vormundschaftsrechts verbessert 

werden. So ist die Einführung eines allgemeinen Melderechts 
für die Meldung an die Kindes- und Erwachsenenschutzbe-
hörde, unter Vorbehalt der Bestimmungen über das Berufs-
geheimnis, geplant (Art. 443 Abs. 1 E-ZGB). Für Personen 
in amtlicher Tätigkeit soll zukünftig eine Meldepflicht gelten 
(Art. 443 Abs. 2 E-ZGB). Voraussetzung ist, dass «eine Person 
hilfsbedürftig erscheint». Aufgrund von Art. 440 Abs. 3 gilt 
diese Bestimmung auch für den Kindesschutzbereich.253 
Wie im zukünftigen eidgenössischen Recht ist die Voraus- 
setzung der kantonalen Meldepflichten an die Vormundschafts-
behörde meist sehr offen gehalten: Es reicht in der Regel 
die Kenntnis von einem Fall, der das behördliche Eingrei-
fen im Sinne des Erlasses von Kindesschutzmassnahmen 
rechtfertigt.254 Personen, die der Meldepflicht unterstellt 
sind, müssen deshalb dann eine Meldung an die Vormund- 
schaftsbehörde machen, wenn sie einen konkreten Hinweis 
darauf haben, dass Kindesschutzmassnahmen im Sinne von 
Art. 307 ff. ZGB notwendig sind, um den Schutz eines 
Mädchens vor Genitalbeschneidung sicherzustellen. Die 
Schwelle für die Meldepflicht an die Vormundschaftsbehörde 
ist tiefer als bei einer Pflicht zur Strafanzeige, und es muss 
insbesondere kein Hinweis auf die Verübung der im Zusam-
menhang mit der Genitalbeschneidung einschlägigen straf-
baren Handlungen vorliegen, da Kindesschutzmassnahmen 
frühzeitig und präventiv eingreifen sollen. Trotzdem müssen 
konkrete Hinweise bestehen, die auf eine beabsichtigte Be-
schneidung hinweisen, vgl. die oben dargestellten Indikato-
ren. Im Rahmen der Kooperation verschiedener staatlicher 
Dienste zur Prävention von FGM/C ist es sinnvoll, Situatio-
nen zu umschreiben, in denen eine Meldung an die Vormund-
schaftsbehörde angezeigt ist (dazu unten XII. 4.).
Besteht eine Meldepflicht gemäss kantonalem Recht, so ist, 
wie bereits erwähnt, eine Entbindung von der Schweigepflicht 
nicht notwendig.

5. Recht zur Meldung an die  
Vormundschaftsbehörden

Melderechte an die Vormundschaftsbehörden ergeben sich 
wiederum aus dem Bundesrecht (Art. 364 StGB) und aus dem 
kantonalen Recht.
Ist an einem Unmündigen eine strafbare Handlung begangen 
worden, so sind die zur Wahrung des Amts- und Berufsge-
heimnisses (Art. 320 und 321 StGB) verpflichteten Personen 
berechtigt, dies in seinem Interesse den vormundschaftlichen 
Behörden zu melden (Art. 364 StGB). Eine Meldung darf er-
folgen, wenn der Geheimnisträger ernsthaften Anlass hat, von 
einer strafbaren Handlung auszugehen,255 wobei nochmals 
darauf hinzuweisen ist, dass bei den schwereren Formen der 
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 Beschneidung, der Exzision und der Infibulation, bereits Vor-
bereitungshandlungen zur Beschneidung strafbar sind, also 
zum Beispiel Vorbereitungen, um ein Mädchen während der 
Schulferien in ein Land zu schicken, wo weibliche Genital-
beschneidungen praktiziert werden.256 Im Übrigen gelten für 
dieses Melderecht die gleichen Voraussetzungen wie für die 
Meldepflicht nach Art. 363 StGB.
Wie oben dargelegt wurde, unterstehen in den meisten Kan-
tonen, so auch in Basel-Stadt und Zürich, Trägerinnen und 
Träger eines Amtsgeheimnisses der Meldepflicht gegenüber 
der Vormundschaftsbehörde. Diese Regelung wird voraus-
sichtlich mit der Revision des Vormundschaftsrechts für die 
ganze Schweiz eingeführt. Dort, wo Personen, die dem Amts- 
und gleichzeitig dem Berufsgeheimnis unterstehen, wie ins-
besondere Ärztinnen und Ärzte im öffentlichen Dienst, von 
der Meldepflicht ausgenommen sind, steht ihnen oftmals 
wenigstens ein Melderecht zu.257 

Personen, die dem Berufsgeheimnis unterstehen und nicht öf-
fentliche Bedienstete sind, wie insbesondere Privatärztinnen 
und -ärzte, erhalten in manchen Kantonen ein Melderecht, 
das sie auch über Art. 364 StGB hinaus, also dort, wo noch 
nicht von einer strafbaren (Vorbereitungs-)Handlung ausge-
gangen werden kann, bei der Feststellung einer Gefährdung 
des Kindeswohls zur Meldung an die Vormundschaftsbehör-
de berechtigt.258 

Damit ein Melderecht der Trägerinnen und Träger des Berufs-
geheimnisses an die Vormundschaftsbehörde angenommen 
werden kann, ist – wie bereits an anderer Stelle ausgeführt259 – 
im Sinne des Schutzes des Berufsgeheimnisses eine ausdrück-
liche gesetzliche Rege lung notwendig. Ein allgemeines Mel-
derecht in der Art von «anzeigeberechtigt ist jedermann»260 
kann hingegen nicht genügen. Auch das allgemeine Melde-
recht, das ins neue Kindes- und Erwachsenenschutzrecht auf-
genommen werden soll, genügt deshalb nicht für die Annahme 
eines Melderechts von Trägern des Berufsgeheimnisses, also 
insbesondere Ärztinnen und Ärzten, im Fall einer drohenden 
Genitalbeschneidung, wenn noch nicht von strafbaren Vorbe-
reitungshandlungen ausgegangen werden kann.
Fehlt eine gesetzliche Ermächtigung und liegt kein anderer 
Rechtfertigungsgrund vor, muss eine Entbindung vom Berufs-
geheimnis von der vorgesetzten Behörde oder der Aufsichts-
behörde eingeholt werden.261

VIII. Anzeige an die Vormundschaftsbehörden 
bei Verdacht auf FGM/C
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Das vormundschaftsbehördliche Kindesschutzverfahren ist 
im Kontext der Mädchenbeschneidung vor besondere Heraus-
forderungen gestellt. Die Leitlinien der kulturellen Sensibili-
tät und der Subjektstellung des Kindes können eine Praxis der 
Kindesschutzbehörden befördern, die auf diese Besonderhei-
ten eingeht. Die Leitlinien können insbesondere im Rahmen 
der Offizialmaxime, des rechtlichen Gehörs und der Vertre-
tung des Kindes im Verfahren umgesetzt werden.262 

1.  Leitlinie kulturelle Sensibilität  
(cultural sensitivity)

Als erste Leitlinie für das Kindesschutzverfahren zum Schutz 
vor FGM/C soll ein Prinzip herangezogen werden, das be-
sonders in der englischen Kindesschutzpraxis den Charakter 
eines Standards hat. So gilt dort die Richtlinie, dass die Kin-
desschutzbehörden sich bei der Prävention von FGM/C und 
im Kontakt mit Minderheiten allgemein vom Prinzip der kul-
turellen Sensibilität («cultural sensitivity») leiten lassen.263 
Zum einen geht es darum, mit einem kulturellen Konflikt um-
zugehen, der darin besteht, dass das Wohl des Kindes von den 
Eltern anders definiert wird als von der Kindesschutzbehör-
de selbst. Für Mitglieder der Behörden wird es meist völlig 
unverständlich sein, weshalb Eltern ihre Tochter einer solch 
einschneidenden Prozedur unterziehen wollen. Die Eltern auf 
der anderen Seite werden oft kein Verständnis für die Einmi-
schung in ihre elterliche Entscheidungskompetenz haben. Der 
Erfolg des Verfahrens hängt damit stark vom Gelingen der in-
terkulturellen Kommunikation ab. 
In der interkulturellen Kommunikation ist eine Haltung ge-
fragt, die die Relativität der eigenen kulturellen Werte aner-
kennt. Gemeint ist damit nicht, dass im Namen der Kultur 
Eingriffe in die Grundrechte von Individuen innerhalb der 
Gemeinschaft einer kulturellen Minderheit geduldet werden 
sollen,264 sondern es wird anerkannt, dass alle Menschen ihre 
Grundhaltungen im Rahmen von Enkulturation, was so viel 
heisst wie Übernahme eines Wertesystems durch die kulturel-
le Sozialisation, erwerben.265 Die Anerkennung der Bedingt-
heit der eigenen Werte ermöglicht erst den interkulturellen 
Dialog. Dies bedeutet insbesondere, dass eine Haltung ver-
mieden wird, die das «Fremde» kulturalisiert und gleichzei-
tig die eigene Position für rational begründet und deshalb uni-
versell richtig hält. Jede Wertüberzeugung ist in diesem Sinn 
kulturell. Die interkulturelle Kindesschutzpraxis kann im 
Weiteren von der Einsicht geleitet werden, dass nicht nur Kul-
turen als Ganzes, sondern auch individuelle kulturelle Über-
zeugungen der Änderung zugänglich sind,266 wobei diese 
Offenheit für Veränderung auf beiden Seiten im interkulturel-
len Dialog bestehen muss. 

Für das Kindesschutzverfahren zur Prävention von FGM/C 
bedeutet kulturelle Sensibilität, dass den betroffenen Eltern und 
unter Umständen auch dem Kind Raum geboten wird, die Infra-
gestellung ihrer Werte verarbeiten und den Sinn des Verbots der 
Genitalbeschneidung nachvollziehen zu können.267 Verschiede-
ne Anpassungen des Verfahrens, die im folgenden Teil darge-
stellt werden sollen, können diesen Prozess unterstützen.

2. Leitlinie Subjektstellung des Kindes

Neben der kulturellen Sensibilität kann die Subjektstel-
lung des Kindes als Leitlinie für das Kindesschutzverfahren 
bei Verdacht einer Gefährdung durch Genitalbeschneidung 
herangezogen werden. Auch wenn die Gefahr für das Kin-
deswohl bei einer geplanten Genitalbeschneidung in erster 
Linie von den Eltern ausgeht und deshalb die Arbeit mit 
ihnen von grosser Wichtigkeit ist, muss die Unterstützung des 
betroffenen Mädchens ein vorrangiges Ziel des Kindesschutz-
verfahrens bleiben. Die Situation des Kindes ist oft durch ei-
nen Loyalitätskonflikt zwischen der Kultur der Eltern und der 
Mehrheitskultur geprägt.268 Zudem geht es um den besonders 
sensiblen Bereich der Sexualität und der körperlichen Integ-
rität im Genitalbereich. Aufgrund dieser besonderen Vulne-
rabilität laufen die von einer Genitalbeschneidung betroffe-
nen oder bedrohten Mädchen Gefahr, als handlungsunfähige 
Opfer wahrgenommen zu werden. So wird in der öffentlichen 
Diskussion um die weibliche Genital beschneidung häufig das 
Bild von passiven, den schädlichen kulturellen Praktiken voll-
ständig ausgelieferten Opfern gezeichnet.
Für die Kindesschutzpraxis dient die Leitlinie der Subjektstel-
lung des Kindes als Korrektiv solcher Bilder: Die Orientierung 
an Selbstbestimmungsrechten und rechtlichem Gehör des Kin-
des ermöglicht es, neben dem Ziel des Schutzes des Kindes als 
«Opfer» das Kind als Subjekt mit den entsprechenden Rech-
ten nicht aus den Augen zu verlieren. Die Leitlinie lässt sich 
auf Art. 12 UN-KRK stützen, wonach die Meinung des Kindes 
in allen Verfahren direkt oder unmittelbar gehört werden muss. 
Dahinter steht eine Sichtweise, die das Kind nicht als Objekt 
des Schutzes und der Entscheidungen von Behörden versteht, 
sondern als Subjekt, das in Entscheidungen, die seine eigene 
Zukunft betreffen, einbezogen werden muss.269 
Die Leitlinie der Subjektstellung des Kindes wird rechtlich in 
erster Linie durch das Anhörungsrecht des Kindes (Art. 314 
Ziff. 1 ZGB) und das Recht des Kindes auf eine unabhängi-
ge Vertretung im Verfahren umgesetzt. Darüber hinaus kann 
sie als Orientierung für eine Kindesschutzpraxis dienen, die 
die von einer Genitalbeschneidung betroffenen oder bedroh-
ten Kinder und Jugendlichen dabei unterstützt, selbst aktiv zu 
ihrem eigenen Schutz beizutragen.

IX. Anforderungen an das  
vormundschaftsbehördliche Verfahren
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3.   Die Offizialmaxime:  
Ermittlung kultureller Hintergründe

Die Leitlinie der kulturellen Sensibilität hat zunächst Aus-
wirkungen auf die Konkretisierung der Offizial- und Un-
tersuchungsmaxime, die im Kindesschutzverfahren zur An-
wendung gelangt. Sie verpflichtet die vormundschaftlichen 
Behörden dazu, von Amtes wegen zu handeln, wenn sie von 
der Gefährdung eines Kindes Kenntnis erhalten, und eine um-
fassende Abklärung der Verhältnisse vorzunehmen.270 
Damit die Vormundschaftsbehörde überhaupt den kul-
turellen Hintergrund einer Familie in ihre Vorgehensweise 
einbeziehen kann, muss sie diesen ermitteln. Die In-
formationen müssen spezifisch sein, das heisst, es ge-
nügt nicht, allgemeines Wissen über bestimmte ethnische 
Gruppen oder gar Stereotype über bestimmte Kulturen zu 
verwenden. Stattdessen muss konkret den kulturellen Über-
zeugungen der betroffenen Familie nachgegangen wer-
den.271 In Bezug auf die weibliche Geni talbeschneidung 
bedeutet dies, dass im Gespräch mit den Eltern danach ge-
fragt wird, ob sie über haupt an der Praxis der Beschneidung 
festhalten wollen, und wenn ja, welches die genauen Grün-
de sind, die eine Beschneidung ihrer Tochter als geboten 
erscheinen lassen. Zum kulturellen Hintergrund gehört ne-
ben Vorstellungen über die richtige Kinderbetreuung und  
-erziehung auch das jeweilige Staatsverständnis. Wer aus ei-
nem Land stammt, das kein Kindesschutzsystem wie das hie-
sige kennt, steht der staatlichen Intervention unter Umständen 
sehr ablehnend gegenüber.272 Dies kann noch verstärkt wer-
den durch die Situation, als Ausländerin oder Ausländer in der 
Schweiz zu leben: Das Verhältnis zu den Behörden ist für viele 
eingewanderte Menschen geprägt von Unsicherheit in Bezug 
auf den Aufenthalt und Furcht vor der Ausweisung.273 
Unter Umständen benötigt die Vormundschaftsbehörde zur 
Einschätzung der Gefahr von Genitalbeschneidung die Un-
terstützung von psychologischen oder psychiatrischen Gut-
achterinnen. In diesem Fall sind nach Möglichkeit Fachper-
sonen auszuwählen, die über den betreffenden Kulturkreis 
aufgrund ihrer eigenen Herkunft oder ihrer Ausbildung infor-
miert sind und so in ihrem Gutachten weitere Informationen 
über die kulturellen Hintergründe vermitteln können.274

4. Rechtliches Gehör von Kind und Eltern

A. Das Anhörungsrecht des Kindes
Das Kind hat im Kindesschutzverfahren aufgrund von 
Art. 314 Ziff. 1 ZGB ein Recht auf Anhörung. Aus der 
Rechtsprechung des Bundesgerichts ergibt sich, dass ein Kind 
ab sechs Jahren grundsätzlich angehört werden sollte und 
ein Verzicht auf die Anhörung nur aus wichtigen Gründen 
möglich ist.275 Unabhängig vom Alter des Kindes muss die 
Anhörung gemäss Art. 314 Ziff. 1 ZGB immer auch die 
Information und Aufklärung für das Kind beinhalten.276 Die 
Information umfasst sinnvollerweise Erklärungen über die 
von der Behörde ins Auge gefasste Massnahme, über den 
weiteren Verfahrensverlauf und schliesslich über die Rechte 
des Kindes im Verfahren.
Der gesetzliche Anspruch umfasst allerdings nur eine einma-
lige Anhörung durch die Vormundschaftsbehörde vor ihrem 
Entscheid über die Kindesschutzmassnahme.277 Da es sich bei 
Abklärungen im Auftrag der Vormundschaftsbehörden meist 
um längerfristige Kontakte von Sozialdiensten mit der betrof-
fenen Familie handelt, die bereits das Ziel der Problembear-
beitung haben, kann diese einmalige Anhörung zum Ende des 
Verfahrens nicht genügen: Die aus Art. 12 UN-KRK abgelei-
tete Leitlinie der Subjektstellung des Kindes verlangt hier, 
dass insbesondere ältere Kinder bei allen Abklärungs- oder 
Informationsgesprächen einbezogen werden und mit ihnen 
auch alleine, ohne die Eltern, gesprochen wird. Wie bereits 
oben dargelegt wurde, können dadurch ältere Kinder und Ju-
gendliche unterstützt werden, sich selbst vor einer Beschnei-
dung zu schützen. 

B. Anspruch auf rechtliches Gehör der Eltern
In erster Linie stehen den Eltern im Kindesschutzverfahren 
alle Rechte zu, die sich aus dem in Art. 29 Abs. 2 BV veran-
kerten Anspruch auf rechtliches Gehör ergeben. Das kanto-
nale Recht konkretisiert diesen Anspruch.278 Die Eltern ha-
ben zudem von Bundesrechts wegen ein Recht auf (summa-
rische) Information über den Inhalt der Kindesanhörung nach 
Art. 314 Ziff. 1 ZGB.279

Neben den Verfahrensrechten, die den Eltern selbst zustehen, 
können sie grundsätzlich als Inhaber der elterlichen Sorge 
auch im Kindesschutzverfahren in den Fällen, wo das Kind 
nicht selbst handeln kann, im Rahmen ihrer gesetzlichen Ver-
tretungsmacht die Rechte des Kindes im Prozess vertreten.280 
Da in der Regel im Fall der durch die Eltern geplanten Ge-
nitalbeschneidung eine Kollision der Interessen von Eltern 
und Kind vorliegt, haben die Eltern keine Vertretungsmacht, 
und dem Kind muss ein Vertretungsbeistand gemäss Art. 392 
Ziff. 2 ZGB bestellt werden.281

IX. Anforderungen an das  
vormundschaftsbehördliche Verfahren



39

C.  Einsatz von interkultureller Übersetzung  
und Mediation

Die Leitlinien der kulturellen Sensibilität und des Respekts 
vor der Subjektstellung des Kindes können im Bereich des 
rechtlichen Gehörs insbesondere durch den Einsatz von in-
terkultureller Übersetzung und Mediation umgesetzt werden. 
Dem Anspruch von Kind und Eltern auf rechtliches Gehör 
kann faktisch nur Nachachtung verschafft werden, wenn eine 
Verständigung zwischen den Behörden und den betroffenen 
Eltern und dem Kind nicht nur auf der sprachlichen Ebene, 
sondern auch auf der Ebene des Verständnisses für kulturel-
le Hintergründe möglich ist.282 Das Verständnis der gesamten 
kulturellen und strukturellen Hintergründe der Haltung von 
Eltern gegenüber der staatlichen Intervention zum Schutz ih-
rer Tochter bildet zudem Grundlage der Überzeugungsarbeit, 
die von der Behörde oder einem Beistand / einer Beiständin 
geleistet werden muss, um die Eltern und unter Umständen 
auch das Kind von ihrem Vorhaben abzubringen. Auch in der 
Schweiz werden mittlerweile von verschiedenen Fachstellen 
Dienste in interkultureller Vermittlung angeboten, die zum 
Teil explizit auch zum Thema FGM/C ausgebildet sind,283 und 
von Institutionen und Behörden im Bereich des Kindesschut-
zes zum Teil bereits in Anspruch genommen.284 

D.  Beizug von Persönlichkeiten der migrantischen 
Gemeinschaften

Wie oben dargestellt wurde,285 verändert sich die Einstellung 
zu FGM/C in der Migration, was insbesondere durch Debatten 
innerhalb der migrantischen Gemeinschaften herbeigeführt 
wird.286 Aus diesem Grund kann es sinnvoll sein, einflussrei-
che Persönlichkeiten aus der jeweiligen Gemeinschaft bei-
zuziehen, die sich ausdrücklich gegen FGM/C aussprechen. 
Zudem kann umgekehrt ein Kindesschutzverfahren im Einzel-
fall zu einem Prozess beitragen, der zum Überzeugungswan-
del innerhalb der gesamten Gemeinschaft führt.

5.  Anspruch des Kindes auf eine  
unabhängige Vertretung

Das Kind hat zudem unter Umständen Anspruch auf unab-
hängige Vertretung im Kindesschutzverfahren. Gestützt auf 
Art. 392 Ziff. 2 und 3 ZGB, muss die Vormundschaftsbehörde 
für das Kind einen Beistand für die Vertretung im Verfahren 
ernennen, wenn die gesetzlichen Vertreter in einer Angelegen-
heit Interessen haben, die den Interessen des Kindes wider-
sprechen (Ziff. 2),287 oder wenn sie an der Vertretung verhin-
dert sind (Ziff. 3). In der Lehre wird angenommen, dass eine 
Verfahrensbeistandschaft im Kindesschutzverfahren dann an-
geordnet werden sollte, wenn für die Zukunft der unmündigen 

Person schwerwiegende Entscheidungen zu treffen sind, wie 
insbesondere über die Aufhebung der elterlichen Obhut und 
die Entziehung der elterlichen Sorge. Zudem ist eine Vertre-
tung angezeigt, wenn ein Interessenkonflikt vorliegt, beson-
ders wenn das Kind gemäss Art. 310 Abs. 2 ZGB selbst die 
Aufhebung der elterlichen Obhut verlangt.288 Bei drohender 
weiblicher Genitalbeschneidung wird im Kindesschutzver-
fahren meist ein Interessenkonflikt zwischen den Interessen 
des Kindes und denen der Eltern vorliegen, sodass die Anord-
nung einer Vertretungsbeistandschaft gemäss Art. 392 Ziff. 2 
ZGB zumindest dann angezeigt ist, wenn eine eingreifende 
Kindesschutzmassnahme wie insbesondere der Obhutsentzug 
angeordnet werden soll.   
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Wenn die Eltern das Kind gefährden 

oder schädigen, muss der Staat 

aufgrund seiner  Schutzpflicht zum 

Schutz des Kindes präventiv eingreifen.



41

1.  Verfahrensbeistandschaft für das  
Kind im Strafverfahren

Läuft gegen die Eltern ein Strafverfahren wegen Vorberei-
tungshandlungen zur Mädchenbeschneidung289 und wird das 
Mädchen oder die Jugendliche ins Strafverfahren einbezogen, 
so liegt eine Interessenkollision vor, und es muss ihr für das 
Strafverfahren ein Verfahrensbeistand gemäss Art. 392 Ziff. 2 
ZGB beigegeben werden.290

2.  Das Verhältnis zwischen  
zivilrechtlichem Kindesschutz und  
Asyl- und Ausländerrecht

Wie erwähnt, sind viele der potenziell von Beschneidung ge-
fährdeten Mädchen in der Schweiz ausländische Staatsange-
hörige. Neben der internationalen Zuständigkeit stellt sich 
deshalb auch die Frage des Verhältnisses zwischen Kindes-
schutz und Asyl- und Ausländerrecht.
Wenn das Kind noch im Asylverfahren steht, muss geprüft 
werden, ob die Anordnung einer Verfahrensbeistandschaft 
angezeigt ist. Es kann dort, wo die Eltern des Kindes die Ge-
nitalbeschneidung befürworten, notwendig sein, eine Vertre-
tungsbeistandschaft für das Kind gemäss Art. 392 Ziff. 2 ZGB 
für das Asylverfahren zu errichten.291 In diesem Fall liegt näm-
lich eine Interessenkollision vor zwischen dem Interesse der 
Eltern, ihre Absicht zu verbergen, im Fall einer Rückkehr ins 
Herkunftsland das Kind zu beschneiden, und dem Interesse 
des Kindes, aufgrund der drohenden Beschneidung Schutz 
in der Schweiz zu erhalten. Aufgabe der Beiständin oder des 
Beistands ist es dann unter anderem, dafür zu sorgen, dass 
die Tatsache der drohenden Genitalbeschneidung Eingang in 
den Asylentscheid findet. Gemäss der neuesten Rechtspre-
chung der Asylrekurskommission (ARK) kann eine Verfol-
gung, die alleine an das Geschlecht anknüpft, ein asylrelevan-
tes Verfolgungsmotiv gemäss Art. 3 Abs. 1 AsylG bilden. Dies 
bedeutet, dass in Fällen, wo der Staat keinen Schutz vor pri-
vater Verfolgung verleiht und dies auf eine Diskriminierung 
aufgrund des Geschlechts zurückzuführen ist, die Flüchtlings-
eigenschaft anerkannt wird.292 Damit kann auch der ungenü-
gende staatliche Schutz vor der weiblichen Genitalbeschnei-
dung zur Anerkennung der Flüchtlingseigenschaft führen.293 
Aber auch wenn ihr die Flüchtlingseigenschaft nicht aner-
kannt wird, kommt einer von Genitalbeschneidung bedroh-
ten Person ein gewisser Schutz zu. So gilt laut der Recht-
sprechung der ARK die Wegweisung in ein Land, in dem 
der abgewiesenen Asylbewerberin ernsthaft eine Genital- 
verstümmelung droht, als mit Art. 3 EMRK nicht vereinbar 
und damit als völkerrechtlich unzulässig.294

Im Fall einer Wegweisung des Kindes aus der Schweiz rich-
tet sich die Zuständigkeit der Schweizer Vormundschaftsbe-
hörden für den Schutz des Kindes nach dem internationalen 
Recht, woraus sich insbesondere die Pflicht ergibt, so lange 
für den Schutz des Kindes zu sorgen, bis der neue Aufenthalts-
staat diese Aufgabe übernimmt.295

X. Verhältnis des zivilrechtlichen  
Kindesschutzes zu anderen Rechtsbereichen
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Im Folgenden soll der Prävention von Mädchenbeschneidung 
in drei Schweizer Kantonen nachgegangen werden. Zunächst 
wird die konkrete kantonale Organisation des zivilrechtlichen 
Kindesschutzes und die interinstitutionelle Zusammenarbeit 
zwischen verschiedenen mit dem Kindesschutz befassten 
staatlichen Institutionen und Diensten geklärt, worauf die in 
diesem Rahmen bereits existierenden Bemühungen zur Prä-
vention von Mädchenbeschneidungen dargestellt werden.

1. Kanton Basel-Stadt

A. Organisation des zivilrechtlichen Kindesschutzes
Im Kanton Basel-Stadt werden die Aufgaben des zivilrecht-
lichen Kindesschutzes im Wesentlichen von zwei kantona-
len Behörden wahrgenommen: der Abteilung Kindes- und 
Jugendschutz der Vormundschaftsbehörde und der Jugend-
schutzkammer des Jugendrats.296 
Die Abteilung Kindes- und Jugendschutz entscheidet über die 
Anordnung von Kindesschutzmassnahmen nach Art. 307 ff. 
ZGB.297 Ausserhalb der Zuständigkeit der Vormundschafts-
behörde und damit der Abteilung Kindes- und Jugendschutz 
liegt jedoch die Anordnung eines Obhutsentzugs gemäss Art. 
310 ZGB, gegebenenfalls i.V.m. Art. 314a ZGB, sowie die 
Entziehung der elterlichen Sorge gemäss Art. 311 ZGB. In 
diesen beiden Fällen stellt die Abteilung Kindes- und Jugend-
schutz Antrag an die entscheidende Behörde.298 Sie kann zu-
dem vorsorgliche Verfügungen im gesamten Bereich des Kin-
desschutzes erlassen und insbesondere auch einen vorsorgli-
chen Obhutsentzug gemäss Art. 310 ZGB anordnen.299 Zudem 
ist die Abteilung Kindes- und Jugendschutz auch für den Voll-
zug der Kindesschutzmassnahmen zuständig.300 Schliesslich 
führt sie Beratungen von Kindern und Eltern auf freiwilliger 
Basis durch, wenn keine Massnahmen angezeigt sind.
Für Obhutsentzüge gemäss Art. 310 ZGB, gegebenenfalls 
i.V.m. Art. 314a ZGB, ist ein Gericht, die Jugendschutzkam-
mer des Jugendrats, zuständig,301 für die sehr seltene Entzie-
hung der elterlichen Sorge der Vorsteher des Justizdeparte-
ments.302

Andere Stellen, die eine wichtige Funktion im Rahmen des Kin-
desschutzsystems einnehmen, sind im Netzwerk Kindesschutz 
organisiert, das im Folgenden vorgestellt werden soll. Zu nen-
nen ist neben der Abteilung Kindes- und Jugendschutz der Vor-
mundschaftsbehörde insbesondere die Kinderschutzgruppe des 
Universitätskinderspitals. Sie hat zum Ziel, mögliche Miss-
handlungen zu erfassen und aus interdisziplinärer Sicht fach-
gerecht abzuklären und zu behandeln. Sie setzt sich je nach Fall 
aus Mitgliedern der Fachdisziplinen Pädiatrie, Kinderchirurgie, 
Jugendpsychiatrie/-psychologie, Kindergynäkologie, Rechts-
medizin, Sozialdienst und Krankenpflege zusammen.303

B. Interinstitutionelle Zusammenarbeit
Der Kanton Basel-Stadt kennt eine gut ausgebaute interinsti-
tutionelle Zusammenarbeit im Rahmen des Netzwerks Kin-
desschutz, in dem die verschiedenen kantonalen Behörden 
und Fachstellen koordiniert werden, die im Bereich des Kin-
desschutzes tätig sind. Vertreten sind das Universitäts-Kin-
derspital beider Basel, die Kinder- und Jugendpsychiatrische 
Klinik Basel, der Kinder- und Jugendgesundheitsdienst, der 
Heilpädagogische Dienst, der schulpsychologische Dienst, 
die Abteilung Kindes- und Jugendschutz der Vormundschafts-
behörde, die Jugendanwaltschaft, die Opferhilfe-Beratungs-
stelle beider Basel für gewaltbetroffene Kinder und Jugend-
liche und die Familien- und Erziehungsberatung.
Auslöser für die Bildung des Netzwerks war die Kritik von 
betroffenen Müttern am Umgang des Kindesschutzsystems 
im Kanton mit dem Verdacht auf sexuellen Missbrauch von 
Kindern durch die eigenen Väter. Die Auseinandersetzung mit 
dieser Kritik führte zunächst zur Bildung des Arbeitskreises 
Kindesschutz, der sodann die Schaffung des Netzwerks Kin-
desschutz anregte.304

Ziel des Netzwerks ist der bessere Schutz von Kindern ge-
gen Misshandlungen. Neben der Vernetzung der verschiede-
nen Anlaufstellen soll dieses Ziel durch Weiterbildung und 
interne Information, durch Öffentlichkeitsarbeit sowie durch 
das Angebot einer Kindesschutzgruppe und des Instruments 
der standardisierten Erstbefragung (STEB) erreicht werden. 
In den Jahren 2001 und 2002 wurden die verschiedenen Teil-
projekte des Netzwerks Kindesschutz einer Evaluation un-
terzogen.305

Im Rahmen des Teilprojekts Anlaufstellen hatte das Netz-
werk Kindesschutz zum Ziel, die im Rahmen des Netzwerks 
zusammengefassten Behörden, Dienste und Beratungsstel-
len als Anlaufstellen bei Kindsmisshandlungen zu bezeich-
nen und bekannt zu machen. Diese sollten einen leichten und 
direkten Zugang zu fest (namentlich) bezeichneten Fachper-
sonen für Angehörige, Lehrkräfte, Kindergärtnerinnen und 
Kindergärtner usw., aber auch für betroffene Jugendliche sel-
ber gewährleisten. Sie sollten zudem gemeinsam die telefoni-
sche Erreichbarkeit für Notfälle sicherstellen.306 
Die Kindesschutzgruppe ist ein Institutionen übergreifendes 
Gremium, das sich aus Fachleuten aus Pädiatrie, Psychiatrie, 
Psychologie und Sozialarbeit zusammensetzt. Fachpersonen 
insbesondere aus den im Netzwerk Kindesschutz zusammen-
geschlossenen Fachstellen können anonym Fälle in das Gre-
mium einbringen und werden in Bezug auf weitere Hand-
lungsschritte oder Massnahmen beraten.307 
Die Standardisierte Erstbefragung im zivilrechtlichen Rah-
men (STEB) ist eine Befragung des Kindes, bei dem Verdacht 
auf eine Misshandlung besteht, zur Klärung des Bedarfs an 
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Kindesschutzmassnahmen, ohne dass bereits ein Strafver-
fahren eingeleitet wird. Die Befragung wird auf Video doku-
mentiert und erfolgt in einer strafprozessualen Anforderungen 
genügenden Weise, damit es gegebenenfalls in einem späte-
ren Strafverfahren verwendet werden kann, womit insbeson-
dere die sekundäre Viktimisierung durch wiederholte Befra-
gungen vermieden wird.308

Das Netzwerk Kindesschutz hat insbesondere im Bereich der 
Vernetzung der verschiedenen im Bereich des Kindesschut-
zes tätigen Stellen und der Etablierung gemeinsamer Stan-
dards Verbesserungen gebracht. Die Evaluation aus dem Jahr 
2001/2002 stellte fest: «Dem Projektziel, multiprofessionel-
les Handeln zu optimieren, eine gemeinsame Philosophie zu 
entwickeln und die Institutionen besser zu vernetzen, ist man 
aus Sicht der Beteiligten einen grossen Schritt näher gekom-
men. […] 
Das Projekt hat neben der fachlichen Bereicherung einen 
erhöhten Arbeitsaufwand mit sich gebracht. Demgegenüber 
steht die spürbare Entlastung der Mitglieder durch die ver-
schiedenen Teilprojektangebote. Sie werden weitgehend in 
Anspruch genommen und von den Befragten als zufrieden-
stellend bewertet. Insgesamt ist eine Aufwertung der Kinder-
schutzarbeit durch das Projekt spürbar.»309

Schliesslich ist im Sinne der besseren Vernetzung zwischen 
Schulen und zivilrechtlichem Kindesschutz von der Abteilung 
Kindes- und Jugendschutz ein Merkblatt für das Vorgehen bei 
gefährdeten Schülerinnen und Schülern erstellt worden.310

C. Präventionsbemühungen im Bereich FGM/C
Die Anzahl der von einer Genitalbeschneidung gefährdeten 
Mädchen ist im Kanton Basel-Stadt niedrig. Ein Bericht von 
Integration Basel, der zuhanden des Integrationsdelegier-
ten und der Kantonsärztin erstellt wurde,311 hält fest, dass im 
Kanton ungefähr 23 Mädchen aus afrikanischen Ländern von 
Beschneidung bedroht sind. Davon stammen 17 Mädchen aus 
den die Infibulation praktizierenden Ländern Somalia, Sudan, 
Äthiopien, Eritrea und Guinea.
Im Kanton Basel-Stadt wurden im Bereich des Kindesschut-
zes bisher keine Präventionsbemühungen unternommen. 
Auch war die Abteilung Kindes- und Jugendschutz der Vor-
mundschaftsbehörde bisher in keinen Fall involviert, in dem 
die Gefahr der Mädchenbeschneidung ein Thema gewesen 
wäre.312 
Der oben erwähnte Bericht von Integration Basel empfiehlt 
neben Sensibilisierungskursen für die betroffenen Bevölke-
rungsgruppen und für die involvierten Berufsgruppen unter 
anderem, im Frauenspital mit betroffenen Frauen rund um 
das Geburtsgeschehen niederschwellige Sensibilisierungsar-
beit zu leisten. Zudem wird angeregt, eine medizinische Kon-

trolle im Rahmen auszubauender Vorschuluntersuchungen 
für alle Kinder einzuführen, bei der auch sexuelle Misshand-
lungen und Vernachlässigungen unterschiedlicher Art aufge-
deckt werden könnten.
Bereits heute bestehen in der Frauenklinik des Basler Uni-
versitätsspitals Bemühungen, bei Geburten von möglicher-
weise von einer Beschneidung gefährdeten Mädchen jeweils 
mit den Eltern ein Präventionsgespräch zu führen.313 Die 
schulärztlichen Vorsorgeuntersuchungen dagegen umfassen 
aktuell keine Untersuchungen der Genitalien.314 In Bezug 
auf die Prävention von FGM/C ist aber denkbar, dass ein 
Mädchen oder eine Jugendliche von sich aus das Thema 
gegenüber der Schulärztin anschneidet. Eine aktive Präventi-
onstätigkeit ist jedoch zurzeit nicht vorgesehen.315

2. Kanton Genf

A. Organisation des zivilrechtlichen Kindesschutzes
Im Kanton Genf werden die Aufgaben des zivilrechtlichen 
Kindesschutzes von einem kantonalen Gericht und von einer 
Dienststelle der kantonalen Verwaltung wahrgenommen: 
Die vormundschaftlichen Kindesschutzmassnahmen gemäss 
Art. 307 ff. werden durch eine gerichtliche Behörde, das Tri-
bunal tutélaire (Vormundschaftsgericht), angeordnet.316 
Die Abklärungen im Rahmen eines Kindesschutzverfahrens 
werden im Auftrag des Vormundschaftsgerichts durch den 
Service de protection des mineurs (Kindesschutzdienst) wahr-
genommen. Der Kindesschutzdienst ist auch für den Vollzug 
der Kindesschutzmassnahmen zuständig. Die Direktion des 
Kindesschutzdiensts hat zudem im Rahmen der sogenann-
ten «clause péril», einer «Gefahrenklausel», die Kompetenz, 
im Fall einer grossen Gefahr die vorsorgliche Wegnahme des 
Kindes von den Eltern anzuordnen, bis das Vormundschafts-
gericht über die Massnahme entschieden hat.317 Im Rahmen 
einer Evaluation der Tätigkeit des Kantons Genf zum Schutz 
von Kindern vor Misshandlungen, die im Jahr 2004 durchge-
führt wurde, wurde das kantonale Kindesschutzwesen kritisch 
unter die Lupe genommen. Kritisiert wurden dabei unter an-
derem die weitgehenden Befugnisse des Kindesschutzdiens-
tes im Rahmen der «clause péril».318 
Der Kindesschutzdienst ist dem kantonalen Jugendamt (Of-
fice de la jeunesse) unterstellt, dem auch verschiedene Diens-
te aus dem schulärztlichen und medizinisch-sozialen Bereich 
angehören.319 Insbesondere der Service de santé de la jeunes-
se (Jugendgesundheitsdienst) nimmt in Bezug auf den präven-
tiven Kindesschutz eine wichtige Rolle ein, indem er Anfra-
gen in Bezug auf mögliche Gefährdungen von Kindern aus 
dem schulischen Bereich entgegennimmt. Im Gesundheitsbe-
reich wird im Fall des Verdachts auf eine Gefährdung häufig 
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auch die Kinderschutzgruppe des kantonalen Universitätsspi-
tals eingeschaltet, die gegebenenfalls eine Gefährdungsmel-
dung ans Vormundschaftsgericht macht.320

B. Interinstitutionelle Zusammenarbeit 
In Bezug auf die interinstitutionelle Zusammenarbeit im 
Kindesschutzwesen ist zum einen die bereits erwähnte orga-
nisatorische Zusammenfassung vieler kantonaler Dienste der 
Kinder- und Jugendhilfe sowie der medizinischen Versorgung 
von Kindern und Jugendlichen unter das kantonale Jugend-
amt zu nennen. Dem Jugendamt (Office de la jeunesse) un-
terstellt sind neben den bereits genannten Diensten Kindes-
schutzdienst und Jugendgesundheitsdienst auch die schul-
zahnärztliche Klinik (Clinique dentaire de la jeunesse), der 
schulpsychologische/heilpädagogische Dienst (Service mé-
dico-pédagogique) und der Jugendfreizeitdienst (Service de 
loisirs de la jeunesse). Zudem bestehen eine Reihe von Verein-
barungen zwischen dem Kindesschutzdienst und anderen In-
stitutionen des Sozial- und Gesundheitswesens über das Vor-
gehen im Fall von Kindesmisshandlungen.321

Im Rahmen der bereits erwähnten Evaluation der Tätigkeit des 
Kantons Genf zum Schutz von Kindern vor Misshandlungen 
wurde die interinstitutionelle Zusammenarbeit der verschie-
denen im Kindesschutzwesen aktiven Dienste und Behörden 
deutlich kritisiert. So wurde insbesondere festgestellt, dass die 
verschiedenen Dienste und Behörden uneinheitliche Definiti-
onen von Misshandlung verwendeten und dass eine Vielzahl 
von Richtlinien in Bezug auf das Vorgehen im Fall eines Ge-
fährdungsverdachts existiere, die aber nicht aufeinander ab-
gestimmt seien. Auch wurde festgestellt, dass keine klaren 
gesetzlichen Pflichten aller kantonalen Bediensteten zur Mel-
dung von schutzbedürftigen Kindern an den Kindesschutz-
dienst bestehen.322 Einige Empfehlungen der Evaluation wer-
den zurzeit umgesetzt. Zu diesen Massnahmen gehören zum 
Beispiel die Klärung der Rolle und der Zusammenarbeit der 
verschiedenen zum Schutz vor Kindesmisshandlung tätigen 
Dienste, die Planung gemeinsamer Weiterbildungen mit dem 
Ziel, eine gemeinsame Sprache und eine gemeinsame Aus-
richtung zu definieren, und die Verstärkung der Abstimmung 
zwischen Sozialdiensten und Gerichten.323

Die Koordination des Vorgehens im Kindesschutzbereich ist 
nun die Aufgabe einer kantonalen Kommission zum The-
ma der Gewalt gegen und Misshandlung von Minderjährigen 
(Commission cantonale de référence en matière de violence et 
de maltraitance envers les mineurs, CCVM).324 Sie ist zusam-
mengesetzt aus Vertreterinnen und Vertretern des Jugendamts, 
der Schulen, der Universitätsspitäler, der Polizei und der Ge-
richte. Die Aufgabe der Kommission ist es, eine allgemeine 
kantonale Politik der Intervention und Prävention zu definie-

ren und den zuständigen Behörden alle Massnahmen vorzu-
schlagen, die zur Verbesserung der Politik im Bereich der Prä-
vention von Misshandlungen geeignet sind. Auch geht es dar-
um, die Tätigkeiten der verschiedenen Behörden und Dienste 
im Bereich der Kindesmisshandlung zu verbessern.

C. Präventionsbemühungen im Bereich FGM/C 
Wie oben erwähnt, ist die Zahl der von Beschneidung betrof-
fenen oder gefährdeten Mädchen und Frauen im französisch-
sprachigen Teil der Schweiz und insbesondere in Genf höher 
als in den anderen Landesteilen. Besonders die Gruppe der 
aus den die schwerste Form der Beschneidung, die Infibulati-
on, praktizierenden Ländern Eritrea, Äthiopien, Somalia und 
Sudan ist in Genf besonders gross, und das Gesundheitswesen 
ist im gesamtschweizerischen Vergleich besonders häufig mit 
bereits beschnittenen Mädchen und Frauen konfrontiert.
In einer Antwort auf eine im Grossen Rat eingereichte Moti-
on hat der Regierungsrat des Kantons Genf im Mai 2007 Ge-
legenheit gehabt, die Aktivitäten darzustellen, die im Bereich 
der Prävention und Behandlung von FGM/C im Kanton be-
reits heute unternommen werden:325

Als wichtigste Aktivität im Kanton Genf ist ein Pilotprojekt 
mit dem Titel «Prise en charge de la problématique des muti-
lations génitales féminines dans le canton de Genève» zu nen-
nen, das im Jahr 2007 angelaufen ist.326 Die Projektkoordina-
tion wird vom kantonalen Gleichstellungsbüro (Service pour 
la promotion de l’égalité entre homme et femme, SPPE) und 
der Internationalen Organisation für Migration (IOM) wahr-
genommen. Projektpartner sind unter anderen die kantona-
le Gesundheitsdirektion (Direction générale de la santé), das 
kantonale Büro für die Integration der Ausländer (Bureau de 
l’intégration des étrangers), der Dienst für internationale So-
lidarität (Service de la solidarité internationale) und aus dem 
Kindesschutzbereich der Jugendgesundheitsdienst (Service 
de santé de la jeunesse). Von Seiten der Nichtregierungsorga-
nisationen sind der Schweizerische Hebammenverband sowie 
verschiedene Vereine von in Genf lebenden Personen aus den 
Ländern Somalia, Eritrea, Äthiopien und Sudan vertreten.
Das Hauptziel des Projekts besteht in einer Verbesserung 
der Lebensqualität von Frauen aus Eritrea, Äthiopien, 
Somalia und Sudan durch die Förderung ihrer Autonomie 
und der medizinischen Behandlung der Folgen der Genital-
beschneidung. 
Das Projekt hat drei Teile: 1. Organisation einer Informations-
kampagne mit dem Ziel der Verhaltensänderung der im Kan-
ton Genf lebenden Bevölkerungsgruppen eritreischer, äthiopi-
scher, somalischer und sudanesischer Herkunft. 2. Organisa-
tion von Aktivitäten zur Stärkung der Autonomie von Frauen 
aus diesen Bevölkerungsgruppen. 3. Information und Sensi-
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bilisierung von Fachleuten im Gesundheitswesen des Kantons 
Genf zum Thema weibliche Genitalbeschneidung. Als erste 
Aktivität des Projekts fand am 9. Oktober 2007 eine Informa-
tionstagung für Fachleute des Gesundheitswesens statt.
Der Schutz von in Genf lebenden Mädchen vor Genitalbe-
schneidung ist insofern Thema des oben erwähnten Projekts, 
als eine Verhaltensänderung der betroffenen Bevölkerungs-
gruppen in erster Linie dazu führen soll, dass keine neuen 
Genitalbeschneidungen von Mädchen stattfinden. Die För-
derung der Autonomie der Frauen aus diesen Bevölkerungs-
gruppen soll diese Verhaltensänderung unterstützen. Zudem 
soll auf die spezifischen Bedürfnisse von bereits beschnitte-
nen Mädchen eingegangen werden. Um der Stigmatisierung 
durch die Mehrheitsbevölkerung vorzubeugen, nimmt die In-
formations- und Sensibilisierungskampagne die Form von 
Veranstaltungen an, die sich nur an die betroffenen Bevölke-
rungsgruppen selbst richten.327

Der Bericht des Genfer Regierungsrats erwähnt zudem, dass 
neben den Fachpersonen des Gesundheitswesens auch die im 
Schulbereich tätigen Professionen gezielt informiert werden 
sollen über die Praktik der weiblichen Genitalbeschneidung, 
die Anzeichen einer bereits durchgeführten oder drohenden 
Beschneidung, den korrekten Umgang mit den Betroffenen, 
die medizinischen Behandlungsmöglichkeiten und das Verbot 
von FGM/C in der Schweiz.328

Im Weiteren wird über eine Arbeitsgruppe zum Thema 
FGM/C berichtet, die sich bereits im Genfer Universitätsspi-
tal gebildet hat und die aus Ärztinnen und Ärzten verschiede-
ner Spezialisierungen (Gynäkologie, Geburtshilfe, Pädiatrie, 
Kinderpsychiatrie, Sexualmedizin, Rechtsmedizin, Gewalt) 
und einer juristischen Beraterin zusammengesetzt ist. Die 
Arbeitsgruppe hat insbesondere zum Ziel, den betroffenen 
Patientinnen einen multidisziplinären Ansatz anzubieten, der 
in der Lage ist, der Komplexität ihrer Probleme angemessen 
zu begegnen. Dabei soll es insbesondere um die Umsetzung 
der bereits existierenden Empfehlungen gehen.329

Der regierungsrätliche Bericht führt auch aus, wie bisher das 
Kindesschutzwesen mit dem Thema FGM/C umgeht. An den 
Service de protection des mineurs kann eine Gefährdungsmel-
dung gerichtet werden, wenn der Verdacht besteht, dass ein 
Mädchen beschnitten wurde oder in Gefahr ist, beschnitten 
zu werden. Eine Sozialarbeiterin oder ein Sozialarbeiter des 
Dienstes tritt daraufhin mit der betroffenen Familie in Kon-
takt, im Regelfall unter Beizug einer interkulturellen Vermitt-
lung oder von ethnopsychologischen Fachdiensten.330 Auch 
wird der Kontakt mit den Schlüsselpersonen der betreffen-
den ethnischen Gemeinschaften (religiöse Führer usw.) ge-
sucht. Im häufigeren Fall, dass es um ein Mädchen geht, das 
bereits beschnitten ist, wird für eine adäquate medizinische 

und psychosoziale Betreuung gesorgt.331 Im Fall einer unmit-
telbar drohenden Gefahr kann die Direktion des SPMi die vor-
sorgliche Wegnahme des Mädchens anordnen. Schliesslich 
kann beim Vormundschaftsgericht die Anordnung von Kin-
desschutzmassnahmen beantragt werden. Es existieren keine 
Zahlen dazu, wie oft der Service de protection des mineurs in 
Sachen FGM/C tätig geworden ist, es handelt sich aber nur um 
Einzelfälle. Zudem wurde bislang noch kein Fall an das Vor-
mundschaftsgericht überwiesen, und es wurden noch nie die 
Strafverfolgungsbehörden eingeschaltet, da bisher eine sol-
che Anzeige nicht als notwendig erschien, um eine unmittel-
bar bevorstehende Beschneidung zu verhindern.332

3. Kanton Zürich

A. Organisation des zivilrechtlichen Kindesschutzes
Im Kanton Zürich ist der zivilrechtliche Kindesschutz, an-
ders als in den Kantonen Basel-Stadt und Genf, auf der Ge-
meindeebene organisiert. Es ist den Gemeinden überlassen, 
ob sie als Vormundschaftsbehörde den Gemeinderat der po-
litischen Gemeinde, eine Unterkommission des Gemeinde-
rats oder eine besondere Behörde einsetzen wollen.333 Die 
jeweilige Vormundschaftsbehörde der Gemeinde ist mit 
Ausnahme der Entziehung der elterlichen Sorge gemäss 
Art. 311334 für die Anordnung der Kindesschutzmassnahmen 
gemäss Art. 307 ff. ZGB zuständig, ebenso für die Anord- 
nung von vorsorglichen Massnahmen.335

In der Stadt Zürich als grösster Gemeinde des Kantons ist die 
Vormundschaftsbehörde eine selbständige, vom Gemeinde-
rat gewählte Behörde. Abklärungen bei Verdacht auf Kindes-
wohlgefährdung und der Vollzug der Kindesschutzmassnah-
men werden von den Sozialen Diensten getätigt, die in den 
fünf Regionen der Stadt als Sozialzentren organisiert sind.
Eine wichtige Rolle im Rahmen des Kindesschutzes nimmt 
auch die Kinderschutzgruppe des Universitätsspitals ein. Sie 
befasst sich mit Säuglingen, Kindern und Jugendlichen, die 
gesichert oder vermutlich Opfer einer Misshandlung wurden 
oder gefährdet sind, misshandelt zu werden, und plant Inter-
ventionen zu deren Schutz. Zudem ist sie die wichtigste Fach-
stelle im Kanton für die medizinische Betreuung von beschnit-
tenen Mädchen und weiblichen Jugendlichen (s. unten). Die 
Kinderschutzgruppe arbeitet interdisziplinär unter Einbezug 
von innerer Medizin, Chirurgie, Kinder- und Jugendgynäko-
logie, Psychosomatik und Psychiatrie, Psychologie, Sozial-
arbeit und Pflege.
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B. Interinstitutionelle Vernetzung
Im Kanton Zürich sind mehrere Gremien für die Koordinati-
on im Kindesschutzwesen verantwortlich.
Auf der kantonalen Ebene koordiniert die Kindesschutzkom-
mission des Kantons Zürich die staatlichen Aktivitäten im 
Bereich Kindesschutz. Die Kommission setzt sich aus Vertre-
terinnen und Vertretern aus den Bereichen Schulen und Päda-
gogik, Gesundheitswesen, Strafverfolgung, Polizei, Jugend-
strafrecht und zivilrechtlicher Kindesschutz zusammen.336 
Die Kommission hat namentlich einen «Leitfaden zur Stan-
dardisierung des Verfahrens in Fällen von Kindesmisshand-
lung» herausgegeben, der das Vorgehen der für das Thema 
Kindesschutz zuständigen Dienste des Kantons in Fällen von 
Kindesmisshandlung vereinheitlichen soll.337

Zudem nimmt das kantonale Amt für Jugend und Berufsbe-
ratung (vormals Jugendamt) koordinierende Aufgaben wahr. 
Zu nennen sind insbesondere das Konzept «Präventiver Kin-
desschutz im Kleinkindalter» und die dazugehörigen Umset-
zungsprojekte, die vor allem Elternbildung, Öffentlichkeits-
arbeit, Verbesserung von Beratungsangeboten, Verbesserung 
der familienergänzenden Betreuungsangebote, die Weiter-
bildung und Vernetzung von Fachpersonen und der Kindes-
schutz- und Fürsorgebehörden sowie allgemein die bessere 
Koordination aller Angebote umfassen.338 Ein Projekt betrifft 
ausdrücklich «Familien aus anderen Kulturkreisen». 
Das Ziel in diesem Bereich besteht darin, dass ausländische 
Familien das Angebot des präventiven Kindesschutzes nut-
zen können und dass, wo nötig, auch spezielle Angebote ge-
schaffen werden.339 Das Präventionskonzept versteht sich als 
Umsetzung der Emp fehlungen des Berichts «Kindesmiss-
handlungen in der Schweiz», der im Jahr 1992 von der vom 
Bundesrat eingesetzten Arbeitsgruppe Kindesmisshandlung 
publiziert wurde.340 

Eine Koordinationsfunktion auf der praktischen Ebene neh-
men die regionalen und städtischen Kinderschutzgruppen 
wahr. Die Kinderschutzgruppen sind Beratungsgremien für 
Fachpersonen, die beruflich mit Kindern und Jugendlichen 
arbeiten. Ihr Auftrag lautet: «Die Kinderschutzgruppe unter-
stützt anfragende Fachpersonen, die mit dem Verdacht oder 
der Gewissheit einer Kindesmisshandlung konfrontiert sind, 
in der Einschätzung der Situation. Sie gibt ihnen Empfeh-
lungen zum weiteren Vorgehen ab, vermittelt Sach- und Me-
thodenwissen sowie Informationen und unterstützt sie in der 
Zusammenarbeit mit Fachstellen und Behörden. Die Kinder-
schutzgruppe fördert bei Fachpersonen, Fachstellen und Be-
hörden, die mit Kindern zu tun haben, die Aufmerksamkeit 
und das Engagement für den Kindesschutz und für das Wohl 
der von Misshandlung, Vernachlässigung oder sexueller Aus-
beutung bedrohten oder betroffenen Kinder.»341

Für die Schulen hat das Volksschulamt das «Merkblatt Kin-
desschutz für die Volksschulen im Kanton Zürich» betreffend 
«physische und psychische Misshandlung, sexuelle Ausbeu-
tung und Vernachlässigung» herausgegeben.342 Das Merkblatt 
weist die Schulen an, vorsorgliche organisatorische Massnah-
men (Bezeichnung von Ansprechpersonen, Kontakt mit Kin-
desschutzwesen, Information der Lehrerschaft) zu treffen, 
und gibt ein Vorgehen im Fall der Vermutung eines Übergriffs 
vor, das insbesondere auch die Frage der Meldung an die Vor-
mundschaftsbehörde behandelt.
Es existieren zudem eine Reihe von Koordinationsgremien 
zu spezifischen Themen, in denen auch die Fachstellen und 
Behörden des Kindesschutzwesens Einsitz haben. Es gibt 
namentlich Gremien zu den Themen häusliche Gewalt und 
Jugenddelinquenz.

C. Präventionsbemühungen im Bereich FGM/C
Auch im Kanton Zürich leben, wie oben festgestellt wurde, 
im gesamtschweizerischen Vergleich besonders viele Mäd-
chen und Frauen, die bereits beschnitten sind oder dem Risiko 
ausgesetzt sind, beschnitten zu werden. Da aus diesem Grund 
verschiedene Fachpersonen bereits in Kontakt mit dem The-
ma FGM/C gekommen sind, wurden denn auch von verschie-
denen staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren Präventions-
aktivitäten unternommen. Ein staatliches Präventionskonzept 
für den gesamten Kanton oder die Stadt Zürich, das alle Ak-
teure koordiniert und das mit dem Pilotprojekt im Kanton 
Genf vergleichbar wäre, liegt zurzeit aber noch nicht vor. 
Zunächst bestehen eine Reihe von Organisationen afrikani-
scher Frauen, die innerhalb ihrer Gemeinschaften Prävention 
von FGM/C betreiben.343 
Im Gesundheitswesen sind auch das Kinderspital Zürich 
und die dortige Kinderschutzgruppe seit Längerem mit 
dem Thema befasst. Es werden gelegentlich Mädchen un-
tersucht, in der Regel im Auftrag von Vormundschaftsbe-
hörden, wenn der Verdacht einer bereits durchgeführten 
Beschneidung besteht. Dabei werden meistens auch die 
Schwestern des betroffenen Mädchens untersucht, da sie 
oftmals ebenfalls beschnitten sind. Den Eltern soll damit 
vermittelt werden, dass es sich um eine strafbare Tat han-
delt und dass die Beschneidung dem Mädchen keine Vor-
teile bringt. Solche Fälle werden immer im Rahmen der 
Kinderschutzgruppe besprochen, und die weitere Betreu-
ung ist meistens multidisziplinär. Bisher waren keine Mäd-
chen untersucht worden, bei denen bekannt war, dass eine 
Beschneidung in der Schweiz durchgeführt worden wäre.344 
Vor kurzem wurde nun aber bei einer gynäkologischen Un-
tersuchung im Kinderspital Zürich bei einem 13-jährigen 
Mädchen eine Exzision (Klitorisentfernung) festgestellt, 
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die vor 11 Jahren in der Schweiz durchgeführt worden war. 
Das Kinderspital machte Anzeige an die zuständige Vor-
mundschaftsbehörde, die wiederum die Staatsanwaltschaft 
einschaltete. Das Verfahren gegen die Eltern wegen Anstif-
tung zu schwerer Körperverletzung ist zurzeit vor dem Zür-
cher Obergericht hängig.345

Im Jahr 2005 haben sich auch die staatlichen Kindesschutz-
behörden des Themas angenommen. An einer Tagung infor-
mierten sich die im Bereich vormundschaftliche Massnah-
men tätigen Sozialen Dienste und die Vormundschaftsbehörde 
der Stadt Zürich unter anderem über die Praxis der Genital-
beschneidung. Dabei wurde auch die Bildung einer Arbeits-
gruppe angeregt, deren Tätigkeit aber bisher noch zu keinen 
konkreten Resultaten geführt hat. Die Arbeitsgruppe hat fest-
gestellt, dass die Sozialarbeitenden der Sozialen Dienste auf-
grund des fehlenden Kontaktes mit den potenziell betroffenen 
Mädchen die von Fachleuten beschriebenen Signale (Mäd-
chen sprechen im Kindergarten oder in der Schule von einem 
grossen Fest, das für sie gemacht wird, oder die Eltern stel-
len einen Antrag an die Schule, dass das Mädchen eine Wo-
che länger Sommerferien beziehen kann) eher nicht bemer-
ken können. Da Lehrpersonen und Asylbetreuende eher in 
der Lage sind, aufgrund dieser Signale eine Ge fährdung fest-
zustellen, wurde die Thematik ins Schul- und Sportdeparte-
ment sowie in die Asylorganisation der Stadt Zürich hinein-
getragen. Die Vormundschaftsbehörde und die Mandatsträge-
rinnen und -träger der Sozialen Dienste wurden jedoch durch 
die Tagung sensibilisiert.346

Die Zürcher Asylkoordinatorinnen- und Asylkoordinatoren-
konferenz hat sich an einer Fachtagung im Jahr 2006 mit 
dem Thema Mädchenbeschneidung in der Schweiz befasst 
und Empfehlungen zuhanden der Asylbetreuenden verfasst, 
die insbesondere auch die Zusammenarbeit mit dem Kindes-
schutzwesen behandeln.347
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Im Folgenden sollen nun gesetzliche Grundlagen und die Pra-
xis des zivilrechtlichen Kindesschutzes zum Schutz von in der 
Schweiz lebenden Mädchen vor Genitalbeschneidung bewer-
tet und diesbezügliche Empfehlungen formuliert werden.

1.  Gesetzliche Grundlagen im Bereich  
des zivilrechtlichen Kindesschutzes

A. Bewertung
Wie der Blick auf die menschenrechtlichen Grundlagen 
zeigt,348 trifft die Schweiz insbesondere aufgrund der UN-Kin-
derrechtskonvention und der Bundesverfassung eine Pflicht, 
alle sich in der Schweiz aufhaltenden Mädchen vor Genital-
beschneidung zu schützen und auch für das Wohl von bereits 
beschnittenen weiblichen Minderjährigen besorgt zu sein. Im 
vorliegenden Bericht werden die zivilrechtlichen Instrumente 
dargestellt, die zum Schutz vor Mädchenbeschneidung einge-
setzt werden können. 
Zunächst kann festgestellt werden, dass aus dem in der 
Schweiz anwendbaren Minderjährigenschutzabkommen 
(MSA) in den allermeisten Fällen die international privat-
rechtliche Kompetenz der Schweiz abgeleitet werden kann, 
Massnahmen zum Schutz eines sich (auch nur vorübergehend 
oder illegal) in der Schweiz aufhaltenden Mädchens vor Ge-
nitalbeschneidung zu ergreifen. 
Der zivilrechtliche Kindesschutz gemäss Art. 307 ff. ZGB 
sieht eine in ihrer Schwere abge stufte Folge von Massnahmen 
vor, die von den Vormundschaftsbehörden angeordnet werden 
können. Wie die Darstellung im vorliegenden Bericht zeigt, 
können darauf eine Reihe von Massnahmen zum Schutz von 
Mädchen vor drohender Genitalbeschneidung oder von Mäd-
chen, die bereits beschnitten wurden, abgestützt werden. Die 
im Schweizer Recht vorgesehenen zivilrechtlichen Kindes-
schutzmassnahmen sind damit als genügend zu betrachten. 
Allerdings ist ihr Einsatzbereich zur Prävention von FGM/C 
beschränkt. So können die Kindesschutzmassnahmen des 
Zivilgesetzbuches gegenüber Eltern und Kind mit Zwang 
durchgesetzt werden und stellen deshalb Eingriffe in de-
ren Grundrechte dar. Sie dürfen infolgedessen nur zum Ein-
satz kommen, wenn Bemühungen auf der freiwilligen Ebene 
nichts fruchten. Diese Präventionsbemühungen der Schweiz 
sind heute als ungenügend zu betrachten, wozu gleich Stel-
lung genommen werden soll (vgl. unten 3.).
In Bezug auf die gesetzlichen Grundlagen muss einzig die 
Situation im Bereich der Melderechte und -pflichten an die 
Vormundschaftsbehörden als unbefriedigend bezeichnet wer-
den. Da in der Schweiz die Kindesschutzbehörden keine Ver-
pflichtung haben, aktiv dafür besorgt zu sein, dass Kinder 
identifiziert werden, die gefährdet sind, kommt den Anzei-

gerechten und -pflichten vorrangige Bedeutung zu. Wo kei-
ne Gefährdungsmeldung gemacht wird, erfährt eine Kindes-
schutzbehörde nicht von einem gefährdeten Kind. 
Gerade in diesem Bereich sind allerdings die kantonalen Re-
gelungen uneinheitlich und im Beispiel des Kantons Genf 
ungenügend. So fehlt dort eine Anzeigepflicht aller öffent-
lichen Bediensteten im Fall einer Kindeswohlgefährdung.349 
Die Revision des Vormundschaftsrechts (neu Erwachsenen- 
und Kindesschutzrecht) wird in Bezug auf die Anzeigepflicht 
von Personen im öffentlichen Dienst Abhilfe schaffen,350 was 
zu begrüssen ist.
Auch kennen nicht alle Kantone ein Melderecht von Perso-
nen, die an ein Berufsgeheimnis gebunden sind, aber nicht in 
amtlicher Funktion tätig sind. Ohne Melderecht müssen des-
halb z.B. Privatärztinnen oder -hebammen bei der zuständi-
gen kantonalen Stelle um Entbindung vom Berufsgeheimnis 
nachsuchen. Es ist anzunehmen, dass eine solche Pflicht eher 
zu einer zurückhaltenden Praxis dieser Berufsgruppen bezüg-
lich Gefährdungsmeldungen führt. Diese Frage wird durch die 
laufende Revision des Vormundschaftsrechts nicht berührt 
und bleibt weiterhin den Kantonen überlassen. Eine Bundes-
regelung könnte hier Klarheit schaffen.

B. Empfehlungen
Nach dem Gesagten erscheinen in Bezug auf die gesetzlichen 
Grundlagen des zivilrechtlichen Kindesschutzes im Hinblick 
auf die Prävention von Mädchenbeschneidungen einzig Ver-
besserungen im Bereich der Melderechte und -pflichten an die 
Vormundschaftsbehörden als notwendig. 
Zunächst ist, wie erwähnt, die Einführung einer bundesrecht-
lich geregelten Meldepflicht von öffentlichen Bediensteten an 
die Kindesschutzbehörden im Fall der Feststellung einer Kin-
deswohlgefährdung im Rahmen der Revision des Vormund-
schaftsrechts zu begrüssen. 
Zu empfehlen ist zudem die Einführung eines bundesrecht-
lich im Zivilgesetzbuch verankerten Melderechts für Profes-
sionen, die mit beruflicher Schweigepflicht belegt sind. Zu 
empfehlen ist die Änderung und Ergänzung des Art. 443 ZGB 
gemäss Entwurf zur Revision des Vormundschaftsrechts:
Art. 443 E-ZGB 
1 Jede Person kann der Erwachsenenschutzbehörde Mel-
dung erstatten, wenn eine Person hilfsbedürftig erscheint. 
[zu streichen: Vorbehalten bleiben die Bestimmungen über 
das  Berufsgeheimnis.]
2 Wer in amtlicher Tätigkeit von einer solchen Person er-
fährt, ist meldepflichtig. Die Kantone können weitere Mel-
depflichten vorsehen.

XII. Bewertung der bestehenden  
Instrumente und Empfehlungen
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neu:
3  Wer einer beruflichen Schweigepflicht untersteht und von 
einer Kindeswohlgefährdung erfährt, welche ein behördliches 
Einschreiten zu deren Schutz erfordert, ist zur Meldung an die 
Kindesschutzbehörde berechtigt.

2. Praxis der Vormundschaftsbehörden

A. Verzicht auf eine Bewertung
In den Kantonen Basel-Stadt, Genf und Zürich haben die Be-
hörden des zivilrechtlichen Kindesschutzes erst in wenigen 
Fällen Kontakt mit dem Thema weibliche Genitalbeschnei-
dung gehabt. Das Vorgehen der Kindesschutzbehörden in 
diesen Fällen konnte im Rahmen der vorliegenden Studie 
nicht untersucht werden. Es soll deshalb auf eine Bewertung 
verzichtet werden, und es sollen im Hinblick auf die zukünf-
tige Praxis Empfehlungen formuliert werden.

B. Empfehlungen
 Vorrang von Präventionsmassnahmen 

Zunächst soll festgehalten werden, dass sich aus dem für 
den zivilrechtlichen Kindesschutz geltenden Verhältnismäs-
sigkeitsgrundsatz ergibt, dass Präventionsmassnahmen auf 
freiwilliger Basis Vorrang vor der Anordnung von Kindes-
schutzmassnahmen haben müssen.351 Dies bedeutet, dass auch 
Kindesschutzbehörden, die eine Gefährdungsmeldung betref-
fend eine drohende oder bereits erfolgte Mädchenbeschnei-
dung erhalten, immer zuerst im Rahmen von freiwilliger 
Informations- und Sensibilisierungsarbeit auf den Schutz des 
Mädchens hinwirken sollten. Es ist den Vormundschaftsbe-
hörden zu empfehlen, bestehende Angebote zu nutzen und mit 
spezialisierten Organisationen und Fachpersonen aus dem Mi-
grationsbereich und Institutionen des Gesundheitswesens zu-
sammenzuarbeiten.352 

 Stärkung der betroffenen Mädchen und ihrer Eltern als Ziel 
Die Intervention der Vormundschaftsbehörden als Kindes-
schutzbehörden sollte sich am Ziel orientieren, dass das be-
troffene Mädchen und ihre Eltern gestärkt werden. So wird 
es Eltern und Kindern nur aus einer sicheren Position heraus 
möglich sein, die eigenen Überzeugungen in Bezug auf die 
Mädchenbeschneidung einem Wandel zu unterziehen und sich 
gegen den Druck zur Beschneidung zur Wehr zu setzen. Zur 
Stärkung der Position eines betroffenen Mädchens und seiner 
Eltern ist es notwendig, dass existenzielle Bedürfnisse, wie 
Aufenthaltssicherheit in der Schweiz (asyl- oder ausländer-
rechtlicher Status), Grundeinkommen, Wohnung und adäqua-
te medizinische Betreuung (insbesondere der möglicherweise 

beschnittenen Mutter), sichergestellt werden. Erst wenn diese 
existenziellen Bedürfnisse gesichert sind, besteht Raum, die 
Norm der Mädchenbeschneidung zu überdenken. 

 Leitlinie Subjektstellung des Kindes
Aufgrund der in der öffentlichen Diskussion um die Mäd-
chenbeschneidung vorherrschenden Darstellung von Mäd-
chen als wehrlose Opfer von gefährlichen kulturellen Prakti-
ken besteht auch im Kindesschutzbereich die Gefahr, die be-
troffenen Mädchen und jugendlichen Frauen als rein passive 
Schutzobjekte zu betrachten. Die Leitlinie der Subjektstel-
lung des Kindes, die sich aus Art. 12 der UN-Kinderrechts-
konvention ableiten lässt, kann hier als Korrektiv dienen. Im 
Schweizer Recht findet sie ihren Ausdruck im Anhörungsrecht 
des Kindes (Art. 314 Ziff. 1 ZGB) und im Recht des Kindes 
auf eine unabhängige Vertretung im Verfahren (Art. 19 Abs. 2 
und Art. 392 Ziff. 2 und 3 ZGB), Rechte, die es mithin auch 
im Kontext des Schutzes vor einer Beschneidung zu beachten 
gilt. Darüber hinaus kann die Leitlinie als Orientierung für ei-
ne Kindesschutzpraxis dienen, die die von einer Genitalbe-
schneidung betroffenen oder bedrohten Kinder und Jugendli-
chen als handelnde Personen ernst nimmt, die selbst aktiv zu 
ihrem eigenen Schutz beitragen können.

 Wahl der auf den individuellen Fall abgestimmten 
Kindesschutzmassnahmen
Im vorliegenden Bericht werden mögliche Kindesschutz-
massnahmen zum Schutz eines Mädchens vor Genitalbe-
schneidung dargestellt, die zur Anwendung kommen können, 
wenn Präventionsbemühungen auf freiwilliger Ebene nicht 
fruchten.353 Folgende Massnahmen sind möglich:

 Verpflichtung von Eltern zur Wahrnehmung von Informa-
tions- und Sensibilisierungsangeboten (Weisung gestützt auf 
Art. 307 ZGB).

  Verbot der Ausreise in ein Land, wo die Genitalbeschnei-
dung praktiziert wird, gesichert durch die Hinterlegung 
des Reisepasses des Kindes (Weisung aufgrund von Art. 
307 ZGB).

  Sicherung der adäquaten medizinischen Betreuung eines 
beschnittenen Mädchens (Weisung gemäss Art. 307 ZGB).

  Anordnung von regelmässigen Genitaluntersuchungen als 
präventive Kindesschutzmassnahme (Weisung gemäss Art. 
307 ZGB). Beim urteilsfähigen Kind (ab etwa 12 Jahren) 
sind Genitaluntersuchungen nur zulässig mit Einverständ-
nis der betroffenen Minderjährigen, und auch beim jüngeren 
Kind ist die Durchsetzung gegen den Widerstand des Mäd-
chens unverhältnismässig. Die Genitaluntersuchung sollte 
eine über die medizinischen und kulturellen Hintergründe 
der Mädchenbeschneidung informierte Ärztin durchführen, 
und die Untersuchungen müssen durch regelmässige Ge-
spräche mit Eltern und Kind begleitet werden.
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  Beistandschaft nach Art. 308 ZGB: Aufgaben im Bereich 
von medizinischen Entschei dungen und interkulturelle 
Übersetzungs- und Überzeugungsarbeit. Die Beistands-
person sollte eine im Bereich FGM/C ausgebildete Fach-
person sein.

  Obhutsentzug gemäss Art. 310 ZGB als Ultima Ratio. Wäh-
rend der Dauer der Wegnahme muss intensiv auf die Rück-
kehr zu den Eltern hingewirkt werden.

  Schutzmassnahmen im Rahmen der Ausübung des Be-
suchsrechts durch den nicht sorgeberechtigten Elternteil, 
insbesondere Verbot der Ausreise mit Kind inkl. Hinter-
legung des Reisepasses (Art. 273 Abs. 2 ZGB), oder Bei-
standschaft zur Überwachung des persönlichen Verkehrs 
(Art. 308 Abs. 2 ZGB).

Welche Massnahme im konkreten Fall angepasst ist, sollte im 
Rahmen der vormundschaftlichen Abklärung im Gespräch mit 
Eltern, Kind und interkulturellen Übersetzerinnen oder Ver-
mittlern geklärt werden. Beabsichtigt ist dabei wiederum die 
Stärkung der Position von Kind und Eltern und damit letzt-
lich auch das für jedes Kindesschutzverfahren geltende Ziel, 
dass Eltern und Kind die Massnahmen akzeptieren und mit-
tragen. Das Kindesschutzverfahren selbst wie auch die Kin-
desschutzmassnahmen sollten Eltern und Kind im Prozess 
unterstützen, der zum Wandel ihrer Überzeugungen bezüglich 
der Mädchenbeschneidung führen kann. Gleichzeitig können 
die Massnahmen eine Unterstützung bieten, wenn sie selbst 
der Praxis der Mädchenbeschneidung kritisch gegenüberste-
hen und sich gegenüber Druckversuchen durch die Familie 
oder die Gemeinschaft zur Wehr setzen wollen. 

 Leitlinie kulturelle Sensibilität 
Generell fehlt es in der Schweiz an klaren Richtlinien für 
die Arbeit der Kindesschutzbehörden im Kontakt mit Fami-
lien mit Migrationshintergrund. Dies ist in Bezug auf das 
Thema Mädchenbeschneidung besonders problematisch, da 
Kindesschutzbehörden in diesem Zusammenhang mit einer 
kulturellen Differenz in der Definition des Kindeswohls um-
gehen müssen. Insofern ist zu empfehlen, dass die kantona-
len Behörden nach dem englischen Vorbild354 die besonderen 
Anforderungen an das Kindesschutzverfahren im Migrations-
kontext definieren. 
Der vorliegende Bericht empfiehlt, dass sich das Kindes-
schutzverfahren an der Leitlinie der kulturellen Sensibili-
tät (cultural sensitivity) orientiert. Im Bereich der Genitalbe-
schneidung ist eine kulturell sensible Vorgehensweise beson-
ders wichtig, um ein verletzendes Verhalten gegenüber von 
Beschneidung betroffenen Mädchen und Frauen zu vermei-
den. Auch besteht die Gefahr, dass die Ablehnung der Tra-
dition der Beschneidung als rassistische Ablehnung der ge-
samten Herkunftskultur empfunden wird. Die ausländischen 

Erfahrungen zeigen, dass eine Intervention von Kindesschutz-
behörden von den Betroffenen eher akzeptiert wird, wenn für 
das Kindeswohl auch aus «westlicher» Sicht förderliche kul-
turelle Praktiken und Überzeugungen positiv bewertet wer-
den (z.B. das Stillen oder häufiger Körperkontakt mit dem 
Kind). 
Zudem sollte das sich aus dem internationalen Recht ergeben-
de Verbot der Zwangsassimilation und die Gefahr der Stig-
matisierung des «Fremden» beachtet werden. Auch sollte der 
Kontakt mit ausländischen Familien durch das Verständnis 
für ihre in Bezug auf materielle Sicherheit und Aufenthalts-
perspektive häufig schwierige Situation in der Schweiz ge-
prägt sein.355

Kulturelle Sensibilität bedeutet in erster Linie, dass die Prä-
ventionsarbeit der Kindesschutzbehörden am Ziel orientiert 
sein muss, Eltern davon zu überzeugen, dass die Mädchenbe-
schneidung nicht dem Wohl ihres Kindes zuträglich ist. Durch 
diese Überzeugungsarbeit können auch Prozesse innerhalb 
der in der Schweiz lebenden migrantischen Gemeinschaften 
begünstigt werden, die zu einer generellen Aufgabe der Praxis 
der Mädchenbeschneidung in der Schweiz führen.

 Ausbildung von Behördenmitgliedern und beauftragten 
Sozialdiensten zum Thema FGM/C
Um beim Verdacht auf FGM/C kulturell sensibel vorgehen zu 
können, sollten Vormundschaftsbehörden und die von ihnen 
mit der vormundschaftlichen Abklärung beauftragten Mit-
arbeitenden von Sozialdiensten über die medizinischen und 
kulturellen Hintergründe der weiblichen Genitalbeschnei-
dung wie auch über die rechtlichen Instrumente informiert 
werden. Auch insofern sollten Vormundschaftsbehörden mit 
spezialisierten Organisationen und Fachpersonen aus dem Mi-
grationsbereich und Institutionen des Gesundheitswesens zu-
sammenarbeiten.

 Beizug von interkulturellen Übersetzerinnen und  
Vermittlern
Ein kulturell sensibles Vorgehen lässt sich auch durch den 
Beizug von interkulturellen Übersetzerinnen und Vermittlern 
gewährleisten. 

 Bessere Vertretung von Migrantinnen und Migranten im 
Kindesschutzwesen
Schliesslich kann auch die Vertretung von Migrantinnen und 
Migranten im Kindesschutzwesen zu einer kulturell sensib-
len Praxis beitragen. Die Kantone sollten deshalb ihren Ein-
satz in den Vormundschaftsbehörden, in den Sozialdiensten, 
die Abklärungen im Kindesschutzbereich vornehmen, und 
unter den Mandatsträgerinnen und -trägern (insbesondere 
Beiständinnen und Beistände) aktiv fördern.

XII. Bewertung der bestehenden  
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3. Präventionsangebote

A. Bewertung
Die Aktivitäten der auf der gesamtschweizerischen Ebene 
tätigen und durch Bundesgelder geförderten Vermittlungsstel-
le Prävention von Mädchenbeschneidungen in der Schweiz 
sind sehr begrüssenswert. Die Aktivitäten der einzelnen, im 
Rahmen der Vermitt lungsstelle koordinierten NGO werden 
jedoch bis anhin grösstenteils aus privaten Geldern finan-
ziert, das finanzielle Engagement des Bundes ist also noch 
bescheiden.
Von den drei Kantonen Basel-Stadt, Genf und Zürich, die in 
die vorliegende Untersuchung einbezogen waren, unternimmt 
erst der Kanton Genf ernsthafte und koordinierte Bemühun-
gen zur Prävention von Mädchenbeschneidung in seinem Ge-
biet. Das Genfer Pilotprojekt «Prise en charge de la problé-
matique des mutilations génitales féminines dans le canton de 
Genève» kann denn auch als Vorbild für andere Kantone her-
angezogen werden. Das Genfer Projekt stellt die Bedürfnisse  
beschnittener Frauen und damit die bereits vor der Migration 
in die Schweiz beschnittenen Mädchen und die Mütter von 
potenziell gefährdeten Mädchen ins Zentrum und arbeitet mit 
Migrantinnenorganisationen zusammen. Diese Ausrichtung 
ist sehr zu begrüssen, es besteht aber gleichzeitig die Gefahr, 
dass die Aufgabe des Schutzes von Mädchen vor neuen Be-
schneidungen zu wenig stark Beachtung findet. 
Im Kanton Zürich ist das Fehlen eines umfassenden Präven-
tionskonzepts angesichts der Tatsache problematisch, dass 
dort eine grosse Zahl von potenziell gefährdeten Mädchen 
leben. Zwar sind verschiedene kantonale Institutionen im Be-
reich der Prävention aktiv, so insbesondere die Kinderschutz-
gruppe des Kinderspitals, es fehlt jedoch an einer Koordina-
tion der staatlichen Bemühungen zur Prävention von FGM/C 
und an der Vernetzung von staatlichen Instit  utionen und 
Behörden und privaten Migrantinnenorganisationen, die Prä-
vention betreiben.
Für den Kanton Basel-Stadt wurde von «Integration Basel» 
eine nur geringe Zahl von ungefähr 32 Mädchen aus afrikani-
schen Ländern errechnet, die potenziell von einer Beschnei-
dung bedroht sind. Das Fehlen eines umfassenden kantonalen 
Präventionskonzepts ist deshalb verständlich, aber trotzdem 
zu bemängeln: Eine geringe statistische Häufigkeit sollte zwar 
einen Einfluss auf die Art der Prävention haben, jedoch nicht 
zur völligen Untätigkeit führen. Zudem kann sich die Situa-
tion durch Einwanderung neuer Gruppen schnell ändern. 

B. Empfehlungen
 Förderung von unterschiedlichen Präventionsprojekten 

Vor kurzem wurde vom Bundesparlament die wichtige Mo-
tion «Sexuelle Verstümmelungen an Frauen. Sensibilisie-
rungs- und Präventionsmassnahmen»356 an den Bundesrat 
überwiesen. 
Der Bundesrat rechnet dabei mit Ausgaben von 600 000 
Franken pro Jahr für Programme, die Migrantinnen und Mi-
granten sowie das Personal des Gesundheitswesens betref-
fen. Beim Einsatz dieser Gelder ist aber unbedingt darauf zu 
achten, Expertinnen mit migrantischem Hintergrund einzu-
beziehen. 
Auf Kantonsebene hat Genf ein Pilotprojekt zur besseren Be-
treuung von beschnittenen Frauen und zur Prävention von 
Mädchenbeschneidung im Kantonsgebiet gestartet. Auch den 
Kantonen Waadt, Zürich und Bern wird empfohlen, ähnliche 
Präventionsprogramme zu entwickeln, da sie einen besonders 
hohen Anteil an potenziell beschnittenen oder von Beschnei-
dung gefährdeten Mädchen haben.
Wichtig ist, dass alle Programme und Projekte gründlich eva-
luiert und auf ihre Resultate überprüft werden.

4.  Interinstitutionelle Zusammenarbeit  
zur Prävention von FGM/C

A. Bewertung
In den in den vorliegenden Bericht einbezogenen Kantonen 
Basel-Stadt, Genf und Zürich ist die interinstitutionelle Zu-
sammenarbeit im Bereich des Kindesschutzes unterschied-
lich stark ausgebaut, alle Kantone kennen aber Formen der 
interinstitutionellen Kooperation und Koordination der Ak-
tivitäten.357 Die Prävention von Mädchenbeschneidung wur-
de bisher noch in keinem der kantonalen Koordinationsgre-
mien thematisiert.

B. Empfehlungen
Die internationale Erfahrung zeigt, dass die Prävention von 
FGM/C besonders gut funktioniert, wenn alle Akteure des 
Kindesschutzes auf Richtlinien für den Umgang mit Fällen 
des Verdachts auf FGM/C zurückgreifen können und wenn 
die Koordination und Kooperation zwischen verschiedenen 
Akteuren geklärt ist.358

 Entwicklung von Richtlinien durch kantonale Koordinati-
onsgremien im Kindesschutz
Es ist zu empfehlen, die Prävention von Mädchenbeschnei-
dung in den kantonalen Koordinationsgremien im Bereich 
des Kindesschutzes explizit zu thematisieren und gemeinsa-
me Richtlinien zu  erarbeiten. 
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Zur Vorbereitung solcher Richtlinien sollte untersucht werden:
  wie viele Mädchen zwischen 0 und 18 Jahren im Kanton 
aufgrund der Häufigkeitsraten von FGM/C in ihren Her-
kunftsländern potenziell gefährdet sind.359

  welche NGO und Fachleute im Kanton in der Prävention 
von Mädchenbeschneidung tätig sind.

  welche einflussreichen Persönlichkeiten aus den im Kanton 
lebenden migrantischen Gemeinschaften, die aus FGM/C-
praktizierenden Ländern oder Ethnien stammen, bekannt 
sind.

   welche staatlichen Institutionen und Dienste potenziell mit 
dem Thema konfrontiert sind. In der Regel handelt es sich 
um folgende Stellen: Kinderspital, Frauenspital, Schulen, 
im Bereich der Kinder- und Familienhilfe tätige Sozial-
dienste, Betreuungsdienste für Asylsuchende, Vormund-
schaftsbehörden, Polizei, Strafverfolgungsbehörden.

Das kantonale Koordinationsgremium im Kindesschutzbe-
reich sollte sowohl die spezialisierten NGO und Fachleu-
te wie die potenziell mit dem Thema Mädchenbeschneidung 
konfrontierten staatlichen Institutionen und Dienste einladen, 
gemeinsam standardisierte Richtlinien für die Prävention der 
Mädchenbeschneidung im Kanton auszuarbeiten. Es sollte 
Wert darauf gelegt werden, dass Vertreterinnen und Vertre-
ter der FGM/C-praktizierenden Gemeinschaften, insbesonde-
re einflussreiche Persönlichkeiten, bei der Ausarbeitung der 
Richtlinien einbezogen werden.
Die Richtlinien sollten folgende Punkte enthalten:

  Information über die Praxis der weiblichen Genitalbe-
schneidung, ihre gesundheitlichen Folgen und kulturellen 
Hintergründe. Hinweis auf die grossen Unterschiede zwi-
schen verschiedenen Ländern und ethnischen Gemeinschaf-
ten. Hinweis auf spezifische Kenntnisse über die betroffene 
Bevölkerung im Kanton.

   Information über die Strafbarkeit und die Möglichkeit der 
Anordnung von Kindesschutzmassnahmen gemäss Zivil-
gesetzbuch.

  Auflistung von Indizien, die auf eine bereits erfolgte oder 
drohende Beschneidung hinweisen.360

  Nennung von Anlaufstellen für die medizinische Be-
treuung von beschnittenen Mädchen und Frauen, für die 
Sensibilisierungs- und Informationsarbeit und für die inter-
kulturelle Vermittlung.

  Definition von Situationen, in denen eine Gefährdungsmel-
dung an die Vormundschaftsbehörde erfolgen muss. Klä-
rung der Melderechte und -pflichten verschiedener Berufs-
gruppen.

  Definition von Situationen, in denen eine Strafanzeige  
erfolgen muss. Klärung der Anzeigerechte und -pflichten 
verschiedener Berufsgruppen.

  Interne Richtlinien aller im Kindesschutzbereich tätigen 
Institutionen und Dienste

Die einzelnen kantonalen Institutionen, die potenziell mit ge-
fährdeten Mädchen in Berührung kommen, sollten in ihre in-
ternen Richtlinien betreffend Umgang mit Kindesmisshand-
lung auch das spezifische Thema der Mädchenbeschneidung 
aufnehmen. Auch diese Richtlinien sollten die oben für die 
kantonalen Richtlinien empfohlenen Informationen enthalten. 
Zudem empfiehlt es sich, in jeder Institution mindestens eine 
Fachperson für das Thema Mädchenbeschneidung zu bezeich-
nen, die sich regelmässig weiterbilden lässt.361

5. Empfehlungen an NGO 

Die Präventionsarbeit im Bereich Mädchenbeschneidung 
wird heute in der Schweiz in erster Linie von NGO geleistet. 
Sie erleichtern den Kindesschutzbehörden die Arbeit durch 
ihre Angebote im Bereich der Information und Sensibilisie-
rung, durch die Publikation von Guidelines und Empfehlun-
gen wie auch durch die Vermittlung von Fachpersonen. Es ist 
deshalb sehr zu begrüssen, dass die NGO ihre Angebote im 
Rahmen der Vermittlungsstelle Prävention von Mädchenbe-
schneidungen in der Schweiz bündeln und dadurch leichter 
zugänglich machen.
Zu empfehlen ist den NGO, noch aktiver die Zusammenar-
beit mit staatlichen Kindesschutzdiensten und -behörden zu 
suchen. Solange in den staatlichen Institutionen und Behörden 
der Schweiz Migrantinnen und Migranten aus FGM/C-prakti-
zierenden Ländern noch praktisch unvertreten sind, ist es Auf-
gabe der NGO, den Behörden die Sichtweise und Bedürfnisse 
der betroffenen Migrantinnen und Migranten nahezubringen 
und so eine adäquate Interventionspraxis zu ermöglichen, die 
von den FGM/C-praktizierenden Gemeinschaften akzeptiert 
werden kann. Die Beispiele England und Frankreich zeigen, 
wie eine solche Zusammenarbeit gut funktionieren kann.

XII. Bewertung der bestehenden  
Instrumente und Empfehlungen
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Der vorliegende Bericht hat zum Ziel, die Möglichkeiten auf-
zuzeigen, wie die Schweiz ihre Bemühungen zum Schutz von 
in der Schweiz lebenden Mädchen vor genitaler Beschnei-
dung verstärken kann. Nachdem zwei Gutachten im Auftrag 
von UNICEF Schweiz gezeigt haben, dass die Mädchenbe-
schneidung in der Schweiz als Körperverletzungsdelikt straf-
rechtlich verfolgt werden kann,362 wird hier aufgezeigt, wie 
der zivilrechtliche Kindesschutz als Präventionsinstrument 
eingesetzt werden kann. Dabei ist festzustellen, dass die In-
strumente des vormundschaftlichen Kindesschutzes, die in 
Art. 307 ff. des Zivilgesetzbuches vorgesehen sind, auch zur 
Verhinderung von Mädchenbeschneidungen eingesetzt wer-
den können. Möglich sind Weisungen im Bereich der Infor-
mation und Aufklärung über FGM/C, zum Schutz vor einer 
Beschneidung im Ausland und unter bestimmten Bedingun-
gen betreffend die regelmässige Genitaluntersuchung, die 
Einsetzung einer Beiständin oder eines Beistands und als Ul-
tima Ratio der Obhutsentzug, also die Wegnahme des Kin-
des von den Eltern.
Das Kindesschutzverfahren sollte so angepasst werden, dass 
den Eltern und dem betroffenen Mädchen eine kulturell sen-
sible Haltung entgegengebracht wird und dass in erster Linie 
das Ziel verfolgt wird, Eltern davon zu überzeugen, dass die 
Mädchenbeschneidung mit Leid und gesundheitlichen Risi-
ken für das Kind verbunden ist. Der Beizug einer interkultu-
rellen Vermittlung oder von einflussreichen Persönlichkeiten 
aus der jeweiligen migrantischen Gemeinschaft kann mit zu 
dieser Überzeugungsarbeit beitragen. Im Zentrum der Auf-
merksamkeit der Behörden sollte das betroffene Mädchen 
stehen.
Ein Gesetzgebungsbedarf besteht im Bereich des Kindes-
schutzrechts nur in Bezug auf die Melderechte und -pflich-
ten an die Vormundschaftsbehörden. Es ist zu empfehlen, ge-
samtschweizerisch ein Melderecht von Berufsgruppen, die an 
ein Berufsgeheimnis gebunden sind, im Fall der Feststellung 
von Kindeswohlgefährdung einzuführen.
Besonderer Handlungsbedarf besteht auch im Bereich der 
Entwicklung von auf freiwilliger Ebene wirksamen Präventi-
onsprogrammen, die sich einerseits an Eltern und weibliche 
Minderjährige aus FGM/C-praktizierenden Gemeinschaften 
und andererseits an verschiedene Berufsgruppen richten, die 
mit dem Thema Mädchenbeschneidung in ihrem Berufsalltag 
konfrontiert sein könnten.
Der Bericht empfiehlt, die kantonalen Aktivitäten zur Präven-
tion von FGM/C im Rahmen von bereits existierenden Gre-
mien im Bereich des Kindesschutzes zu koordinieren. Dabei 
sollten Fachpersonen und einflussreiche Persönlichkeiten aus 
den im jeweiligen Kanton lebenden FGM/C-praktizierenden 
Gemeinschaften beigezogen werden. Gleichzeitig sollten in 

allen potenziell mit dem Thema FGM/C konfrontierten kan-
tonalen Diensten und Behörden (Kinderspital, Frauenspi-
tal, Schulen, im Bereich der Kinder- und Familienhilfe täti-
ge Sozialdiens te, Betreuungsdienste für Asylsuchende, Vor-
mundschaftsbehörden, Polizei, Strafverfolgungsbehörden) 
Richtlinien zum Vorgehen beim Verdacht auf FGM/C beste-
hen, die sinnvollerweise in die allgemeinen Richtlinien betref-
fend Kindesmisshandlung integriert und durch Weiterbildung 
von spezialisierten Mitarbeitenden begleitet werden.

XIII. Zusammenfassung und Fazit
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Meyer-Hayoz Arthur (Hrsg.), Berner Kommentar zum schweize-

rischen Privatrecht, Bd. II, Das Familienrecht, 2. Abteilung,  

Die Verwandtschaft, 1. Teilbd. Das eheliche Kindesverhältnis, 

Art. 252–301 ZGB, (zit. BernerKomm/BearbeiterIn).

Schwenzer Ingeborg, Familienrechtskommentar Scheidung, Bern 

2005 (zit. FamKomm/BearbeiterIn).       
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Grossbritannien Frankreich

Hauptmerkmale der  

Präventionsstrategie

Prävention durch Gesundheitswesen und Kindesschutzbehörden,  

strafrechtliche Prävention durch Spezialgesetz:

 Präventionsgespräche mit Gemeinschaften und Einzelpersonen, gegebenenfalls  

Kindesschutzmassnahmen p mittels Zwang gegenüber den Eltern oder dem Kind  

durchsetzbare Kindesschutzmassnahmen werden selten verwendet 

 Strafrechtliches Spezialgesetz (s. unten), bislang keine Verurteilungen

 London: Öffentlichkeitsarbeit der Polizei und «Project Violet Team», spezialisiert auf  

die Prävention von Kindesmisshandlungen in ethnischen Gemeinschaften. 

 2007: Londoner Polizei schreibt eine Belohnung aus für Informationen die zur Ergreifung  

von BeschneiderInnen führen

Strafrechtliche Repression und Prävention durch Gesundheitswesen:

 bisher über 30 strafrechtliche Verurteilungen

 Präventionsgespräche und regelmässige Genitaluntersuchungen im Rahmen der obligatorischen  

ärztlichen Untersuchungen im Vorschulalter durch Services de protection maternelle et infantile (PMI)

Strafbarkeit Spezifische strafrechtliche Gesetzgebung: «Prohibition of female circumcision  

act 1985», «Female Genital Mutilation Act 2003» (England, Wales, Nordirland),  

«Prohibition of Female Genital Mutilation Act 2005» (Schottland)

Keine spezifische Strafnorm zum Verbot von Mädchenbeschneidungen p strafbar als Körperverletzung  

gemäss Strafgesetzbuch (Code pénal)

allgemeine Anzeigepflicht der Gefahr einer Beschneidung an die Strafverfolgungsbehörden

Organisation  

des zivilrechtlichen  

Kindesschutzes

 lokale Kindesschutzbehörde (Local Authority) p Abklärung von Kindeswohlgefährdungen,  

Pflicht, schutzbedürftige Kinder in ihrem Einzugsgebiet zu identifizieren

 Familiengericht (Family Court): p Anordnung von Kindesschutzmassnahmen

 spezialisierte Sozialdienste (Services de l’aide sociale à l’enfance): Abklärung von Kindeswohlgefährdungen,  

Vollzug der Kindesschutzmassnahmen

 Generalrat des Departements (Conseil général):  Antrag auf Anordnung von Kindesschutzmassnahmen beim     

Juge des enfants

 Jugendgerichte (Juges des enfants): Anordnung von Kindesschutzmassnahmen

Koordination der  

Prävention von FGM/C im  

Kindesschutzbereich 

Hinweis auf Prävention von FGM/C in nationalen Richtlinien für Kindesschutzbehörden.

Nationales Recht schreibt seit 2004 für den Kindesschutz im Allgemeinen lokale  

Koordinationsgremien vor (Local Safeguarding Children Boards, LSCB)

 vertreten in LSCB: alle Dienste und Behörden, die mit FGM/C konfrontiert werden könnten

 Folge: Erlass von lokalen Richtlinien zur Prävention von FGM/C, diese umfassen u.a.  

Hintergrundinformationen, Merkmale, die auf (geplante) Genitalbeschneidung hinweisen, 

 und  Verhaltensrichtlinien für Behördenmitglieder

Prävention von FGM/C als Bestandteil der Prävention von geschlechtsspezifischer Gewalt und von  

Kindsmisshandlungen 

 von der Regierung beauftragte Kommission «Genre et Violence» (Geschlecht und Gewalt)  

aus dem Jahr 2005. Empfehlungen, Veranstaltungen zur Sensibilisierung von Fachleuten und Politik

 Nationale Öffentlichkeitsarbeit (Faltblätter und Broschüren) zur Prävention von FGM/C

Zivilrechtliche  

Kindesschutz- 

massnahmen 

Mögliche Massnahmen der lokalen Kindesschutzbehörde  

(nach Ausschöpfung der auf Kooperation mit den Eltern beruhenden Mittel):

 sofortige Wegnahme des Kindes bspw. zur Verhinderung der drohenden Ausreise  

(emergency protection order)

Massnahmen der Familiengerichte:

 Verbot der Genitalbeschneidung; Verbot, ohne Bewilligung des Gerichts mit dem Kind das  

Land zu verlassen (prohibited steps order, specific issue order) 

 Einsetzung einer Betreuungsperson, gerichtliche Wegnahme und ausserfamiliäre  

Unterbringung des Kindes (supervision order, care order)

Mögliche Kindesschutzmassnahmen (assistance éducative) des Jugendgerichts auf Antrag  

des Generalrats des Departements (nach Ausschöpfung der auf Kooperation mit den Eltern beruhenden Mittel):

 Einsetzung einer Betreuungsperson

 (vorsorgliche) Wegnahme des Kindes von den Eltern und ausserfamiliäre Unterbringung,  

insbesondere zur Verhinderung einer Ausreise

XVI. Anhang

Übersicht Prävention von FGM/C in Grossbritannien und Frankreich
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Grossbritannien Frankreich

Hauptmerkmale der  

Präventionsstrategie

Prävention durch Gesundheitswesen und Kindesschutzbehörden,  

strafrechtliche Prävention durch Spezialgesetz:

 Präventionsgespräche mit Gemeinschaften und Einzelpersonen, gegebenenfalls  

Kindesschutzmassnahmen p mittels Zwang gegenüber den Eltern oder dem Kind  

durchsetzbare Kindesschutzmassnahmen werden selten verwendet 

 Strafrechtliches Spezialgesetz (s. unten), bislang keine Verurteilungen

 London: Öffentlichkeitsarbeit der Polizei und «Project Violet Team», spezialisiert auf  

die Prävention von Kindesmisshandlungen in ethnischen Gemeinschaften. 

 2007: Londoner Polizei schreibt eine Belohnung aus für Informationen die zur Ergreifung  

von BeschneiderInnen führen

Strafrechtliche Repression und Prävention durch Gesundheitswesen:

 bisher über 30 strafrechtliche Verurteilungen

 Präventionsgespräche und regelmässige Genitaluntersuchungen im Rahmen der obligatorischen  

ärztlichen Untersuchungen im Vorschulalter durch Services de protection maternelle et infantile (PMI)

Strafbarkeit Spezifische strafrechtliche Gesetzgebung: «Prohibition of female circumcision  

act 1985», «Female Genital Mutilation Act 2003» (England, Wales, Nordirland),  

«Prohibition of Female Genital Mutilation Act 2005» (Schottland)

Keine spezifische Strafnorm zum Verbot von Mädchenbeschneidungen p strafbar als Körperverletzung  

gemäss Strafgesetzbuch (Code pénal)

allgemeine Anzeigepflicht der Gefahr einer Beschneidung an die Strafverfolgungsbehörden

Organisation  

des zivilrechtlichen  

Kindesschutzes

 lokale Kindesschutzbehörde (Local Authority) p Abklärung von Kindeswohlgefährdungen,  

Pflicht, schutzbedürftige Kinder in ihrem Einzugsgebiet zu identifizieren

 Familiengericht (Family Court): p Anordnung von Kindesschutzmassnahmen

 spezialisierte Sozialdienste (Services de l’aide sociale à l’enfance): Abklärung von Kindeswohlgefährdungen,  

Vollzug der Kindesschutzmassnahmen

 Generalrat des Departements (Conseil général):  Antrag auf Anordnung von Kindesschutzmassnahmen beim     

Juge des enfants

 Jugendgerichte (Juges des enfants): Anordnung von Kindesschutzmassnahmen

Koordination der  

Prävention von FGM/C im  

Kindesschutzbereich 

Hinweis auf Prävention von FGM/C in nationalen Richtlinien für Kindesschutzbehörden.

Nationales Recht schreibt seit 2004 für den Kindesschutz im Allgemeinen lokale  

Koordinationsgremien vor (Local Safeguarding Children Boards, LSCB)

 vertreten in LSCB: alle Dienste und Behörden, die mit FGM/C konfrontiert werden könnten

 Folge: Erlass von lokalen Richtlinien zur Prävention von FGM/C, diese umfassen u.a.  

Hintergrundinformationen, Merkmale, die auf (geplante) Genitalbeschneidung hinweisen, 

 und  Verhaltensrichtlinien für Behördenmitglieder

Prävention von FGM/C als Bestandteil der Prävention von geschlechtsspezifischer Gewalt und von  

Kindsmisshandlungen 

 von der Regierung beauftragte Kommission «Genre et Violence» (Geschlecht und Gewalt)  

aus dem Jahr 2005. Empfehlungen, Veranstaltungen zur Sensibilisierung von Fachleuten und Politik

 Nationale Öffentlichkeitsarbeit (Faltblätter und Broschüren) zur Prävention von FGM/C

Zivilrechtliche  

Kindesschutz- 

massnahmen 

Mögliche Massnahmen der lokalen Kindesschutzbehörde  

(nach Ausschöpfung der auf Kooperation mit den Eltern beruhenden Mittel):

 sofortige Wegnahme des Kindes bspw. zur Verhinderung der drohenden Ausreise  

(emergency protection order)

Massnahmen der Familiengerichte:

 Verbot der Genitalbeschneidung; Verbot, ohne Bewilligung des Gerichts mit dem Kind das  

Land zu verlassen (prohibited steps order, specific issue order) 

 Einsetzung einer Betreuungsperson, gerichtliche Wegnahme und ausserfamiliäre  

Unterbringung des Kindes (supervision order, care order)

Mögliche Kindesschutzmassnahmen (assistance éducative) des Jugendgerichts auf Antrag  

des Generalrats des Departements (nach Ausschöpfung der auf Kooperation mit den Eltern beruhenden Mittel):

 Einsetzung einer Betreuungsperson

 (vorsorgliche) Wegnahme des Kindes von den Eltern und ausserfamiliäre Unterbringung,  

insbesondere zur Verhinderung einer Ausreise

Übersicht Prävention von FGM/C in Grossbritannien und Frankreich
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Bundesebene Kanton Basel-Stadt Kanton Genf Kanton Zürich

Hauptmerkmale der  

Präventionsstrategie
Nationale Präventionsstrategie fehlt Ansätze der Prävention im Bereich  

der Geburtshilfe

Kantonale Präventionsstrategie fehlt

Ansätze von Prävention im Gesundheitswesen,  

in Einzelfällen strafrechtliche Verfolgung und Einsatz von  

Kindesschutzmassnahmen

Pilotprojekt «Prise en charge de la problématique des  

mutilations génitales féminines dans le canton de Genève»  

(seit 2007):

1. Organisation einer Informationskampagne mit dem Ziel der 

Verhaltensänderung der im Kanton Genf lebenden Bevölke-

rungsgruppen eritreischer, äthiopi scher, somalischer und suda-

nischer Herkunft. 2. Organisation von Aktivitäten zur Stärkung 

der Autonomie von Frauen aus diesen Bevölkerungsgruppen. 

3. Information und Sensibilisie rung von Fachleuten im Gesund-

heitswesen des Kantons Genf zum Thema weibliche Genital-

beschneidung

Ansätze von Prävention im Gesundheitswesen,  

in Einzelfällen strafrechtliche Verfolgung und Einsatz von  

Kindesschutzmassnahmen

Kantonale Präventionsstrategie fehlt

 

Strafbarkeit und  

kantonale Praxis
Keine spezifische Strafnorm zum Verbot der Mädchenbeschnei-

dung p strafbar als Körperverletzung gemäss Strafgesetzbuch

 Typ II und III: schwere Körperverletzung (Art. 122 StGB): auch 

Vorbereitungshandlungen strafbar (Art. 260bis StGB)

 Typ I und IV: mindestens einfache, gegebenenfalls qualifizierte 

einfache Körperverletzung (Art. 123 StGB)

Bisher keine Strafverfahren wegen 

FGM/C

 

Laut Medienberichten im Jahre 2004 Strafanzeige einer  

Mutter wegen einer im Ausland durch den Vater veranlassten 

Beschneidung

Ende 2007 wurde im Kinderspital Zürich bei einem  

Mädchen eine Exzision festgestellt, die 1996 in der Schweiz 

durchgeführt worden war p Verfahren gegen die Eltern wegen 

Anstiftung zu schwerer Körperverletzung ist zurzeit vor dem 

Zürcher Obergericht hängig

Organisation des  

zivilrechtlichen  

Kindesschutzes

Vormundschaftsbehörden sind kantonal organisiert  Abteilung Kindes- und Jugendschutz 

der Vormundschaftsbehörde:  

Anordnung von Kindesschutzmass- 

nahmen nach Art. 307 ff. ZGB  

(mit Ausnahme von Art. 310 und 311 f.), 

Vollzug der Kindesschutzmassnahmen

 Jugendschutzkammer des Jugend-

rats: Anordung von Obhutsentzügen 

gemäss Art. 310 ZGB  

Kindesschutzdienst (Service de protection des mineurs): Ab-

klärungen im Rahmen des Kindesschutzverfahrens und Vollzug 

der Kindesschutzmassnahmen 

Vormundschaftsgericht (Tribunal tutélaire): Anordung der 

Massnahmen gemäss Art. 307 ff.

 Organisation der Vormundschaftsbehörden auf Gemeinde- 

ebene: Anordnung der Kindesschutzmassnahmen gemäss Art. 

307 ff. ZGB (mit Ausnahme von Art. 311 f.)

 Organisationsformen: Gemeinderat der politischen Gemeinde, 

Unterkommission des Gemeinderats oder besondere Behörde 

(z.B. in der Stadt Zürich)

Koordination der  

Prävention von FGM/C 

 im Kindesschutzbereich

Keine Koordination auf nationaler Ebene Keine spezifische Koordination auf kan-

tonaler Ebene

Koordination im Zuge des Pilotprojekts (s. oben) Keine Koordination auf kantonaler Ebene

Zivilrechtliche  

Kindesschutz- 

massnahmen 

Mögliche Kindesschutzmassnahmen (nach Ausschöpfung der 

auf Kooperation mit den Eltern beruhenden Mittel):

 Verbot der Ausreise in ein Land, in dem die Genitalbeschnei-

dung praktiziert wird, Sicherung durch die Hinterlegung des  

Reisepasses des Kindes (Art. 307 ZGB)

 Unter bestimmten Bedingungen Anordnung von regel- 

mässigen, präventiven Genitaluntersuchungen (Art. 307 ZGB)

 Beistandschaft (Einsetzung einer Betreuungsperson) für medi-

zinische Entscheidungen und interkulturelle Überzeugungsarbeit 

(Art. 308 ZGB)

 Wegnahme des Kindes von den Eltern und ausserfamiliäre  

Unterbringung (Art. 310 ZGB)

Vormundschaftsbehörde bisher in kei-

nen Fall involviert

In Einzelfällen ist Service de protection des mineurs in Sachen 

FGM/C tätig geworden; bislang wurde noch kein Fall an das 

Vormundschaftsgericht überwiesen oder die Strafverfolgungs-

behörden eingeschaltet

In Einzelfällen werden regelmässige, durch die Vormund-

schaftsbehörde begleitete Genitaluntersuchungen zur Präventi-

on von FGM/C durchgeführt

Im Kinderspital werden im Auftrag von Vormundschaftsbehör-

den bei Verdacht auf eine erfolgte Beschneidung gelegentlich 

Mädchen medizinisch untersucht, in einem Fall wurde eine in 

der Schweiz durchgeführte Beschneidung festgestellt (s. oben 

Strafbarkeit)

Übersicht Prävention von FGM/C auf Bundesebene und in den  
Kantonen Basel-Stadt, Genf und Zürich

XVI. Anhang
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Bundesebene Kanton Basel-Stadt Kanton Genf Kanton Zürich

Hauptmerkmale der  

Präventionsstrategie
Nationale Präventionsstrategie fehlt Ansätze der Prävention im Bereich  

der Geburtshilfe

Kantonale Präventionsstrategie fehlt

Ansätze von Prävention im Gesundheitswesen,  

in Einzelfällen strafrechtliche Verfolgung und Einsatz von  

Kindesschutzmassnahmen

Pilotprojekt «Prise en charge de la problématique des  

mutilations génitales féminines dans le canton de Genève»  

(seit 2007):

1. Organisation einer Informationskampagne mit dem Ziel der 

Verhaltensänderung der im Kanton Genf lebenden Bevölke-

rungsgruppen eritreischer, äthiopi scher, somalischer und suda-

nischer Herkunft. 2. Organisation von Aktivitäten zur Stärkung 

der Autonomie von Frauen aus diesen Bevölkerungsgruppen. 

3. Information und Sensibilisie rung von Fachleuten im Gesund-

heitswesen des Kantons Genf zum Thema weibliche Genital-

beschneidung

Ansätze von Prävention im Gesundheitswesen,  

in Einzelfällen strafrechtliche Verfolgung und Einsatz von  

Kindesschutzmassnahmen

Kantonale Präventionsstrategie fehlt

 

Strafbarkeit und  

kantonale Praxis
Keine spezifische Strafnorm zum Verbot der Mädchenbeschnei-

dung p strafbar als Körperverletzung gemäss Strafgesetzbuch

 Typ II und III: schwere Körperverletzung (Art. 122 StGB): auch 

Vorbereitungshandlungen strafbar (Art. 260bis StGB)

 Typ I und IV: mindestens einfache, gegebenenfalls qualifizierte 

einfache Körperverletzung (Art. 123 StGB)

Bisher keine Strafverfahren wegen 

FGM/C

 

Laut Medienberichten im Jahre 2004 Strafanzeige einer  

Mutter wegen einer im Ausland durch den Vater veranlassten 

Beschneidung

Ende 2007 wurde im Kinderspital Zürich bei einem  

Mädchen eine Exzision festgestellt, die 1996 in der Schweiz 

durchgeführt worden war p Verfahren gegen die Eltern wegen 

Anstiftung zu schwerer Körperverletzung ist zurzeit vor dem 

Zürcher Obergericht hängig

Organisation des  

zivilrechtlichen  

Kindesschutzes

Vormundschaftsbehörden sind kantonal organisiert  Abteilung Kindes- und Jugendschutz 

der Vormundschaftsbehörde:  

Anordnung von Kindesschutzmass- 

nahmen nach Art. 307 ff. ZGB  

(mit Ausnahme von Art. 310 und 311 f.), 

Vollzug der Kindesschutzmassnahmen

 Jugendschutzkammer des Jugend-

rats: Anordung von Obhutsentzügen 

gemäss Art. 310 ZGB  

Kindesschutzdienst (Service de protection des mineurs): Ab-

klärungen im Rahmen des Kindesschutzverfahrens und Vollzug 

der Kindesschutzmassnahmen 

Vormundschaftsgericht (Tribunal tutélaire): Anordung der 

Massnahmen gemäss Art. 307 ff.

 Organisation der Vormundschaftsbehörden auf Gemeinde- 

ebene: Anordnung der Kindesschutzmassnahmen gemäss Art. 

307 ff. ZGB (mit Ausnahme von Art. 311 f.)

 Organisationsformen: Gemeinderat der politischen Gemeinde, 

Unterkommission des Gemeinderats oder besondere Behörde 

(z.B. in der Stadt Zürich)

Koordination der  

Prävention von FGM/C 

 im Kindesschutzbereich

Keine Koordination auf nationaler Ebene Keine spezifische Koordination auf kan-

tonaler Ebene

Koordination im Zuge des Pilotprojekts (s. oben) Keine Koordination auf kantonaler Ebene

Zivilrechtliche  

Kindesschutz- 

massnahmen 

Mögliche Kindesschutzmassnahmen (nach Ausschöpfung der 

auf Kooperation mit den Eltern beruhenden Mittel):

 Verbot der Ausreise in ein Land, in dem die Genitalbeschnei-

dung praktiziert wird, Sicherung durch die Hinterlegung des  

Reisepasses des Kindes (Art. 307 ZGB)

 Unter bestimmten Bedingungen Anordnung von regel- 

mässigen, präventiven Genitaluntersuchungen (Art. 307 ZGB)

 Beistandschaft (Einsetzung einer Betreuungsperson) für medi-

zinische Entscheidungen und interkulturelle Überzeugungsarbeit 

(Art. 308 ZGB)

 Wegnahme des Kindes von den Eltern und ausserfamiliäre  

Unterbringung (Art. 310 ZGB)

Vormundschaftsbehörde bisher in kei-

nen Fall involviert

In Einzelfällen ist Service de protection des mineurs in Sachen 

FGM/C tätig geworden; bislang wurde noch kein Fall an das 

Vormundschaftsgericht überwiesen oder die Strafverfolgungs-

behörden eingeschaltet

In Einzelfällen werden regelmässige, durch die Vormund-

schaftsbehörde begleitete Genitaluntersuchungen zur Präventi-

on von FGM/C durchgeführt

Im Kinderspital werden im Auftrag von Vormundschaftsbehör-

den bei Verdacht auf eine erfolgte Beschneidung gelegentlich 

Mädchen medizinisch untersucht, in einem Fall wurde eine in 

der Schweiz durchgeführte Beschneidung festgestellt (s. oben 

Strafbarkeit)

Übersicht Prävention von FGM/C auf Bundesebene und in den  
Kantonen Basel-Stadt, Genf und Zürich
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XVII. Anmerkungen

1  Für ihre wertvolle Unterstützung bei den  
Recherchen danke ich Anne Bergfeld,  
Praktikantin bei UNICEF Schweiz, Vera-Maria 
Holzwarth, Mitarbeiterin bei UNICEF Schweiz, 
und Debra Rennard, studentische Mitarbeite-
rin am Centrum für Familienwissenschaften, 
Universität Basel.

2  Trechsel/Schlauri, Rechtsgutachten; Niggli/
Berkemeier, Rechtsgutachten. In den  
Anmerkungen wer den nur Kurztitel genannt.  
Die ausführlichen Literaturnachweise finden 
sich im Literaturverzeichnis.  

3  WHO/UNICEF/UNFPA statement, 3; WHO, 
FGM Fact sheet.

4  WHO/UNICEF/UNFPA statement, 5. Praktiziert 
wird FGC in folgenden afrikanischen Län-
dern: Benin, Burkina Faso, Demokratische  
Republik Kongo, Dschibuti, Elfenbeinküste, 
Eritrea, Gambia, Ghana, Guinea, Guinea- 
Bissau, Kamerun, Kenia, Liberia, Mali, Mau-
retanien, Niger, Nigeria, Senegal, Sierra  
Leone, Somalia, Sudan, Tansania, Togo, 
Tschad, Uganda, Zentralafrikanische Repu-
blik. Praktiziert wird FGC auch von kleineren 
Gemeinschaften in Jemen, vermutlich auch 
in Jordanien, Oman, den besetzten Gebie-
ten in Palästina und gewissen kurdischen Ge-
meinschaften im Irak. Es bestehen auch Be-
richte über die Verbreitung der Praxis in In-
dien, Indonesien und Malaysia. Vgl. UNICEF, 
Changing a harmful social convention, 3 f.

5  WHO/UNICEF/UNFPA statement.
6  Vgl. etwa Asefaw, Weibliche Genital- 

beschneidung, 2.
7 Vgl. Gynécologie Suisse, Guideline, 4.
8 WHO/UNICEF/UNFPA statement, 3.
9 Gynécologie Suisse, Guideline, 4.
10  Vgl. aber die Kritik der ugandischen 

Rechtsprofessorin Sylvia Tamale an der  
Klassifikation einer Tradition der ugandischen 
Ethnie Baganda, die die Verlängerung der 
Schamlippen zum Inhalt hat, als Typ IV.  
Gemäss Tamales Feldforschung hat die-
se Praxis die Steigerung des sexuellen Lust-
empfindens von Frauen zum Ziel und kann 
nicht mit Formen der Genitalbeschneidung 
verglichen werden, die ernsthafte gesund-
heitliche Folgen für Frauen haben: Tamale, 
Feminist Africa 5/2005.

11  WHO/UNICEF/UNFPA statement, 3; Über- 
setzung grösstenteils nach Gynécologie 
Suisse, Guideline, 4.

12  Vgl. UNICEF, Changing a harmful social  
convention, 2.

13  Lightfoot-Klein, Das grausame Ritual, 43 ff.
14  Asefaw, Weibliche Genitalbeschneidung, 

149 ff.
15  Schnüll, Weibliche Genitalverstümmelung 

in Afrika, 23, 41; Renteln,  
The Cultural Defense, 52.

16  Lightfoot-Klein, Das grausame Ritual, 43.
17  Vgl. etwa die Hinweise des Islamic Cultural 

Centre London und der London 
Central Mosque: http://www.iccservices.org.
uk/news_and_events/updates/female_geni-

tal_mutilation.htm (besucht 18.9. 2007).
18  Asefaw, Weibliche Genitalbeschneidung, 

153 ff.
19  Gruenbaum, The Female Circumcision 

Controversy, 69 ff.
20  Gruenbaum, The Female Circumcision 

Controversy, 67 f.
21  Asefaw, Weibliche Genitalbeschneidung, 

156 ff.
22  Thierfelder, Swiss Health Care System, 59 ff.
23 Hulverscheidt, Medizingeschichte, 253 ff.
24  Vgl. UNICEF, Changing a harmful social 

convention, 29 ff.; Rahman/Toubia, Guide to 
Laws and Policies Worldwide; Wheeler, The 
International Journal of Children’s Rights, 
11, 2003, 257 ff.

25  UNICEF, Changing a harmful social conventi-
on, 13 f.; UNICEF, Coordinated strategy, 22 f.

26  Zu Schweden: Johnsdotter/Essén, Critical 
Social Policy 2005, 577, 584 f. m.w.Nachw.; 
Allag et al., Gynécol Obstét Fertil 2000, 824, 
827 f. In Bezug auf die Schweiz vgl. unten 5.

27  Johnsdotter/Essén, Critical Social Policy 
2005, 577, 584 f. 

28 WHO/UNICEF/UNFPA statement, 5.
29  Schweizerisches Komitee für UNICEF, 

Umfrage, 3 f.
30  Thierfelder, Swiss Health Care System, 35 ff.
31  Schweizerisches Komitee für UNICEF, 

Umfrage.
32  Auskunft des zuständigen Staatsanwalts 

Michael Scherrer, Staatsanwaltschaft IV des 
Kantons Zürich, vom 22. Januar 2008. Vgl. 
auch: Erstmals Strafverfahren wegen 
Mädchenbeschneidung, NZZ 17./18. Novem-
ber 2007. Zum Rechts- oder Verbotsirrtum 
vgl. auch unten V. 3.
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XVII. Anmerkungen



In Bezug auf die gesetzlichen  

Grundlagen muss die Situation im  

Bereich der Melderechte und   

-pflichten an die Vormundschafts- 

behörden als unbefriedigend  

bezeichnet werden.



72

Schweizerisches Komitee für  
UNICEF
Baumackerstrasse 24
8050 Zürich
Telefon 044 317 22 66
Fax 044 317 22 77
info@unicef.ch
www.unicef.ch

Appartenances
Centre migrants
Rue des Terreaux 10
1003 Lausanne
Telefon 021 341 12 50
Fax 021 341 12 52
association@appartenances.ch

Association Suisse pour la santé
sexuelle et reproductive (PLANeS)
Av. de Beaulieu 9
Case postale 1229 
1001 Lausanne
Telefon 021 661 22 33
Fax 021 661 22 34
info@plan-s.ch
www.plan-s.ch

Vermittlungsstelle für die  
Prävention
von Mädchenbeschneidungen
Löwenstrasse 3, Postfach
6002 Luzern
Telefon 041 419 23 55
Fax +41 41 419 24 26
mohuerlimann@caritas.ch
www.caritas.ch/gesundheit

Dachverband Schweizer
Lehrerinnen und Lehrer (LCH)
Ringstrasse 54
8057 Zürich
Telefon 044 315 54 54
Fax 044 311 83 15
www.lch.ch

IAMANEH Schweiz
Aeschengraben 16
4051 Basel
Telefon 061 205 60 80
Fax 061 271 79 00
www.iamaneh.ch

Kinderschutzgruppe und  
Opferberatungsstelle
des Kinderspitals Zürich
Steinwiesstrasse 75
8032 Zürich
Telefon 044 266 76 46 (Sekretariat)
Telefon 044 266 71 11 (Zentrale
Kinderspital)
Fax 044 266 76 46 (Sekretariat)
sekretariat.ksg@kispi.unizh.ch
www.kinderschutzgruppe.ch

Schweizerischer  
Hebammenverband
Flurstrasse 26
3000 Bern 22
Telefon 031 332 63 40
Fax 031 332 76 19
info@hebamme.ch
www.hebamme.ch

Treffpunkt Schwarze Frauen
Manessestrasse 73
8003 Zürich
Telefon 044 451 60 94
blackwomenscenter@hotmail.com
www.blackwomenscenter.ch

Vereinigung der Kantonsärzte  
Schweiz (VKS)
Departement des Innern
Ambassadorenhof
4509 Solothurn
Telefon 032 627 93 77
Fax 032 627 93 51
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